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Am 20. März 2003 begann die militärische Intervention der ›Koali-
tion der Willigen‹ unter Führung der Vereinigten Staaten in Irak.
Nur wenige Wochen später, am 1. Mai 2003, verkündete US-Präsi-
dent Georg W. Bush an Bord eines Flugzeugträgers das Ende der
Hauptkampfhandlungen. Der schnelle und jedenfalls nach erstem
Augenschein erfolgreiche Militärschlag gegen das Unrechtsregime
des Saddam Hussein relativierte zunächst die Kritik an der völker-
rechtswidrigen1 Intervention. Bald aber wurden die Zweifel wieder
lauter. Das liegt nicht nur an den vergleichsweise hohen Verlusten
der US-Streitkräfte nach dem offiziellen Abschluß des Krieges, son-
dern auch an den erheblichen Schwierigkeiten der Besatzungsmäch-
te bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung im Lande und
beim Wiederaufbau.

I. Die Ohnmacht der unipolaren Ordnung

Die Machtdemonstration in Gestalt der von den USA angeführten In-
tervention ist einer Ohnmacht der unipolaren (Un-)Ordnung gewi-
chen. Aus völkerrechtlicher Perspektive stellt sich die Frage, wie die
Rechtslage nach der Intervention zu beurteilen ist. Im Zusammen-
hang damit wird man nicht umhin können, auch das geltende Recht
ob mancher Unzulänglichkeit kritisch zu hinterfragen. Von einer aus
der Militärintervention resultierenden Verantwortlichkeit (responsi-
bility) für die Nachkriegsordnung über die Nachkriegsrolle der inter-
nationalen Gemeinschaft, insbesondere der Vereinten Nationen, bis
hin zur Umgestaltung der innerstaatlichen Ordnung Iraks durch ei-
nen an der Herrschaft des Rechts (rule of law) und dem Grundsatz
guter Staatsführung (good governance) orientierten Transforma-
tionsprozeß sind viele Rechtsfragen gegenwärtig nur unbefriedigend
zu beantworten. Erforderlich scheint die Herausbildung eines ›ius
post bellum‹ – eines Rechts für die Zeit nach Beendigung eines Krie-
ges –, das den Zielen und Grundsätzen der Charta der Vereinten Na-
tionen, wie sie in ihren ersten beiden Artikeln formuliert sind, Rech-
nung trägt.
Die Notwendigkeit eines entsprechenden Regelwerks ist erst auf
Grund des nicht von den UN autorisierten militärischen Vorgehens
in Irak deutlich geworden. Denn in den vorherigen größeren bewaff-
neten Auseinandersetzungen hatte und hat jeweils die Weltorganisa-
tion die Konfliktfolgenbewältigung wesentlich mitgestaltet oder gar
in die Hand genommen, auch wenn dieser Prozeß insgesamt erst
neueren Datums ist. Hingewiesen sei nur auf die – je unterschiedlich
gelagerten – Fälle Namibia, Kambodscha, Bosnien-Herzegowina,
Kosovo, Afghanistan und Osttimor. Mit Blick auf Kosovo und Ostti-
mor läßt sich festhalten, daß mit den beiden Übergangsverwaltungen
der Zenit der von der Weltorganisation verantworteten institutionali-
sierten Konfliktfolgenbewältigung überschritten war. Insgesamt wur-
de in den letzten Jahren der durch die UN verkörperte Multilateralis-
mus wieder zurückgedrängt.
Dies gilt erst recht für den jüngsten Fall Irak. Die Militärintervention
war nicht von den Vereinten Nationen autorisiert, und nach dem En-
de der Hauptkampfhandlungen wollten die USA das Heft selbst in
der Hand behalten – aus Mißtrauen gegenüber und unter Mißachtung
der Weltorganisation. Auch wenn es neuerdings Anzeichen dafür
gibt, daß die Vereinigten Staaten die Vereinten Nationen stärker in
den Prozeß der Bewältigung der Konfliktfolgen einbeziehen wollen,
so ist doch zu fragen, ob die Ausgestaltung des Wiederaufbaus so-
wohl formell als auch materiell im Ermessen einer Weltmacht liegen

soll oder ob es nicht eines rechtlichen Rahmens bedarf, der die Ver-
haltenserwartungen aller Beteiligten stabilisiert und einen Beitrag
zur Aufrechterhaltung der Ordnung in Nachkriegsgesellschaften lei-
sten kann.
Denn offensichtlich ist (auch) der allein militärisch unterfütterte
Unilateralismus überfordert, wie die gegenwärtige Ohnmacht der USA
und ihrer Verbündeten in Irak zeigt. Man kann insoweit nicht von
unilateraler Ordnung, sondern nur von unilateraler Unordnung spre-
chen. Dies nährt die Zweifel an schneidigen Entscheidungen zugun-
sten militärischen Eingreifens und erlegt den UN eine Verantwor-
tung auf, derartige Maßnahmen nicht nachträglich zu legalisieren.
Die unbefriedigende Lage in Irak hängt aber auch mit dem am Status
quo orientierten traditionellen Besatzungsrecht zusammen, das den
aktuellen Herausforderungen an eine moderne Konfliktfolgenbewäl-
tigung längst nicht mehr gerecht werden kann. Nur wenn sowohl die
einschlägigen materiellen als auch die entsprechenden formellen 
Regeln überarbeitet werden, dürften Nachkriegssituationen künftig
angemessen bewältigt werden können. Dies erfordert nicht zuletzt
multilaterales Handeln und die Rückkehr der UN als politischer Ak-
teur.
Im Ergebnis bleibt nur die Perspektive auf die Ausarbeitung eines
zeitgemäßen ›ius post bellum‹, das die Regelwerke des ›ius ad 
bellum‹, des Rechts auf Kriegführung, und des ›ius in bello‹, des 
in bewaffneten Konflikten anwendbaren Rechts, ergänzt.

II. Keine Legalisierung der Militärintervention

Während des militärischen Vorgehens der USA und ihrer Verbünde-
ten gegen Irak befaßte sich der Sicherheitsrat offiziell lediglich mit
der humanitären Lage vor Ort; drei Wochen nach dem von Präsident
Bush verkündeten Ende der Hauptkampfhandlungen bezog er Stel-
lung zur Nachkriegsordnung.

Ein Beitrag zur Sicherung des humanitären Grundbedarfs:
Resolution 1472

Die erste Entschließung des Sicherheitsrats nach dem Beginn der
Militärintervention wurde schon am 28. März 2003 einstimmig ver-
abschiedet. Nachdem der Generalsekretär am 17. März das Pro-
gramm ›Öl für Lebensmittel‹2 im Hinblick auf den Beginn der
Kampfhandlungen ausgesetzt hatte, ist die auf Kapitel VII der Char-
ta gestützte Resolution 14723 das Ergebnis intensiver, unmittelbar
nach Ausbruch der Feindseligkeiten begonnener Bemühungen um
eine Wiederaufnahme des Programms aus humanitären Gründen.
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Die Resolution ermächtigt den Generalsekretär zur Durchführung
vorbereitender Maßnahmen für die zunächst auf 45 Tage befristete
Wiederaufnahme der humanitären Nothilfe im Rahmen dieses Pro-
gramms, das des weiteren inhaltlich auf die Finanzierung des huma-
nitären Grundbedarfs (ohne den Wiederaufbau ziviler Infrastruktur)
begrenzt ist. In Ermangelung einer Perspektive für die Wiederauf-
nahme von Ölexporten können auf der Grundlage von Resolution
1472 insbesondere noch nicht abgewickelte Altverträge angepaßt
und vorrangig implementiert werden. Der Spielraum des Generalse-
kretärs für den Abschluß neuer Verträge ist eng begrenzt. Allerdings
werden anstehende Auszahlungen aus den Mitteln der nach dem
Zweiten Golfkrieg geschaffenen Entschädigungskommission der Ver-
einten Nationen (UNCC) einstweilen aufgeschoben. Die Durchfüh-
rung des Programms steht unter der politischen Kontrolle des Si-
cherheitsrats, ohne daß allerdings geregelt ist, wer die Verteilung der
Güter in Irak übernimmt4.
Zur Rechtmäßigkeit der Militärintervention aus der Perspektive des
›ius ad bellum‹ nimmt der Sicherheitsrat in Resolution 1472 nicht
Stellung, obwohl er in der Präambel, im Einklang mit seiner bishe-
rigen Praxis, formelhaft das Bekenntnis »aller Mitgliedstaaten zur
Souveränität und territorialen Unversehrtheit Iraks« bekräftigt. Das
Anliegen der Resolution ist denn auch in erster Linie humanitär. Auf
dieser Linie liegt es, daß der Rat nicht nur das Programm ›Öl für Le-
bensmittel‹ vorübergehend revitalisiert. Vielmehr betont er mehr-
fach die Regeln des ›ius in bello‹. Schon im ersten Absatz der Präam-
bel stellt er die Pflicht der Besatzungsmächte fest,

»die Versorgung der Bevölkerung mit Lebens- und Arzneimitteln im Rahmen
aller ihr zur Verfügung stehenden Mittel sicherzustellen, und insbesondere
Lebensmittel, medizinische Ausrüstungen und alle anderen notwendigen Ar-
tikel einzuführen …, falls die Hilfsquellen des besetzten Gebiets nicht ausrei-
chen«.

Im übrigen ist besonders auf die operativen Ziffern 1 und 8 hinzu-
weisen, in denen der Sicherheitsrat die Mitgliedstaaten »ersucht«, ih-
re völkerrechtlichen Verpflichtungen, insbesondere die aus den Gen-
fer Abkommen und der Ordnung der Gesetze und Gebräuche des
Landkriegs (kurz: Haager Landkriegsordnung, HLKO), »streng« ein-
zuhalten, den internationalen humanitären Organisationen Zugang
zu gewähren und auch die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des
Personals der Vereinten Nationen zu fördern.
Die am 24. April ebenfalls einstimmig verabschiedete Resolution
14765 verlängerte die Wiederaufnahme des Programms bis zum 3.
Juni 2003.

Widersprüchliche Anerkennung der Nachkriegsordnung:
Resolution 1483
Am 22. Mai 2003 verabschiedete der Sicherheitsrat nach schwieri-
gen Verhandlungen mit 14 Ja-Stimmen bei Nichtteilnahme Syriens an
der Abstimmung seine Resolution 14836. Mit dieser Entschließung,
deren Entwurf von Spanien, Großbritannien und den USA vorgelegt
worden war, unterstützen die Vereinten Nationen die von den Verei-
nigten Staaten geführte Übergangsverwaltung in Irak bis zur Einset-
zung einer demokratisch gewählten Regierung. Außerdem werden
die gegen Irak verhängten Sanktionen mit Ausnahme des Waffen-
embargos aufgehoben.
Gleichsam als Vorfrage ist zu prüfen, ob der Sicherheitsrat in dieser
Resolution zumindest indirekt zur Rechtmäßigkeit der Militärinter-
vention Stellung nimmt. Der Rat bekräftigt in der Präambel zunächst
wiederum die Souveränität und territoriale Unversehrtheit Iraks. Im
übrigen nimmt er zur Intervention selbst nicht Stellung. Allerdings
setzt sich der Rat mit der von den Vereinigten Staaten geführten
Übergangsverwaltung auseinander, zu der sich in der Präambel unter
Kenntnisnahme eines an den Präsidenten des Rates gerichteten
Schreibens der Ständigen Vertreter der USA und Großbritanniens
vom 8. Mai 2003 die folgende Formulierung findet:

»in Anerkennung der nach dem anwendbaren Völkerrecht bestehenden spezi-
fischen Befugnisse, Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen dieser Staaten
als Besatzungsmächte unter einheitlicher Führung (›die Behörde‹)«.

Eine grammatikalische und systematische Auslegung dieses Absatzes
der Präambel macht deutlich, daß der Sicherheitsrat die beiden Staa-
ten als Besatzungsmächte ansieht und die aus diesem Status fließen-
den Befugnisse, Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen insoweit
anerkennt, als sie sich aus dem »anwendbaren Völkerrecht« ergeben.
Die Passage beinhaltet weder eine Legitimation noch eine Verurtei-
lung der Militärintervention. Selbst wenn man berücksichtigt, daß
der Sicherheitsrat es für notwendig hält, das Saddam-Regime für sei-
ne Verbrechen und Greueltaten zur Verantwortung zu ziehen und ei-
ne Verantwortlichkeit des Regimes festhält, so resultiert daraus doch
nicht eine (nachträgliche) Rechtfertigung, das Regime mit militä-
rischer Gewalt von außen zu stürzen7. Auch aus der Feststellung ei-
ner Kooperation anderer Staaten als der Besatzungsmächte mit der
Behörde lassen sich keine rechtlichen Schlußfolgerungen auf die Be-
urteilung der Militärintervention vor dem Hintergrund des Gewalt-
verbots ziehen. Immerhin relativiert der Rat die Rolle der Besat-
zungsmächte dadurch, daß es in der Präambel unter anderem heißt:

»entschlossen, dafür Sorge zu tragen, daß die Vereinten Nationen eine maß-
gebliche Rolle bei der humanitären Hilfe, beim Wiederaufbau Iraks und bei
der Wiederherstellung und Einsetzung nationaler und lokaler Institutionen für
eine repräsentative Regierungs- und Verwaltungsführung übernehmen«.

Im operativen Teil der Resolution bringt der Sicherheitsrat immer
wieder die zentrale Rolle des irakischen Volkes zum Ausdruck. Dar-
über hinaus fordert er unter Ziffer 4 die Behörde auf,
»im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen und anderen einschlägi-
gen Regeln des Völkerrechts das Wohl des irakischen Volkes durch die wirk-
same Verwaltung des Hoheitsgebiets zu fördern, indem sie insbesondere auf
die Wiederherstellung von Bedingungen der Sicherheit und Stabilität sowie
auf die Schaffung von Bedingungen hinarbeitet, in denen das irakische Volk
seine eigene politische Zukunft frei bestimmen kann«.

Damit erweitert der Rat die sich aus dem klassischen Besatzungs-
recht ergebenden Verpflichtungen, auf die er unter Ziffer 5 Bezug
nimmt, marginal. Unter Ziffer 9 bringt er seine Unterstützung der
»Bildung einer irakischen Interimsverwaltung durch das Volk Iraks mit Hilfe
der Behörde und in Zusammenarbeit mit dem Sonderbeauftragten, als eine
von Irakern geleitete Übergangsverwaltung, bis das Volk Iraks eine interna-
tional anerkannte, repräsentative Regierung einsetzt, welche die Verantwort-
lichkeiten der Behörde übernimmt«

zum Ausdruck. Die Entschließung enthält darüber hinaus zahlreiche
weitere Bestimmungen. Im Zusammenhang mit dem fortbestehen-
den Waffenembargo behält sich der Sicherheitsrat vor, sich zu einem
späteren Zeitpunkt erneut mit dem Mandat der Überwachungs-, Ve-
rifikations- und Inspektionskommission der Vereinten Nationen
(UNMOVIC) sowie der IAEA in Irak zu befassen. Der Generalse-
kretär soll einen Sonderbeauftragten für Irak ernennen, der in enger
Abstimmung mit der Behörde im Bereich der humanitären Hilfe und
des Wiederaufbaus agieren soll. Beim Aufbau neuer Verwaltungs-
strukturen soll dieser zwar mitwirken, aber keine Verantwortung
übernehmen. Die Erdölexporte sollen in normalem Umfang wieder
aufgenommen und das Programm ›Öl für Lebensmittel‹ für weitere
sechs Monate unter der Aufsicht des Generalsekretärs fortgeführt
werden. Bei der irakischen Zentralbank wird ein Entwicklungsfonds
für das Land eingerichtet, der mit Erlösen aus den Erdölverkäufen
gespeist wird. Schließlich will der Sicherheitsrat die Umsetzung der
Resolution nach spätestens zwölf Monaten prüfen und die weitere
Entwicklung beraten.
Festzuhalten ist, daß durch die Resolution der völkerrechtswidrige
Angriff auf Irak nicht nachträglich vom Sicherheitsrat legitimiert
wird. Vor dem Hintergrund, daß der Rat Monate darum gerungen
hat, den von den USA und Großbritannien vorbereiteten Krieg abzu-
wenden8, und daß er selbst kein Mandat für den Krieg erteilt hat,
klammert die Resolution die Frage der Völkerrechtswidrigkeit aus.
Der Dissens bleibt bestehen.
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III. Defizitäres Besatzungsregime

Entgegen einer in den Medien häufig gebrauchten Formulierung hat
der Sicherheitsrat die USA und ihre Verbündeten nicht als Besat-
zungsmächte »ermächtigt«. Vielmehr erkennt der Rat die Verpflich-
tungen an, die aus der tatsächlichen Situation resultieren.

Das ›klassische‹ Besatzungsrecht

Die Rechte und Pflichten als Besatzungsmacht knüpfen daran an,
daß ein Gebiet tatsächlich in die Gewalt gegnerischer Streitkräfte ge-
langt ist; so Art. 42 der HLKO9. Die Besatzungsmacht muß die Be-
satzungsgewalt tatsächlich ausüben (können). Das Faktum der Be-
setzung führt zur Anwendung der besatzungsrechtlichen Regelun-
gen. Weder kommt es auf eine Autorisierung an, noch kann sich ein
Staat, dessen Streitkräfte fremdes Territorium besetzt haben, den aus
dieser Besetzung resultierenden Verpflichtungen dadurch entziehen,
daß er die Rechtsbehauptung aufstellt, er sei keine Besatzungsmacht.
Denn das Besatzungsrecht stellt als Bestandteil des humanitären
Völkerrechts Mindeststandards für bewaffnete Konflikte auf.
Resolution 1483 schafft kein neues Besatzungsrecht für Irak, son-
dern verweist auf das geltende Völkerrecht. Im Zentrum stehen die
heute auch gewohnheitsrechtlich anerkannten Art. 42ff. der HLKO
und die ebenfalls weitgehend gewohnheitsrechtlich erstarkten Art.
27ff. und 47ff. des IV. Genfer Abkommens. Eine ausdrückliche Be-
zugnahme sowohl auf die Haager Landkriegsordnung von 1907 als
auch auf die Genfer Abkommen von 1949 findet sich unter Ziffer 5
der Resolution. Zum I. Zusatzprotokoll von 1977 äußert sich der Si-
cherheitsrat nicht. Weder nimmt er zur partiellen gewohnheitsrecht-
lichen Geltung des Protokolls Stellung, noch verpflichtet er die Be-
satzungsmächte kraft bindender Resolution auf die Inhalte des Pro-
tokolls. Da die Vereinigten Staaten das I. Zusatzprotokoll nicht rati-
fiziert haben und dessen besatzungsrechtliche Bestimmungen noch
nicht zur Gänze in Gewohnheitsrecht erstarkt sind, besteht jedenfalls
für die USA insoweit keine Bindung.
Die Besatzungsmächte übernehmen auf Grund der einschlägigen
völkerrechtlichen Bestimmungen die Verantwortung für das besetz-
te Gebiet und seine Bevölkerung (Art. 29, 47ff. IV. Genfer Abkom-
men; Art. 43 HLKO). Aus dem auf dem Gewaltverbot der Charta be-
ruhenden Verbot, sich fremdes Gebiet anzueignen, folgt zwingend,
daß »eine unter Anwendung von Gewalt … zustandegekommene
tatsächliche Herrschaft eines Staates über Teile eines Gebietes eines
anderen Staates in völkerrechtlicher Hinsicht nur eine provisorische
Situation begründen kann«10. An die Stelle der ruhenden Hoheitsge-
walt des besetzten Staates tritt die inhaltlich und zeitlich begrenzte,
tatsächliche Gewalt der Besatzungsmacht.
Aus Art. 43 der HLKO folgt, daß die Besatzungsmächte verpflichtet
sind, die öffentliche Ordnung und das öffentliche Leben wiederher-
zustellen und aufrechtzuerhalten. Diese Pflicht ist gerade im Hin-
blick auf die gespannte Lage, die eine kriegerische Besetzung cha-
rakterisiert, von zentraler Bedeutung. Art. 46 der HLKO und die Art.
13 und 27 des IV. Genfer Abkommens konkretisieren die Schutz-
pflichten der Besatzungsmächte gegenüber der Zivilbevölkerung.
Danach sind Zivilpersonen vor Gewalttätigkeiten zu schützen. Dies
gilt sowohl im Verhältnis zu den Angehörigen der Streit- und Po-
lizeikräfte der Besatzungsmacht als auch im Verhältnis zu Dritten.
Unabhängig von den Ursachen der Gewalt trägt die Besatzungs-
macht immer die »letzte Verantwortung für das Geschehen in den
besetzten Gebieten«11.
Neben die Schutzpflichten treten seit dem IV. Genfer Abkommen
Versorgungspflichten des Besetzenden gegenüber der Zivilbevöl-
kerung. Art. 55ff. des IV. Genfer Abkommens verpflichtet die Be-
satzungsmacht, die Versorgung der Bevölkerung mit den für den 
Lebensbedarf unentbehrlichen Gütern sicherzustellen. Diese Ver-

pflichtung wird durch Art. 69 des I. Zusatzprotokolls weiter konkre-
tisiert. Der Besatzungsmacht stehen bei ungenügender Versorgung
grundsätzlich verschiedene Wege offen. Führen diese nicht zum Ziel,
»so gestattet die Besatzungsmacht Hilfsaktionen zugunsten dieser
Bevölkerung und erleichtert sie im vollen Umfange der ihr zur Ver-
fügung stehenden Mittel« (Art. 59 Abs. 1 des IV. Genfer Abkom-
mens). Im Fall eines Versorgungsengpasses besteht also eine Pflicht,
Hilfsaktionen von Dritten zu gestatten. Im übrigen aber muß die Be-
satzungsmacht auf Angebote eines Drittstaats oder einer humanitä-
ren Organisation für Hilfslieferungen nicht eingehen. Weitere Schutz-
pflichten bestehen im Hinblick auf die ärztliche Versorgung (Art. 56
IV. Genfer Abkommen), die Trinkwasserversorgung und andere In-
frastruktureinrichtungen, die für die Bevölkerung von grundlegender
Bedeutung sind.
Was Verwaltung und Justiz betrifft, so hängen diese sowohl in der
Prävention als auch im Hinblick auf die Strafverfolgung mit den
Schutzpflichten zusammen. Grundsätzlich gilt das innerstaatliche
Recht des besetzten Gebietes weiter – und zwar entgegen dem Wort-
laut von Art. 64 des IV. Genfer Abkommens (jedoch in Übereinstim-
mung mit Art. 43 der HLKO, der ohne Einschränkung von »Landes-
gesetzen« spricht) nicht nur das Strafrecht, sondern die gesamte
Rechtsordnung12. Eingriffe in das Rechtssystem sind nur unter engen
Voraussetzungen zulässig, insbesondere aus Gründen der Sicherheit.
Auch die Verwaltungsstruktur soll weitgehend erhalten bleiben. Vie-
les hängt allerdings sowohl in der Verwaltung als auch in der Justiz
davon ab, ob die vorhandenen Einrichtungen funktionsfähig sind. In
Anbetracht der den Besatzungsmächten obliegenden Schutzpflich-
ten sind defizitäre Regelungen und Institutionen des besetzten Staa-
tes gegebenenfalls zu ersetzen. Zu beachten ist allerdings, daß die
Besatzungsmächte nach klassischem Besatzungsrecht nicht zur poli-
tischen Umgestaltung befugt sind. Dies wäre auch nicht mit dem
Selbstbestimmungsrecht der Völker in Übereinstimmung zu brin-
gen.
Da die 1999 in Kraft getretene Konvention über die Sicherheit von
Personal der Vereinten Nationen und beigeordnetem Personal13, wo-
nach die Vertragsstaaten alle geeigneten Maßnahmen treffen müs-
sen, um die Sicherheit der geschützten Personen zu gewährleisten,
von den USA nicht ratifiziert wurde, richtet sich der Schutz von UN-
Mitarbeitern einerseits nach der gewohnheitsrechtlich anerkannten
Generalklausel des Art. 43 der HLKO und andererseits nach den
Verpflichtungen der Resolution 1483. Der Art. 43 ist allgemein ge-
nug, um auch das in offizieller Funktion auf dem okkupierten Ter-
ritorium sich aufhaltende UN-Personal in den Schutzbereich einzu-
beziehen. Das IV. Genfer Abkommen läßt sich demgegenüber allen-
falls insoweit fruchtbar machen, als die darin enthaltenen Versor-
gungspflichten zum Teil durch Personal der Vereinten Nationen
wahrgenommen werden und diese Personen – möglicherweise an-
knüpfend an Art. 4 des Abkommens – deshalb zu schützen sind. Re-
solution 1483 fordert die Besatzungsmächte auf, sich um die Wie-
derherstellung von Sicherheit und Stabilität in Irak zu bemühen (Zif-
fer 4) und bildet mit ihrer Ziffer 8 die Grundlage für die Entsendung
eines Sonderbeauftragten, dessen Mandat die Zusammenarbeit mit
den Besatzungsmächten einschließt. Die auf Kapitel VII der Charta
gestützte Resolution geht mithin von einem partiellen Nebeneinan-
der von Besatzungsmächten und Vereinten Nationen aus, verbunden
mit einer impliziten Verpflichtung der Besatzungsmächte, das UN-
Personal zu schützen.
Die Situation in Irak, die sich durch die unilaterale Vorgehensweise
der USA und ihrer Verbündeten sowohl im Hinblick auf die Mi-
litärintervention selbst als auch auf die bisherige Konfliktfolgenbe-
wältigung grundsätzlich von (multilateralen) Maßnahmen der Ver-
einten Nationen oder unter maßgeblicher UN-Beteiligung erfolgen-
den Maßnahmen unterscheidet, macht gravierende sowohl tatsächli-
che als auch rechtliche Defizite deutlich.
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Die angespannte Sicherheits- und Versorgungslage

Die Besatzungsmächte sind in Irak mit zahlreichen Problemen kon-
frontiert: die Versorgung der Bevölkerung mit Wasser und weiteren
Gütern des Grundbedarfs, die Plünderungen und das Ausmaß der
Kriminalität, die zahlreichen Anschläge auf Angehörige der Besat-
zungstruppen, aber auch auf Hilfsorganisationen und Angehörige 
internationaler Organisationen, die zweifelhaften Perspektiven für
den Aufbau von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, das allgemeine
Mißtrauen gegenüber den Besatzungstruppen und vieles mehr. Ei-
nige dieser Probleme lassen sich unter Berücksichtigung des gelten-
den Besatzungsrechts beurteilen, andere machen deutlich, daß das
am Status quo orientierte traditionelle Besatzungsrecht schon längst
nicht mehr den Herausforderungen gerecht wird, die mit der Kon-
fliktfolgenbewältigung und mit der Schaffung eines tragfähigen
Staatswesens (nation building) verbunden sind.
Eine der ersten Herausforderungen für die Besatzungsmächte stellte
die Wasserversorgung dar; allerdings gelang es ihnen – nicht zuletzt
in Zusammenarbeit mit Organisationen wie dem UNICEF – relativ
bald, dieses Problem einigermaßen in den Griff zu bekommen. Ein
zweites Problem in der Frühphase war das Ausmaß der Plünderun-
gen (auch von Kulturgütern) vor allem in der Hauptstadt. Dies ge-
schah zum Teil unter den Augen der Besatzungstruppen, die zu-
nächst nicht eingriffen. Hiermit ging ein beachtlicher Verlust an Le-
gitimität der Besatzungsmächte einher.

Zwar sind weder die USA noch Großbritannien Vertragspartei der
eigentlich einschlägigen Haager Konvention für den Schutz von
Kulturgut bei bewaffneten Konflikten und ihrer Zusatzprotokolle;
allerdings hat der Sicherheitsrat nun die Verpflichtungen der Besat-
zungsmächte präzisiert. In der Präambel der Resolution 1483 betont
der Sicherheitsrat die

»Notwendigkeit, das archäologische, historische, kulturelle und religiöse Er-
be Iraks zu achten und die archäologischen, historischen, kulturellen und reli-
giösen Stätten, Museen, Bibliotheken und Denkmäler weiterhin zu schützen«.

Konkret beschließt der Sicherheitsrat dann,
»daß alle Mitgliedstaaten geeignete Schritte unternehmen, um die sichere
Rückgabe von irakischem Kulturgut und anderen Gegenständen von archäo-
logischer, historischer, kultureller und religiöser Bedeutung und wissen-
schaftlichem Seltenheitswert, die seit der Verabschiedung der Resolution
661(1990) vom 6. August 1990 unrechtmäßig aus dem Irakischen National-
museum, der Nationalbibliothek und von anderen Orten in Irak entfernt wur-
den, an die irakischen Institutionen zu erleichtern« (Ziffer 7).

Diese Verpflichtungen sind gerade auch für die Besatzungsmächte
verbindlich.
Jenseits der Versorgungsprobleme und Plünderungen, für die sich 
jedenfalls im Ansatz jeweils ein rechtlicher Rahmen innerhalb des
klassischen Besatzungsrechts ausmachen läßt, stehen die Besat-
zungsmächte vor allem in zweifacher Hinsicht vor schwierigen Her-
ausforderungen: die erste betrifft die komplexe Sicherheitslage im
Lande, die zweite den Aufbau von Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit und die Übergabe der Regierungsgewalt an das irakische Volk.
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Am 19. August legte ein Bombenanschlag Teile des von den UN in Bagdad genutzten Gebäudes in Schutt und Asche. Unter den 23 Toten waren der Sonder-
beauftragte des Generalsekretärs für Irak (und Hochkommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte), der Brasilianer Sergio Viera de Mello, und sei-
ne Stabschefin, die Ägypterin Nadia Younes, die von 1988 bis 1993 Stellvertretende Sprecherin des Generalsekretärs gewesen war. Der Präsident des Sicher-
heitsrats, der Syrer Fayssal Mekdad, hob nach dem Attentat die Notwendigkeit des Schutzes der Mitarbeiter von internationalen Organisationen hervor. Es sei
unbedingt geboten, »die Sicherheit des Personals der Vereinten Nationen unter allen Umständen zu achten«; in dieser Hinsicht müßten »angemessene Sicher-
heitsvorkehrungen getroffen werden«. – Im Bild: Bedienstete der Vereinten Nationen durchsuchen die Trümmer des Gebäudes.



Die Dramatik der Sicherheitslage mag vor allem daran deutlich wer-
den, daß zwischen Anfang Mai und Ende August 2003 mehr US-Sol-
daten ums Leben gekommen sind als während der offiziellen Kampf-
handlungen im März und April 2003. Könnte man dies noch den Re-
aktionen auf die militärische Besetzung zurechnen, so erweckt die
Zunahme gewaltsamer Anschläge gegen Zivilisten und Angehörige
internationaler Organisationen, insbesondere der Bombenanschlag
auf die Räumlichkeiten der Vereinten Nationen in Bagdad, erhebli-
che Besorgnis. Der Sonderbeauftragte des Generalsekretärs, Sergio
Vieira de Mello, wurde am 19. August bei diesem Anschlag getötet.
Der Sicherheitsrat betrachtete das Attentat als einen »Terroranschlag
... auf die internationale Gemeinschaft als Ganze«14; die Täter müß-
ten vor Gericht gestellt werden. Der Generalsekretär bekräftigte eine
im Fall von Anschlägen bestehende Verfolgungspflicht.
Die Einleitung eines Demokratisierungsprozesses und die Etablie-
rung rechtsstaatlicher Strukturen in Irak gehören wohl nach wie vor
zu den zentralen Anliegen der USA im Zusammenhang mit ihrer Mi-
litärintervention. Unabhängig davon, ob man ein universelles ›Recht
auf demokratische Regierungsweise‹15 annimmt oder nicht, rechtfer-
tigt die Existenz eines solchen Rechts allerdings keine militärische
Intervention ohne Ermächtigung des Sicherheitsrats. Selbst eine vom
Rat autorisierte Maßnahme zum Sturz eines diktatorischen Regimes
wäre rechtlich nur unter Einschränkungen begründbar. Hier stellt
sich daher nur die Frage, ob für den Fall, daß eine solche Interven-
tion (wenn auch völkerrechtswidrig) erfolgt ist, entgegen traditionel-
lem Besatzungsrecht ein Recht und gegebenenfalls sogar eine Pflicht
der Besatzungsmächte besteht, den Wiederaufbau im Sinne von ›gu-
ter Staatsführung‹ und damit auch demokratischer Regierungsweise
zu gestalten. In Anbetracht entgegenstehender Bestimmungen der
HLKO und des IV. Genfer Abkommens, die beide eher am Status
quo orientiert sind, dürfte ein solcher Eingriff in das politische Sy-
stem des besetzten Landes nur in Ausübung des Selbstbestimmungs-
rechts des betroffenen Volkes oder auf der Grundlage einer Ermäch-
tigung durch den Sicherheitsrat erfolgen. Hier zeigt sich nun in be-
sonderer Weise die völkerrechtliche und legitimatorische Schwäche
des unilateralen Vorgehens der USA, die den UN bislang keine poli-
tische Führungsrolle im Zusammenhang mit dem Wiederaufbau in
Irak haben einräumen wollen.

Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auf tönernen Füßen? 
Auf der Grundlage des geltenden Völkerrechts kann es heute trotz
unterschiedlichster Regierungsformen grundsätzlich keinen Zweifel
mehr daran geben, daß eine demokratisch-rechtsstaatliche Verfas-
sung den zahlreichen völkerrechtlichen Rahmenbedingungen (ins-
besondere solchen menschenrechtlicher Art) am nächsten kommt,
ohne daß man gegenwärtig wohl schon davon ausgehen kann, daß
ein eigenständiges – und nicht lediglich aus der Summe politischer
Rechte abgeleitetes – Recht auf eine demokratisch-rechtsstaatliche
Verfassung besteht. Unabhängig davon, daß die Militärintervention
als völkerrechtswidrig zu qualifizieren ist, sind daher jedenfalls die
einschlägigen Teilziele der Besatzungsmächte zumindest legitim,
wenn es bislang auch keine klaren Rechtsgrundlagen für deren Im-
plementierung gibt. Resolution 1483 spricht im Zusammenhang mit
dem Wiederaufbau weniger im Sinne einer Favorisierung demokra-
tischen Regierens als vielmehr im Sinne eines Selbstbestimmungs-
rechts der Völker unter Ziffer 4 davon, daß die Behörde aufgefordert
ist,
»im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen und anderen einschlägi-
gen Regeln des Völkerrechts das Wohl des irakischen Volkes durch die wirk-
same Verwaltung des Hoheitsgebiets zu fördern, indem sie insbesondere auf
die Wiederherstellung von Bedingungen der Sicherheit und Stabilität sowie
auf die Schaffung von Bedingungen hinarbeitet, in denen das irakische Volk
seine eigene politische Zukunft frei bestimmen kann«.

Eine Festlegung auf demokratisch-rechtsstaatliche Strukturen läßt
sich diesem Absatz nicht mit der erforderlichen Eindeutigkeit ent-

nehmen. Die formulierten Ziele beziehen sich vielmehr in erster 
Linie auf die Errichtung einer wirksamen Verwaltung, die Wieder-
herstellung von Sicherheit und Stabilität und die sich daran an-
schließende eigenverantwortliche Entscheidung des irakischen Vol-
kes über seine politische Zukunft, also auch über seine staatliche Ver-
fassung.
Anders als in den Fällen, in denen die UN selbst die Verantwortung
für die Konfliktfolgenbewältigung und den Wiederaufbau eines Lan-
des übernommen haben, tritt das Element demokratisch-rechtsstaat-
lichen Regierens hier in den Hintergrund. Offensichtlich scheut der
Sicherheitsrat eine derart weitgehende Delegation an die Besat-
zungsmächte, bestünde doch auch im Zweifelsfall hier auf seiten
zahlreicher Staaten der Region der Verdacht imperialer oder hege-
monialer Interessen der USA. Um diesen Kontext und die Notwen-
digkeit einer zentralen Rolle der UN in der Nachkriegssituation deut-
lich zu machen, die im übrigen jedenfalls in der Präambel der Reso-
lution 1483 auch als Petitum enthalten ist, empfiehlt sich ein Blick
auf die bisherige Praxis des Sicherheitsrats.
Es bietet sich dabei eine Auseinandersetzung mit dem Ende 1995 au-
torisierten Einsatz ziviler und militärischer Kräfte in Bosnien-Herze-
gowina (UNMIBH), mit der im Juni 1999 beschlossenen Über-
gangsverwaltung im Kosovo (UNMIK/KFOR) und mit dem sich aus
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Tiefe Betroffenheit unter den Mitarbeitern der Weltorganisation löste der 
Anschlag vom 19. August aus. – Im Bild: UN-Bedienstete zünden am nächsten
Tag im Ralph-J.-Bunche-Park in der Nähe des Amtssitzes der Vereinten Na-
tionen Kerzen zum Gedenken an die in Bagdad Ermordeten an.



dem Bonner Abkommen vom 5. Dezember 2001 und den einschlägi-
gen Afghanistan-Resolutionen ergebenden »polyzentrischen Netz-
werk« in Afghanistan16 an. Vor dieser Folie kann die aktuelle Situa-
tion in Irak kritisch gewürdigt werden.

● Bosnien-Herzegowina

Die Lage in Bosnien-Herzegowina17 ist mit Blick auf die demokratisch-
rechtsstaatliche Umgestaltung dadurch gekennzeichnet, daß seine Ver-
fassung als Anlage IV des Abkommens von Dayton eine internationale
Grundlage hat, der der Sicherheitsrat mit Resolution 1031 gleichsam zu-
gestimmt hat. Auch der Menschenrechtsschutz ist durch Anlage VI des
Abkommens und die einschlägigen Resolutionen des Rates internationa-
lisiert. Die Vereinten Nationen haben damit die Verantwortung für den
demokratisch-rechtsstaatlichen Aufbau übernommen, unterfüttert durch
die militärische und zivile Komponente der UN-Präsenz.

● Kosovo
Im Kosovo ist die Verantwortung der Vereinten Nationen noch umfas-
sender ausgestaltet, wie eine Lektüre der ermächtigenden Resolution 1244
deutlich macht18. Die UNMIK ist eine UN-Verwaltung, zu deren Zielen
ausweislich der Resolution auch die demokratisch-rechtsstaatliche Um-
gestaltung des Gemeinwesens gehört, wenn der Sicherheitsrat den Gene-
ralsekretär unter der operativen Ziffer 10 ausdrücklich ermächtigt, »mit
Hilfe der zuständigen internationalen Organisationen eine internationale
zivile Präsenz im Kosovo einzurichten, um eine Übergangsverwaltung
für das Kosovo bereitzustellen, unter der die Bevölkerung des Kosovo
substantielle Autonomie innerhalb der Bundesrepublik Jugoslawien ge-
nießen kann und die für eine Übergangszeit die Verwaltung wahrnehmen
und gleichzeitig vorläufige demokratische Selbstverwaltungsinstitutionen
schaffen und deren Entwicklung überwachen wird, um die Bedingungen
für ein friedliches und normales Leben für alle Einwohner des Kosovo
sicherzustellen«. Weitere Einzelheiten, darunter auch die »Abhaltung
von Wahlen«, ergeben sich aus Ziffer 11 der Resolution 1244.

● Afghanistan

Im Falle Afghanistan schließlich liegt eine Gemengelage zwischen Bon-
ner Abkommen und Maßnahmen der Vereinten Nationen vor. Das Bon-
ner Abkommen sieht die Schaffung demokratisch-rechtsstaatlicher Struk-
turen vor, enthält sogar eine ganze Reihe von Einzelheiten (auch zum
Verfassungsprozeß). Die Verantwortung für die Umsetzung liegt aller-
dings – anders als in den Fällen Bosnien-Herzegowina und Kosovo –
nicht bei der Weltorganisation. Es wurde eben keine Übergangsverwal-
tung der UN kreiert, vielmehr ist ein dezentrales Netzwerk geschaffen
worden – weniger als Ausdruck eines neuen mehrschichtigen Verfas-
sungsverständnisses, sondern vor allem als pragmatische Lösung, »die
den örtlichen Gegebenheiten in Afghanistan und den begrenzten Hand-
lungsspielräumen der Vereinten Nationen Rechnung trägt«19.

Ein Vergleich dieser drei Beispiele mit der Situation in Irak macht
deutlich, daß sich das Engagement der Vereinten Nationen verändert
hat und daß dies unmittelbar auch Rückwirkungen auf das Ausmaß
und die Legitimität des Aufbaus demokratisch-rechtsstaatlicher Struk-
turen nach einem Konflikt hat. In Bosnien-Herzegowina und im Ko-
sovo haben die UN weitgehend selbst die Verantwortung für den
Wiederaufbau übernommen und teilweise eine umfängliche eigene
Übergangsverwaltung geschaffen. Die Kritik hieran vor allem aus
der Perspektive des Selbstbestimmungsrechts der Betroffenen wie
auch vor dem Hintergrund demokratischer Verfaßtheit ist zum Teil
durchaus berechtigt, vor allem wenn man bedenkt, daß die Operatio-
nen sich über einen erheblichen Zeitraum erstrecken. Im Falle Af-
ghanistans könnte man jedenfalls diese Bedenken als ausgeräumt 
ansehen, wenn man hier stärker von einem von unten nach oben 
(bottom up) verlaufenden Prozeß der (verfassungs)staatlichen Re-
konstruktion spricht. Allerdings ist schon jetzt erkennbar, daß der
Prozeß der Konfliktfolgenbewältigung in Afghanistan auf zahlrei-
che Hindernisse stößt, auch auf Grund seiner dezentralen Anlage und
des begrenzten Engagements der UN.
Der Fall Irak macht deutlich, daß ein Ausschluß der Vereinten Na-
tionen von der Konfliktfolgenbewältigung vor allem im Hinblick
auf den demokratisch-rechtsstaatlichen Wiederaufbau hochproble-
matisch ist. Es gibt nach wie vor keinen Rechtstitel für die unilatera-
le Umgestaltung der innerstaatlichen Ordnung eines besetzten Staa-
tes. Darüber hinaus dürfte der Erfolg einer solchen Umgestaltung oh-
ne Beteiligung der Weltorganisation zweifelhaft sein.

IV. Rückkehr der Vereinten Nationen?

Wenn man die Irak-Entschließungen der letzten Monate daraufhin
analysiert, inwieweit die UN im Hinblick auf die Konfliktfolgenbe-
wältigung wieder als politischer Akteur auftreten, so steht am An-
fang die Resolution 147220. In ihr findet sich weder in der Präambel
noch im operativen Teil ein Hinweis darauf, daß die Vereinten Na-
tionen beim Wiederaufbau des Irak eine politisch gestaltende Rolle
übernehmen sollten. Der Generalsekretär wird – und dies sogar in
engen Grenzen – lediglich mit der Abwicklung des Programms ›Öl
für Lebensmittel‹ betraut. Fast schon großzügig klingt die unter Zif-
fer 5 zum Ausdruck kommende Bereitschaft des Sicherheitsrats,
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An die UN-Bediensteten am Amtssitz und an ihren
Dienstorten in aller Welt wandte sich Generalse-
kretär Kofi Annan am 21. August im Zusammen-
hang mit dem zwei Tage zuvor in der irakischen
Hauptstadt erfolgten Anschlag. Vor seiner An-
sprache wurden die Toten von Bagdad mit einer
Schweigeminute geehrt. – Links im Bild: Louise
Fréchette, Stellvertretende Generalsekretärin der
Vereinten Nationen.



»als zweiten Schritt den Generalsekretär zu ermächtigen, mit der gebotenen
Koordinierung zusätzliche Aufgaben vorzunehmen, sobald die Situation es
bei Wiederaufnahme der Tätigkeit des Programms in Irak zuläßt«.

Lediglich mittelbar wird auch den UN eine humanitäre Rolle in Irak
zugestanden, wenn allgemein von der Notwendigkeit humanitärer
Hilfe die Rede ist und die am Konflikt beteiligten Staaten aufgefor-
dert werden, »die Sicherheit und Bewegungsfreiheit des Personals
der Vereinten Nationen und des beigeordneten Personals samt ih-
res Materials« bei der Deckung des humanitären Bedarfs zu fördern
(Ziffer 8).
Erst nach dem Ende der bewaffneten Auseinandersetzungen wird
den Vereinten Nationen ein weiteres Betätigungsfeld eingeräumt.
Resolution 148321 bringt dies schon in der Präambel zum Ausdruck.
Danach ist der Sicherheitsrat entschlossen, für »eine maßgebliche
Rolle« der Vereinten Nationen

»bei der humanitären Hilfe, beim Wiederaufbau Iraks und bei der Wiederher-
stellung und Einsetzung nationaler und lokaler Institutionen für eine reprä-
sentative Regierungs- und Verwaltungsführung«

zu sorgen. Im operativen Teil legt sich das Gremium allerdings
zunächst nur darauf fest, den Generalsekretär zu ersuchen, »einen
Sonderbeauftragten für Irak zu ernennen« (Ziffer 8). Zu dessen Auf-
gaben gehört es,

»die Tätigkeiten der Vereinten Nationen im Zuge der Konfliktnachsorge in
Irak zu koordinieren, für die Koordinierung zwischen den Vereinten Nationen
und den an der humanitären Hilfe und an den Wiederaufbautätigkeiten in Irak
beteiligten internationalen Organisationen zu sorgen und in Abstimmung mit
der Behörde dem Volk Iraks durch die Wahrnehmung der folgenden Aufga-
ben behilflich zu sein«.

Zu den im einzelnen aufgeführten Teilaufgaben gehören auch die
Hilfe beim »Aufbau nationaler und lokaler Institutionen für eine re-
präsentative Regierungs- und Verwaltungsführung«, die »Förderung
des Schutzes der Menschenrechte« sowie die »Unterstützung der in-
ternationalen Bemühungen zur Förderung einer Rechts- und Justiz-
reform«. Die Verantwortung für die Restabwicklung des Programms
›Öl für Lebensmittel‹ wird auf die von den Besatzungsmächten ein-
gerichtete Behörde übertragen, und auch bei den anderen Teilaufga-
ben legt die Resolution eindeutig fest, daß diese »in Abstimmung mit
der Behörde« (Ziffer 8) oder in »intensive(r) Zusammenarbeit mit
der Behörde« (Ziffer 8, Buchst. c) durchgeführt werden müssen. Es
gibt also eine recht klare Hierarchie der politischen Entscheidungen
zugunsten der Besatzungsmächte und zu Lasten der Vereinten Na-
tionen. Immerhin aber eröffnet Resolution 1483 den UN in Gestalt
des Sonderbeauftragten des Generalsekretärs einen mittelbaren Zu-
gang zur Gestaltung der Verhältnisse in Irak.
Einen weiteren Schritt in Richtung auf eine stärkere Rolle der Ver-
einten Nationen stellt die Resolution 1500 dar, die bei Enthaltung
Syriens am 14. August 2003 angenommen wurde22. Unter Hinweis
auf Resolution 1483 bekräftigt sie in der Präambel zunächst die
»maßgebliche Rolle der Vereinten Nationen in Irak«. Entscheidend
aber ist der im operativen Teil enthaltene Beschluß,

»zur Unterstützung des Generalsekretärs bei der Wahrnehmung seines Auf-
trags nach Resolution 1483(2003) zunächst für einen Zeitraum von zwölf Mo-
naten die Hilfsmission der Vereinten Nationen für Irak einzurichten«.

Grundlage der Struktur dieser Mission (United Nations Assistance
Mission for Iraq, UNAMI) ist ein Bericht des Generalsekretärs von
Mitte Juli 200323. Auch wenn durch die Resolution die in der um-
fangreichen Nachkriegsentschließung 1483 anerkannte Stellung der
Besatzungsmächte in Irak nicht beeinträchtigt wird, so hatten vor al-
lem der Generalsekretär wie auch Frankreich und Rußland auf der
ausdrücklichen Autorisierung der UNAMI bestanden. Demgegen-
über hatten sich vor allem die USA lange gegen eine weitere Ent-
schließung zu Irak gesträubt. Für sie war die Resolution 1483 eine
ausreichende Grundlage für die Beteiligung anderer Staaten am Wie-
deraufbau und an militärischen Maßnahmen zur Gewährleistung der
Sicherheit im Lande. Frankreich, Rußland, Deutschland und zahlrei-

che weitere Staaten sehen in dem Mandat der Resolution 1500 je-
doch eine notwendige Voraussetzung für eine Beteiligung an der
Stabilisierung Iraks. Die Unterstützungsmission wird nur einen be-
grenzten Umfang haben (ein Zivilkontingent von etwa 300 Perso-
nen) und zunächst auch nur für ein Jahr aktiv sein. Allerdings werden
die Vereinten Nationen auf dieser Grundlage nunmehr im ganzen
Land tätig sein können. Doch sind für die UNAMI keine über den
Bereich der humanitären und organisatorisch-technischen Hilfe beim
Wiederaufbau hinausgehenden Aufgaben oder Vollmachten vorge-
sehen, obwohl in dem Resolutionstext »die maßgebliche Rolle« der
UN bekräftigt wird. Gegen ein weitergehendes Mandat, das auch ei-
nen denkbaren militärischen Einsatz zur Stabilisierung Iraks unter
Verantwortung der UN einbeziehen könnte, hatten sich vor allem
Teile der Regierung in Washington gewandt.

V. Perspektiven multilateraler Konfliktfolgenbewältigung

Im Vorfeld des Irak-Krieges ist der Sicherheitsrat immer wieder kri-
tisiert worden – sowohl von seiten der Befürworter einer militäri-
schen Intervention in Irak als auch von seiten der Kritiker. Mit Be-
ginn der Intervention wurden die Stimmen lauter, die die Vereinten
Nationen und das Völkerrecht als ohnmächtig oder gar beschädigt
angesehen haben. Diese Auffassung hat schon damals nicht über-
zeugt. Sie ist durch die Abfolge der Ereignisse auch geradezu wider-
legt worden.
Durch zunehmende Bereitschaft der Mitglieder des Sicherheitsrats,
noch während des Andauerns der Kampfhandlungen in Irak huma-
nitäre Verantwortung zu übernehmen, ohne jedoch in irgendeiner
Weise die Intervention zu rechtfertigen, hat der Rat es vermieden,
das Gewaltverbot zu relativieren. Eine wie auch immer geartete Ver-
urteilung der Intervention durch das Gremium war auf Grund des
Vetorechts sowohl der USA als auch Großbritanniens nicht zu er-
warten. Und die Bereitschaft, sich in Irak zu engagieren, wenn auch
nach wie vor unter der Verantwortung der Besatzungsmächte, be-
inhaltet keine Anerkennung rechtswidriger Vorgänge als recht-
mäßig.
Vielleicht noch bedeutsamer mit Blick auf die Rolle der UN ist aber
die Haltung der Zivilgesellschaft. Erstmals fanden Demonstrationen
für das Völkerrecht und für die Vereinten Nationen statt. Die zahl-
reichen Demonstranten auf den Straßen Europas unterstützten nicht
Saddam Hussein. Sie traten für die Beachtung des Gewaltverbots
ein. Wie Meinungsumfragen deutlich machen, ging es den Menschen
dabei gar nicht um Frieden ›um jeden Preis‹. Vielmehr hätten viele
eine vom Sicherheitsrat autorisierte militärische Auseinanderset-
zung wohl hingenommen. Dies belegt ein beachtliches völkerrecht-
liches Bewußtsein. Das Völkerrecht liegt damit nicht mehr nur in den
Händen der politischen Eliten. Diese müssen sich vielmehr mit der
Zivilgesellschaft auseinandersetzen und im Zweifelsfall öffentlich
für Völkerrechtsverstöße rechtfertigen, wie die öffentliche Debatte
in Großbritannien belegt.
Ein letztes Moment bestätigt, daß das System der Vereinten Natio-
nen weniger einer grundlegenden Reform als vielmehr einer grund-
legenden Stärkung bedarf: das zunehmende Interesse der Besat-
zungsmächte an einer Einbindung anderer Staaten und vor allem an
einer Einbindung der internationalen Gemeinschaft in Gestalt der
Weltorganisation. Dabei dürfte allerdings nicht damit zu rechnen
sein, daß die UN auch eine militärische Präsenz in Irak unter ihre
Verantwortung nehmen. Allenfalls dürfte ein von den Vereinten Na-
tionen mitgetragenes polyzentrisches Netzwerk denkbar sein.
Das Völkerrecht bezieht seine Stärke aus der Legitimität und der Ef-
fektivität. Dabei kommt neuerdings jedoch auch der Zivilgesell-
schaft Bedeutung zu. Denn die Legitimität des Völkerrechts hängt
schon längst nicht mehr allein vom staatlichen Verhalten ab. In die-
sem Zusammenhang dürfte die Auseinandersetzung um Irak deutlich
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gemacht haben, daß sowohl die Entscheidung über eine militäri-
schen Intervention als auch über deren Durchführung und die Kon-
fliktfolgenbearbeitung in den Händen der UN besser aufgehoben
sind als in denen einzelner Staaten.
Um allerdings künftig klarere Strukturen für die Konfliktfolgenbe-
wältigung zu schaffen, empfiehlt es sich, insoweit einen Diskus-
sionsprozeß in Gang zu setzen, der an die grundsätzlich hoffnungs-
vollen Tendenzen innerhalb der Vereinten Nationen auf der Grund-
lage der ›Agenda für den Frieden‹ von 1992 und ihrer Folgedoku-
mente anknüpft. Ein solches ›ius post bellum‹ kann im Rahmen der
folgenden Eckpunkte entwickelt werden:
● Revitalisierung der zentralen Rolle des Sicherheitsrats für den
gesamten Bereich der Friedenssicherung unter Einschluß von Kon-
fliktprävention und Konfliktfolgenbewältigung;
● Delegation der Durchführung bei gleichzeitigem Einbau ›siche-
rer‹ Kontrollmechanismen des Rates (Berichterstattung, Befristung
von Ermächtigungen, präzise Mandatierung);
● Verpflichtung zur Konfliktfolgenabschätzung sowohl bei mili-
tärischen Maßnahmen der Vereinten Nationen als auch bei solchen
der Mitgliedstaaten;
● Überwindung des am Status quo orientierten Besatzungsrechts
und Umgestaltung in ein dynamisches, den Anforderungen an De-
mokratie und Rechtsstaatlichkeit Rechnung tragendes Regelwerk;
● Vergangenheitsbewältigung durch gerichtliche oder andere nach-
haltige Formen der Aufarbeitung einer Diktatur.
Dieser Beitrag kann nur ein Plädoyer für die Entwicklung eines sol-
chen Rechts für die Zeit nach der Beendigung der kriegerischen
Handlungen sein, ohne dessen Einzelheiten zu entwickeln. Letztlich
wird dafür ein längerfristiger Diskussionsprozeß erforderlich sein.
Dabei ist hervorzuheben, daß dies nicht zwangsläufig zu einer Ver-
rechtlichung in Gestalt eines multilateralen Vertragswerks führen
muß. Gerade die Umgestaltung der Friedensoperationen der Verein-
ten Nationen macht deutlich, daß es hier auch interne Mechanismen
der Fortentwicklung auf Grund von Organpraxis gibt. Ein solcher
Weg wäre auch für die Herausbildung eines ›ius post bellum‹ sinn-
voll und erfolgversprechend. Allerdings setzt dies die Erkenntnis al-
ler Beteiligten voraus, daß nur multilateral und auf der Grundlage
des Völkerrechts eine erfolgreiche Weltordnungspolitik betrieben
werden kann. Eine (nicht perfekte, aber tragfähige) multilaterale
Ordnung dürfte einer unipolaren Unordnung auf Dauer überlegen sein.
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dem Rücken zur Kamera), UN-Generalsekretär
Kofi Annan und die Witwe Annie Viera de Mello
mit den beiden Söhnen.



Einmal mehr ist Zypern seinem traurigen Ruf als »Grab der Diplo-
matie« gerecht geworden. Nach 14 Monaten intensiver Verhandlun-
gen scheiterte am 11. März 2003 die jüngste Vermittlungsinitiative
von UN-Generalsekretär Kofi Annan am Nein des zyperntürkischen
Verhandlungsführers Rauf Denktasch. Daraufhin unterzeichnete die
Regierung der Republik Zypern ohne Mitwirkung der Zyperntürken
am 16. April den Vertrag über den Beitritt zur Europäischen Union
(EU). In einem Zusatzabkommen wurde vereinbart, daß der ›Acquis
communautaire‹ – der gemeinschaftliche Besitzstand der EU an (auch
von Beitrittskandidaten zu übernehmenden) Rechten und Pflichten –
im Nordteil der Insel vorerst keine Anwendung findet. Ein Zeichen
der Hoffnung setzt die Öffnung der Grenze am 23. April für einhei-
mische Besucher in beiden Richtungen infolge einer überraschen-
den Entscheidung der zyperntürkischen Regierung. – Mit dem Zy-
pernkonflikt sind die Vereinten Nationen nunmehr seit fast vier Jahr-
zehnten befaßt; die Friedenstruppe der Vereinten Nationen in Zy-
pern (UNFICYP) »hat sich zum mittlerweile längsten Friedenssiche-
rungseinsatz der Weltorganisation entwickelt«1.

DIE  VORGESCHICHTE

Seit 1997 sind alle Vermittlungsbemühungen an der Forderung der
zyperntürkischen Seite nach Anerkennung ihrer Souveränität ge-
scheitert. Im Dezember 1999 machte Generalsekretär Annan einen
neuen Anlauf, da ihm die Gelegenheit wegen des anstehenden Bei-
tritts Zyperns zur EU und der Einstufung der Türkei als EU-Beitritts-
kandidat günstig schien2. Um Bedenken der zyperntürkischen Seite
auszuräumen, bekräftigte er am 12. September 2000 das Prinzip der
Gleichheit der beiden Parteien. Doch im November 2000 zog sich
Rauf Denktasch, der Präsident der nur von der Türkei anerkannten
›Türkischen Republik Nordzypern‹ (TRNZ), aus den vorbereitenden
Gesprächen zurück, weil die Vereinten Nationen dem zyperntürki-
schen Staat die Anerkennung verweigern würden.
Annan ließ sich nicht entmutigen und entsandte seinen Sonderbera-
ter für Zypern, den Peruaner Alvaro de Soto, auf die Insel, um eine
Wiederaufnahme der Gespräche vorzubereiten. Es sollte noch ein
Jahr dauern, bis sie in Gang kamen. Erstmals seit vier Jahren saßen
sich der Präsident der international anerkannten, de facto aber nur
den zyperngriechischen Bevölkerungsteil repräsentierenden ›Repu-
blik Zypern‹ Glafkos Klerides und TRNZ-Präsident Rauf Denktasch
am 4. Dezember 2001 in New York wieder direkt gegenüber. Mit
eindringlichen Worten wies der Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen beide Seiten darauf hin, daß die Zeit dränge. Denn ein Jahr
später, im Dezember 2002, werde die EU auf ihrem Kopenhagener
Gipfel über das Beitrittsgesuch der Republik Zypern entscheiden.
Wenn bis dahin keine Einigung erzielt sei, werde 2004 de facto nur
der Südteil der Insel in die EU aufgenommen. Damit wäre die TRNZ
auf unabsehbare Zeit politisch und wirtschaftlich isoliert, und die
Chancen für einen EU-Beitritt der Türkei würden sich erheblich ver-
schlechtern. Zudem war für diesen Fall eine Verschärfung des Zy-
pernkonflikts zu befürchten, hatten doch türkische Politiker seit
1997 immer wieder mit dem Anschluß Nordzyperns an die Türkei
gedroht, wenn die Republik Zypern als Repräsentantin ganz Zyperns
in die EU aufgenommen würde.
Mit symbolischen Gesten demonstrierten die Verhandlungsführer
einen neuen Geist der Versöhnung und besuchten sich gegenseitig in
ihren Privathäusern. Dabei überschritten sie erstmals seit 1974 die

Demarkationslinie. Obwohl die beiden Veteranen seit Jahrzehnten
erbitterte politische Gegner sind, kennen sie sich doch seit ihrer ge-
meinsamen Schulzeit und hegen persönliche Wertschätzung fürein-
ander. Am 16. Januar 2002 begannen die Gespräche auf dem Inter-
nationalen Flughafen von Nikosia, der in der von der UNFICYP ver-
walteten Schutzzone liegt und seit 1974 nicht mehr genutzt wird. Bei
vier Themenkomplexen differierten beide Seiten entscheidend:

� Statusfrage und Verfassung (Mehrheits-/Minderheitsverhältnis
oder Gleichberechtigung, Föderation oder Konföderation, Aus-
gestaltung der Machtverteilung),

� Territorium (Gebietsabtretungen der zyperntürkischen an die zy-
perngriechische Seite),

� Flüchtlings- und Siedlerfrage (Rückkehrmöglichkeit und Eigen-
tumsrestitution; Status der nach 1974 eingewanderten Festlands-
türken),

� Entmilitarisierung (Abzug der türkischen Armee).

Im Mai des gleichen Jahres wurde deutlich, daß in Status- und Terri-
torialfragen noch ein breiter Graben zu überwinden war. Auch wur-
de eine Einigung durch die diametral entgegengesetzten Verhand-
lungsstrategien erschwert. Während Klerides zunächst die Konzes-
sionsbereitschaft beider Seiten anhand konkreter Fragen ausloten
und dann zu einer Gesamtlösung fortschreiten wollte, bestand Denk-
tasch darauf, zunächst die Umrisse einer Gesamtlösung zu verein-
baren. Erst danach wollte er Zugeständnisse in Einzelfragen offerie-
ren.
Um die stockenden Gespräche mit neuem Leben zu erfüllen, reiste
Kofi Annan Mitte Mai nach Nikosia. Es war der erste Besuch eines
UN-Generalsekretärs auf Zypern seit 1979, und als erster UN-Gene-
ralsekretär überschritt Annan am 15. Mai die Demarkationslinie am
UN-Kontrollpunkt Ledra Palace. Dabei ging er einige Schritte weit
in den Nordteil von Nikosia, um dem zyperntürkischen Verhand-
lungsführer symbolisch entgegenzukommen. Nachdrücklich wies er
beide Seiten auf ihre große Verantwortung vor der Geschichte hin.
Im Juli 2002 bekräftigte Denktasch anläßlich seiner Rede zum 28.
Jahrestag der türkischen Invasion, daß der Anspruch der TRNZ auf
volle Souveränität nicht verhandelbar sei. Denn ohne die Zuerken-
nung von Souveränität seien alle eingeräumten Rechte letztlich wert-
los. Bei einem erneuten Zusammentreffen von Klerides, Denktasch
und Annan am 6. September 2002 in Paris mußte der Generalsekretär
schließlich einräumen, daß sich die Verhandlungen in einer Sack-
gasse befanden.

DER  ANNAN-PLAN

Nun entschloß sich Annan, beiden Seiten einen eigenen Lösungsvor-
schlag zur Annahme oder Ablehnung vorzulegen. In den rund 150
Seiten umfassenden ›Annan-Plan‹ flossen die Gedanken und Kon-
zepte der vergangenen Verhandlungsrunden ein. Der UN-Lösungs-
vorschlag wurde erst im April 2003 in seiner letzten Version veröf-
fentlicht3. Unautorisierte Kopien der ersten Fassung waren aber
schon bald an die Öffentlichkeit gelangt.
Kernstück der ›Grundlage für die Einigung über eine umfassende
Lösung der Zypernfrage‹ ist ein ›Gründungsabkommen‹ (foundation
agreement) für einen ›gemeinsamen Staat‹ (common state) mit zwei
gleichberechtigten ›Teilstaaten‹ (component states). Letztere beide
Begriffe sind bewußt in Klammern gesetzt, um später durch einver-
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nehmlich vereinbarte Termini ersetzt zu werden. Das Gründungsab-
kommen enthält einen Verfassungsentwurf, den Entwurf grundle-
gender Gesetze sowie eine Beschreibung der Aufgaben neu zu grün-
dender Kommissionen. Beigefügt sind Karten mit alternativen Vor-
schlägen für zyperntürkische Gebietsabtretungen. Denn der zypern-
türkische Teilstaat soll verkleinert werden, um den zyperntürkischen
Anteil an der Inselfläche (derzeit 36 vH) seinem Bevölkerungsanteil
(ca. 18 vH) anzunähern. Außerdem wird ein Vertrag zwischen dem
gemeinsamen Staat und den Garantiemächten Großbritannien, Grie-
chenland und Türkei entworfen sowie das weitere Vorgehen gegen-
über den Vereinten Nationen und der EU skizziert. Der Generalse-
kretär bezeichnete seinen Lösungsvorschlag als im Grundsatz nicht
verhandelbar. Lediglich in Detailfragen räumte er beiden Seiten Ver-
handlungsspielraum ein. Außerdem wurden diese einem strikten Zeit-
plan unterworfen.
Da die Vereinten Nationen die vorgezogenen Parlamentswahlen
vom 3. November 2002 in der Türkei nicht beeinflussen wollten,
übergab Annan den Plan erst am 11. November an die Verhand-
lungsführer Klerides und Denktasch sowie an die Garantiemächte.
Durch die um einen Monat verzögerte Übergabe war aber wertvolle
Zeit verstrichen. Denn schon am 12./13. Dezember 2002 wollte die
EU auf ihrem Kopenhagener Gipfel über die Aufnahme Zyperns und
den Beginn von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei entscheiden,
und für den 16. April 2003 war die Unterzeichnung des Beitrittsver-
trags durch die zyprische Regierung vorgesehen. Annan präsentierte
einen Terminplan, der mit dem Prozeß des EU-Beitritts synchroni-
siert war. Bis zum 18. November 2002 sollte die Erklärung beider
Seiten erfolgen, ob sie den UN-Lösungsvorschlag als Grundlage für
eine Regelung ansehen; Anfang Dezember sollte über die grundsätz-
liche Annahme oder Ablehnung des Lösungspakets entschieden
sein. Bis zum 28. Februar 2003 sollte die Einigung über ausstehende
Detailfragen erfolgen, und für den 30. März waren getrennte Volks-
abstimmungen im Süden und Norden Zyperns über die Gründung
eines gemeinsamen Staates auf der Basis des UN-Vorschlags vorge-
sehen. Am 16. April sollten die Unterschriften der Ko-Präsidenten
der Übergangsregierung unter den EU-Beitrittsvertrag geleistet wer-
den; zuvor sollte die Unterzeichnung eines Vertrages mit Griechen-
land, der Türkei und Großbritannien über die Anerkennung des
Gründungsabkommens erfolgen. Der 1. Mai 2004 sollte das Datum
der Aufnahme des wiedervereinigten Zypern in die EU sein.
Um den Druck auf beide Seiten zu erhöhen, machte der UN-Gene-

ralsekretär deutlich, daß er seine Vermittlungsbemühungen einstel-
len werde, wenn bis spätestens 28. Februar 2003 keine Einigung er-
zielt sei.

DIE  BESTIMMUNGEN  DES  PLANS

Der Annan-Plan ist das umfangreichste und detaillierteste Dokument
zur Lösung des Zypernkonflikts, das von den Vereinten Nationen je-
mals vorgelegt wurde.
Der Plan vermeidet es, von Föderation oder Konföderation zu spre-
chen, sondern benutzt als Platzhalter den Begriff ›gemeinsamer
Staat‹. De facto handelt es sich um eine Föderation, wie auch der ex-
plizite Bezug auf die Schweizer ›Bundesregierung‹ andeutet. Aller-
dings werden den Teilstaaten weitreichende Rechte eingeräumt; der
Gesamtstaat ist den Teilstaaten nicht hierarchisch übergeordnet.
Nach Schweizer Vorbild üben die Teilstaaten alle diejenigen Macht-
befugnisse souverän aus, die nicht der Bundesregierung übertragen
sind. Verfassungsgesetze und Kooperationsabkommen sollen das Zu-
sammenwirken von Gesamtstaat und Teilstaaten regeln. Ein Sezes-
sionsrecht wird ausgeschlossen.
Beide Seiten sollen selbst über den Namen des künftigen Staates ent-
scheiden, außerdem über eine neue gemeinsame Flagge und (erst-
mals) eine gemeinsame Hymne. Bemerkenswerterweise sind Ver-
fassungsänderungen grundsätzlich möglich; die Verfassung der Re-
publik Zypern von 1960 war unabänderlich.
Die zyperngriechische Seite kann folgende Punkte auf der Habensei-
te verbuchen: einheitliche internationale Rechtspersönlichkeit und
Souveränität; De-facto-Gründung einer Föderation statt einer Kon-
föderation; keine formale Anerkennung der TRNZ; proportionale
Zusammensetzung des Präsidentschaftsrats; bedeutende Gebietsver-
größerung inklusive der Städte Morphou (Güzelyurt) und Varosha;
Rückkehrmöglichkeit für etwa 85 000 von 180 000 zyperngriechi-
schen Vertriebenen in das neugewonnene Territorium; grundsätzli-
che Anerkennung des Anspruchs auf Eigentumsrestitution (wenn-
gleich mit Einschränkungen); Kompensation für konfisziertes Ei-
gentum nach dem Preisstand von 1974 und Abzug des größten Teils
der etwa 35 000 türkischen Soldaten.
Folgende Punkte kann sich die zyperntürkische Seite gutschreiben:
Gründung einer neuen ›Partnerschaft‹ statt eines Anschlusses an die
bestehende Republik Zypern; Quasi-Umwandlung der TRNZ in ei-
nen Teilstaat und damit De-facto-Anerkennung; Festschreibung des
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Ein Gebietsausgleich zwischen Zyperntürken und
Zyperngriechen war schon Bestandteil des ›Ideen-
katalogs‹ von Generalsekretär Boutros Boutros-
Ghali von 1992; die diesem beigefügte Landkarte
ist in VN 4/2001 S. 141 abgedruckt. Die hier wie-
dergegebene Neufassung ist Bestandteil des Annan-
Plans; in ihr wird die Linie zwischen den beiden
Teilstaaten einer ›Vereinigten Republik Zypern‹
gezogen.
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Der Inhalt des Annan-Plans

Wesentliche Elemente des vom Generalsekretär der Vereinten
Nationen vorgelegten Plans für eine umfassende Regelung der
Zypernfrage in seiner ersten Fassung sind:

● die Gründung eines neuen ›gemeinsamen Staates‹;
● die Anerkennung aller bestehenden Gesetze, Vorschriften und An-

ordnungen, soweit sie nicht in Widerspruch zum Gründungsab-
kommen des neuen Staates stehen;

● eine unauflösliche ›Partnerschaft‹ von zwei gleichberechtigten
Teilstaaten;

● eine einheitliche internationale Rechtspersönlichkeit und Souve-
ränität Zyperns;

● die Etablierung von Regierung, Parlament, Verfassung, Staatsbür-
gerschaft, Flagge, Hymne und Polizei sowohl für den Gesamtstaat
wie für die beiden Teilstaaten;

● die Gewährleistung und Respektierung der jeweiligen Identität
beider Teilstaaten;

● die Regelung der Beziehung zwischen dem gemeinsamen Staat
und den Teilstaaten nach dem Vorbild der Schweizer Kantonal-
verfassung;

● die Beschränkung der Kompetenzen des gemeinsamen Staates 
(im wesentlichen auf die Außen- und EU-Politik; Bundeshaus-
halt; Zentralbankfragen; Staatsbürgerschaft und Einwanderung;
Kampf gegen Terrorismus, Drogenhandel und organisiertes Ver-
brechen);

● die Mitwirkung der Teilstaaten an der Außen- und EU-Politik;
● begrenzte Kompetenzen der Teilstaaten in der Handels- und Kul-

turpolitik;
● ein Zwei-Kammern-Parlament mit jeweils 48 Mitgliedern (Abge-

ordnetenhaus proportional gemäß Volksgruppen, Senat paritä-
tisch zusammengesetzt; Wahl binnen zehn Monaten nach Inkraft-
treten des Gründungsabkommens);

● sechsköpfiger, proportional zusammengesetzter Ministerrat (Wahl
binnen eines Jahres nach Inkrafttreten des Gründungsabkommens
durch das neugewählte Parlament);

● Umwandlung des Ministerrats drei Jahre nach Inkrafttreten des
Gründungsabkommens in einen ›Präsidentschaftsrat‹ (Rotation
von Präsident- und Vizepräsident im zehnmonatigen Turnus; ma-
ximal zwei aufeinanderfolgende Präsidentschaftsperioden für
Vertreter eines Teilstaats);

● begrenzte Vetorechte der beiden Teilstaaten (Beschlüsse des Par-
laments mit Mehrheit beider Häuser; Beschlüsse des Senats mehr-
heitlich mit mindestens einem Viertel, in bestimmten Angelegen-
heiten zwei Fünfteln der Senatoren beider Teilstaaten; Beschlüsse
des Präsidentschaftsrats mit Zustimmung von jeweils mindestens
einem Vertreter der beiden Teilstaaten);

● neunköpfiger ›Oberster Gerichtshof‹ als Hüter der Verfassung (je-
weils drei Richter aus den beiden Teilstaaten sowie drei nichtzy-
prische Richter, die nicht Bürger Großbritanniens, Griechenlands
und der Türkei sein dürfen; Bestellung ein Jahr nach Inkrafttreten
des Gründungsabkommens);

● verfassungsmäßige Garantie der Grund- und Minderheitenrechte;
● Möglichkeit der Verfassungsänderung nach entsprechendem Par-

lamentsbeschluß sowie Volksabstimmungen in beiden Teilstaa-
ten;

● ›Versöhnungskommission‹ zur Entwicklung von Toleranz und
gegenseitigem Respekt;

● ›Staatsbürgerschaftsausschuß‹ mit nichtzyprischen Mitgliedern
zur Regelung von Staatsbürgerschaftsfragen;

● automatische Verleihung der Staatsbürgerschaft an alle Zyprer,
die bereits 1960 Staatsbürger waren, und deren Nachkommen; an
alle mindestens 18-jährigen, die auf Zypern geboren wurden und
mindestens sieben Jahre dort gelebt haben; an alle mit Zyprern

verheirateten Personen; an alle Kinder von Personen der genann-
ten Gruppen; an ausgewählte Personen auf einer Liste;

● Begrenzung des Zuzugs weiterer griechischer und türkischer
Staatsbürger;

● ›Eigentumskommission‹ zur Restitution oder Entschädigung von
konfisziertem Eigentum mit je zwei zyperntürkischen und zypern-
griechischen sowie drei nichtzyprischen Mitgliedern;

● Anfechtung von Eigentumsentscheidungen vor einem ›Eigentums-
gerichtshof‹, dem mindestens drei nichtzyprische Richter ange-
hören;

● grundsätzliches Recht auf Eigentumsrestitution im jeweils ande-
ren Teilstaat, jedoch mit zeitlichen Übergangsfristen und festge-
legten Obergrenzen;

● Anreize zum Verkauf, zur langfristigen Vermietung oder zum Ei-
gentumstausch konfiszierten Eigentums, so daß heutige Bewoh-
ner respektive Eigentümer dort verbleiben können;

● grundsätzliche Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit, jedoch
mit Einschränkungen zum Schutz der Identität der Teilstaaten
(Rückkehr bis zu einem maximalen Bevölkerungsanteil von 33,33
vH am Ende einer 20jährigen Rückkehrperiode);

● Schaffung von Grenzübergängen zur kontrollierten Ein- und Aus-
reise zwischen den Teilstaaten;

● phasenweise Gebietsabtretung von rund einem Viertel des zy-
perntürkischen Teilstaats binnen drei Jahren (Verkleinerung von
36 vH auf ca. 28,5 vH des Inselterritoriums); Aussiedlung der 
Zyperntürken aus den abzutretenden Gebieten und Bereitstellung
vergleichbarer Wohn- und Lebensmöglichkeiten; Überwachung
durch die UN;

● Beitritt des wiedervereinigten Zypern zur EU unter Aufrechter-
haltung besonderer Beziehungen zu Griechenland und der Türkei;

● Fortbestand der Gründungs-, Garantie- und Allianzverträge von
1959 zwischen Zypern und Großbritannien, Griechenland sowie
der Türkei; Erweiterung der Garantie auf die territoriale Integrität,
Sicherheit und verfassungsmäßige Ordnung beider Teilstaaten;

● fortdauernde Erlaubnis zur Stationierung griechischer und türki-
scher Soldaten (wie im Allianzvertrag von 1959 eingeräumt) in
vierstelliger Zahl; phasenweiser Abzug überzähliger Soldaten;

● phasenweise Demobilisierung aller zyprischen Streitkräfte nach
Inkrafttreten des Gründungsabkommens; Ausstattung der gesamt-
und teilstaatlichen Polizeikräfte lediglich mit leichten Waffen;
Verbot privater Waffen mit Ausnahme von Sportwaffen; Überwa-
chung der Entmilitarisierung durch die UN;

● Zustimmung zu dem Abkommen durch alle relevanten internatio-
nalen Akteure (Vereinte Nationen, EU, Garantiemächte);

● Aufforderung des Generalsekretärs an den Sicherheitsrat, das
Gründungsabkommen zu billigen, das Mandat der UNFICYP zu
verlängern und diese mit der Überwachung der Bestimmungen zu
beauftragen;

● Bildung eines achtköpfigen Überwachungsausschusses aus Ver-
tretern der drei Garantiemächte, der gemeinsamen Regierung, der
Teilstaaten und eines präsidierenden UN-Vertreters;

● sofortiges Inkrafttreten des Gründungsabkommens nach seiner
Bestätigung in getrennten Volksabstimmungen.

Für die Übergangszeit werden folgende Bestimmungen getroffen:

● Beförderung der Unterzeichner des Gründungsabkommens für drei
Jahre zu Ko-Präsidenten mit monatlicher Rotation des Vorsitzes;

● Nominierung von sechs Ministern für eine einjährige Amtszeit
durch die Ko-Präsidenten;

● Parlamentswahlen in beiden Teilstaaten binnen 40 Tagen nach In-
krafttreten des Gründungsabkommens, Nominierung von jeweils
24 Abgeordneten für das ein Jahr lang amtierende gemeinsame
Übergangsparlament;

● Nominierung eines Obersten Gerichtshofs für die Übergangszeit
von einem Jahr durch die beiden Ko-Präsidenten.



Prinzips der Gleichberechtigung; Staatlichkeit der Teilstaaten (eige-
ne Staatsbürgerschaft, Regierung, Parlament, Fahne, Hymne und Po-
lizei); geringe Kompetenzen für die gemeinsame Regierung; Mitwir-
kung der Teilstaaten an der Außen- und EU-Politik; begrenzte Veto-
rechte der zyperntürkischen Seite im Präsidentschaftsrat und im ge-
meinsamen Parlament; Bewahrung von 28,5 vH des Territoriums bei
einem Bevölkerungsanteil von 18 vH; Genehmigung von Sonderbe-
ziehungen mit der Türkei; Fortdauer der türkischen Garantierechte;
Einschränkung der Bewegungs- und Niederlassungsfreiheit sowie der
Restitution von Eigentum; automatische Anerkennung der Kinder von
Siedlern als Staatsbürger und schließlich Beförderung des TRNZ-
Präsidenten zum gleichberechtigten Ko-Präsidenten während der drei-
jährigen Interimsphase.
Die EU erklärte sich bereit, Abweichungen vom Acquis com-
munautaire wie zum Beispiel Einschränkungen der Bewegungs- und
Niederlassungsfreiheit in Zusatzprotokollen anzuerkennen.

VOR-  UND  NACHTEILE

Die Beobachter sind sich weithin einig, daß der Annan-Plan eine
Grundlage für eine friedliche Lösung bietet. Er erlaubt beiden Seiten
ein Maximum an Eigenständigkeit und verwirklicht gleichzeitig das
notwendige Minimum an Gemeinsamkeit. Mit einem Mindestmaß
an gutem Willen könnten gemeinsamer Staat und Teilstaaten kon-
struktiv zusammenarbeiten. Sollte eine Seite dazu allerdings nicht
bereit sein, so würde sie in der Verfassung viele Ansätze für eine
Blockadepolitik finden.
Eine zentrale Rolle kommt dem Obersten Gericht zu, das die Einhal-
tung der Verfassung überwacht und Streitigkeiten schlichtet. Die
drei nichtzyprischen Richter würden das Zünglein an der Waage bil-
den. Über ihre Herkunft sagt der Annan-Plan nichts aus; schon an 
ihrer Berufung würden sich wahrscheinlich heftige Diskussionen
entzünden. In Übereinstimmung mit den Verhandlungsführern hat-
ten die Vereinten Nationen eine Liste renommierter ausländischer
Rechtsgelehrter zusammengestellt, die sich zur Übernahme dieser
Aufgabe bereiterklärt hatten. Die beiden Parteien waren aber nicht
darauf zurückgekommen. Auch müßte gewährleistet werden, daß die
Entscheidungen des Obersten Gerichts befolgt werden. Die Verfas-
sungsordnung der Republik Zypern brach 1963 zusammen, als die

Zyperngriechen die Entscheidungen des neutralen Verfassungsge-
richtshofs nicht mehr akzeptierten. Schließlich mußte der aus
Deutschland kommende Oberste Richter sogar bei Gefahr für Leib
und Leben von der Insel flüchten.
Ein großes Problem ist sicherlich das Fehlen des Vertrauens zwi-
schen den beiden Volksgruppen. Die Alten sind durch erlittenes 
Leid verbittert, die Jungen haben keine Erinnerung mehr an ein Zu-
sammenleben und sprechen die Sprache ihres Gegenübers nicht
mehr. Auch der Plan des Generalsekretärs betont in stärkerem Maß
die trennenden als die verbindenden Elemente. So soll eine neue
Grenzlinie mit zusätzlichen Kontrollstationen gezogen werden, und
wieder würden Zehntausende von Menschen aus ihren Häusern 
und Wohnorten vertrieben werden. Der Plan sieht sogar den Bau
kreuzungsfreier Unter- oder Überführungen über Straßen des ande-
ren Teilstaates vor, um notwendige Verkehrsverbindungen zu schaf-
fen.
Zahlreiche vertrauensbildende Maßnahmen werden notwendig sein,
um die Trennung in den Köpfen der Menschen abzubauen. Vor allem
die geteilte Hauptstadt Nikosia bietet sich als Experimentierfeld an.
Hier wohnen Zyperngriechen und Zyperntürken in Sichtweite von-
einander, hier legen allein praktische Notwendigkeiten wie Wasser-
und Stromversorgung, Verkehrserschließung, Denkmal- und Um-
weltschutz oder Tourismus eine Kooperation nahe. Einen wichtigen
Beitrag zu Versöhnung und Zusammenarbeit können zudem private
Initiativen leisten. Bereits in den vergangenen Jahren haben enga-
gierte Menschen aus beiden Teilen der Insel trotz mannigfaltiger An-
feindungen und Schikanen bikommunale Veranstaltungen und Pro-
jekte organisiert. Ausländische Akteure, etwa die deutschen politi-
schen Stiftungen, sind aufgerufen, solche Bemühungen tatkräftig zu
unterstützen.
Trotz aller Schwachstellen hätte der propagierte gemeinsame Staat
bessere Erfolgsaussichten als die alte Republik von 1960. Erstens be-
stehen heute keine irregulären Milizen und Untergrundorganisatio-
nen mehr; deren Wiedergründung ist nicht wahrscheinlich. Zweitens
befriedigt die 1974/75 abgeschlossene und im Annan-Plan bestätig-
te Territorialisierung das Sicherheitsbedürfnis beider Volksgruppen,
so schmerzlich die ›ethnische Säuberung‹ vor drei Jahrzehnten auch
war. Drittens wird die Einbindung Zyperns in die EU dazu beitragen,
mögliche Konflikte zu entschärfen.
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Am 26. und 27. Februar dieses Jahres besuchte
Generalsekretär Kofi Annan Zypern, um für seine
Vorstellungen einer umfassenden Regelung der
Zypernfrage zu werben. Der Durchbruch blieb
aus, und am Ende mußte er resignierend feststel-
len: »Mein Plan bleibt auf dem Tisch, bereit, um
von Zyperngriechen und Zyperntürken wiederauf-
genommen und zu einer Lösung geführt zu wer-
den, wenn sie den dazu notwendigen Willen auf-
bringen.« – Im Bild: Kofi Annan übergibt die End-
fassung seines Plans an den neuen Präsidenten der
Republik Zypern, Tassos Papadopoulos. Links im
Bild ist Alvaro de Soto zu sehen, der damalige Son-
derberater des Generalsekretärs für Zypern.



REAKTIONEN

In beiden Inselteilen wurde der Annan-Plan kontrovers beurteilt, was
für seine Ausgewogenheit spricht. Im Süden äußerten sich die Zei-
tungen ›O Filelevtheros‹ und ›Cyprus Mail‹ vorsichtig positiv,
während die rechtsgerichteten Blätter ›I Simerini‹ und ›Maki‹ »Alp-
traumlösung« beziehungsweise »Erpressung« titelten. Im Norden
sprach sich nur die unabhängige regierungskritische Zeitung ›Afri-
ka‹ klar für den Plan aus und warf Präsident Denktasch vor, ihn zu
hintertreiben. ›Kibris‹ zeigte sich vorsichtig optimistisch. Hingegen
prangerten andere Blätter der TRNZ den Verlust der landwirtschaft-
lich einträglichsten und wasserreichsten Gebiete sowie die erforder-
liche Umsiedlung von 42 000 Landsleuten an. Das Denktasch nahe-
stehende Blatt ›Volkan‹ stellte die polemische Frage: »Ist es ein UN-
Plan oder ein griechischer Plan?«, ›Vatan‹ sprach gar von einem
»Skandal«.
Sowohl im Süden wie im Norden spalteten sich die Bürger in Befür-
worter und Gegner. Tendenziell sind es auf beiden Seiten die jünge-
ren Menschen, die eine Wiedervereinigung befürworten, während
die älteren skeptisch bleiben. Auffällig ist folgende Asymmetrie:
Während in der Republik Zypern die Regierung von Präsident Kleri-
des den Plan grundsätzlich positiv beurteilte und am 18. November
2002 als Verhandlungsgrundlage annahm, formierte sich auf der
Straße ein lautstarkes Widerstandsbündnis gegen den »Genozid-
plan«, bestehend aus orthodoxer Kirche, Vertriebenenverbänden,
nationalistischen Zeitungen, der rechten Demokratisch-Sozialen Be-
wegung, der Kommunistischen Partei und einigen Vertretern von
Parteien der Mitte. In der TRNZ verliefen die Fronten umgekehrt:
Außen- und Verteidigungsminister Tahsin Ertugrul bezeichnete den
Annan-Plan in einem Interview als » nicht akzeptabel«, und erst nach
weiterer Bedenkzeit und gehörigem internationalem Druck stimmte
ihm Präsident Denktasch am 27. November als Verhandlungsgrund-
lage zu. Immer mehr Menschen gingen gegen ihren Präsidenten und
für eine Annahme des Plans auf die Straße. Denn viele Zyperntürken
befürchten weitere politische Isolation und wirtschaftlichen Nieder-
gang, sollten Wiedervereinigung und EU-Beitritt scheitern. Das Pro-
Kopf-Einkommen im Süden ist dreimal so hoch wie im Norden. Die
von der EU für Nordzypern bereitgestellten Strukturanpassungsmit-
tel können ohne eine Zypernlösung nicht abgerufen werden. Bei ei-
ner weiteren Vertagung einer Lösung würde sich der Exodus der 

Zyperntürken ins Ausland wahrscheinlich verstärken. Nordzypern
könnte mittelfristig seine zyperntürkische Identität verlieren und
auch ohne staatsrechtlichen Anschluß zur türkischen Provinz degra-
diert werden.
Erschwert wurden die Verhandlungen durch die Herzkrankheit von
Präsident Denktasch und dadurch notwendig werdende Operationen
in den USA. Krankheits- und Genesungsperioden ermöglichten es
indes der zyperntürkischen Regierung, auf Zeit zu spielen. Die tech-
nischen Kommissionen zur abschließenden Beratung von Verträgen
und Abkommen, die im Oktober 2002 ihre Arbeit aufnehmen sollten,
konnten erst Mitte Januar 2003 zusammentreten, da bis zu diesem
Zeitpunkt keine zyperntürkischen Vertreter entsandt wurden.
Kurz vor dem EU-Gipfel von Kopenhagen legte Sonderberater de
Soto am 10. Dezember 2002 beiden Seiten eine überarbeitete Fas-
sung des Annan-Plans vor. Als Zugeständnis an die zyperntürkische
Seite wurden die Bedingungen für Rückkehrer verschärft (maxima-
ler Bevölkerungsanteil von 28 vH am Ende einer 15jährigen Rück-
kehrperiode); während der ersten vier Jahre sollten sie zudem in
ihren Häusern nicht dauerhaft wohnen dürfen. Als Konzessionen an
die zyperngriechische Seite wurden der nordöstliche Teil der Halb-
insel Karpas als künftige Exklave in die Gebietsabtretung einge-
schlossen, die Interimsphase der Ko-Präsidenten von 36 auf 30 Mo-
nate verkürzt und die maximale Truppenstärke einer Garantiemacht
auf 2 500 bis 7 500 Mann begrenzt.
Trotz des Wahlsiegs der außenpolitisch reformbereiten ›Partei für
Gerechtigkeit und Entwicklung‹ (AKP) in der Türkei nutzte auch die
neue AKP-Regierung Zypern als Faustpfand. Der designierte Pre-
mierminister Recep Tayyip Erdogan äußerte, daß die Chancen für ei-
ne Überwindung der Teilung Zyperns schlecht stünden, wenn die EU
in Kopenhagen nicht auf die türkischen Wünsche eingehe. Entspre-
chend spielte TRNZ-Präsident Denktasch vor dem EU-Gipfel auf
Zeit. Im revidierten Annan-Plan wollte er lediglich den alten erken-
nen. Vor demonstrierenden Anhängern meinte er: »Wir wollen Frie-
den, der sich auf zwei Staaten und zwei Souveränitäten gründet.«

SCHEITERN  DER  VERMITTLUNG

Als die Türkei in Kopenhagen mit einem späten und an Bedingungen
geknüpften Beitrittstermin enttäuscht wurde und trotz türkischer Be-
denken der Eintritt der Republik Zypern in die EU im Jahr 2004 end-
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Auch dem Führer der Zyperntürken und Präsiden-
ten der international nicht anerkannten Türki-
schen Republik Nordzpern, Rauf Denktasch, prä-
sentierte Generalsekretär Annan den nach ihm be-
nannten Plan. Vergeblich ermahnte er die Volks-
gruppenführer Denktasch und Glafkos Klerides:
»Sie haben ein Rendezvous mit der Geschichte. Se-
hen Sie zu, daß Sie es nicht verpassen.«



gültig beschlossen wurde, schwanden die Aussichten auf eine An-
nahme des Annan-Plans. Das Außenministerium in Ankara verur-
teilte die Aufnahme der Republik Zypern mit scharfen Worten, ohne
allerdings den früher angedrohten Anschluß Nordzyperns an die
Türkei auf die Tagesordnung zu setzen.
Mitte Dezember reiste TRNZ-Präsident Denktasch zu Gesprächen
mit Politikern und Militärs in die Türkei. Demonstrativ stellte sich
der türkische Generalstabschef Hilmi Özkök auf seine Seite. Die
Mililtärs haben wegen der strategischen Bedeutung der Insel stets für
eine harte Linie in der Zypern-Politik plädiert. Nach seiner Rückkehr
in die TRNZ forderte Denktasch am 22. Dezember substantielle Ver-
änderungen des Annan-Plans, die für die Gegenseite völlig inakzep-
tabel waren:
● Permanente Ko-Präsidenten anstelle eines Präsidentschaftsrats,
● Gebietsabtretungen im wesentlichen nur auf Kosten der Pufferzone

(somit inklusive Varosha, aber ohne Morphou/Güzelyurt und die
Halbinsel Karpas),

● keine Rückkehr von Zyperngriechen in den Nordteil.

Auch im Süden gewannen die Gegner des Plans des Generalsekretärs
nun an Einfluß. Beim Präsidentschaftswahlkampf im Januar 2003
konnten sie sich profilieren. Scharf kritisierten sie die Auflösung der
Republik Zypern, die Festschreibung der territorialen Teilung, das
Prinzip der Gleichheit der Teilstaaten, die Einschränkungen bei
Eigentumsrestitution und Rückkehr der Flüchtlinge, die Verlei-
hung der Staatsbürgerschaft an einen Teil der Siedler sowie das Fort-
bestehen von türkischen Garantierechten. Die Gegner des Planes
konnten ihre Klientel in stärkerem Umfang mobilisieren als dessen
Befürworter die ihre. Denn anders als für die Zyperntürken hängt der
EU-Beitritt für die Zyperngriechen nicht von einer vorherigen Kon-
fliktlösung ab. Auf Druck Griechenlands hatte die EU auf dem Gip-
fel von Helsinki im Dezember 1999 die folgenschwere Entscheidung
getroffen, der Republik Zypern eine Aufnahme auch ohne vorherige
Wiedervereinigung zuzusichern.
Bereits im ersten Wahlgang konnte der Herausforderer Tassos Papa-
dopoulos die absolute Mehrheit erreichen. Während er den Annan-
Plan im November noch rundweg abgelehnt hatte, gab er sich nun
grundsätzlich verhandlungsbereit und forderte seine zyperntürki-
schen »Landsleute« auf, gemeinsam mit den Zyperngriechen den
Weg in Richtung Wiedervereinigung und Frieden zu gehen. Doch
schob nun auch der Hardliner Papadopoulos Forderungen nach, die
für die Gegenseite inakzeptabel waren: uneingeschränktes Rück-
kehrrecht für alle zyperngriechischen Vertriebenen und zusätzliche
Kompetenzen für die gemeinsame Regierung.
Die EU suchte die Kontrahenten mit weiteren finanziellen Zuwen-
dungen zu ködern: Am 23. Januar erklärte EU-Erweiterungskom-
missar Günter Verheugen die Bereitschaft der EU, im Falle einer Ei-
nigung eine internationale Geberkonferenz für Zypern zu organisie-
ren.
Angesichts zunehmenden Zeitdruckes intensivierten die Vereinten
Nationen ihre Bemühungen. Kofi Annan appellierte an Präsident
Denktasch, »auf die Stimme seines Volkes zu hören«. Immer mehr
Menschen gingen nämlich im Norden Nikosias mit EU-Fahnen und
UN-blauen Luftballons auf die Straße – schließlich rund ein Viertel
der Bevölkerung der TRNZ. Der UN-Generalsekretär reiste vom 24.
bis 28. Februar noch einmal nach Athen, Ankara und Nikosia und
appellierte an alle Beteiligten, die »einmalige Gelegenheit« nicht
verstreichen zu lassen. Denn das »Ende der Straße« sei erreicht.
Zum zweiten Mal überreichte er am 26. Februar einen revidierten,
auf 192 Seiten angewachsenen Lösungsvorschlag4. Dabei konnte er
mit einem unerwarteten Clou aufwarten: Der zyperntürkische Teil-
staat muß weniger Gebiet abtreten und kann den Nordosten der Halb-
insel Karpas behalten. Dafür wird der zyperngriechische Teilstaat
mit britischem Territorium entschädigt. Für den Fall einer Einigung
erklärte sich nämlich Großbritannien bereit, von den 256 Quadratki-

lometern seiner Militärbasen 115 an das wiedervereinigte Zypern
zurückzugeben. 1960, bei der Entlassung der Kolonie in die Unab-
hängigkeit, waren etwa 3 vH des Inselterritoriums zu souveränen bri-
tischen Militärbasen erklärt worden. Dort leben 8 000 britische Sol-
daten und Angehörige. Die abzutretenden Gebiete werden überwie-
gend landwirtschaftlich genutzt. Ihre Aufgabe würde die militäri-
schen Interessen Großbritanniens nicht beeinträchtigen.
Die Zahl der zyperngriechischen Vertriebenen, die in den Norden
zurückkehren können, wurde weiter gesenkt. Ihr maximaler Anteil
beträgt jetzt 21 vH statt 28 vH am Ende einer 15jährigen Rückkehr-
periode. Im Höchstfall können damit gut 40 000 Vertriebene statt ur-
sprünglich an die 80 000 in den zyperntürkischen Teilstaat zurück-
kehren. Als Ausgleich für die Erschwerung der Rückkehr wurde ein-
gefügt, daß alle Einschränkungen fallen sollen, wenn die Türkei voll-
berechtigtes EU-Mitglied wird.
Die Zahl der Menschen, die zusätzlich zu den eigentlichen Zyprern
die Staatsbürgerschaft erhalten können, wurde auf 45 000 fixiert. Da-
mit könnte ein bedeutender Teil der Siedler aus der Türkei die zypri-
sche Staatsbürgerschaft erhalten. Künftig darf der Anteil von Ein-
wanderern aus der Türkei und Griechenland einen Anteil von 5 vH in
einem Teilstaat nicht übersteigen.
Als Zugeständnis an die zyperngriechische Seite wurde die maxima-
le Zahl griechischer und türkischer Soldaten auf der Insel auf jeweils
6 000 vermindert. Zusätzlich wurde aufgenommen, daß die Trup-
penstärke im Jahre 2010 überprüft werden soll und alle ausländi-
schen Soldaten die Insel verlassen werden, wenn die Türkei der EU
beitritt.
Da hinsichtlich der Staatsbezeichnungen keine Verständigung er-
zielt worden war, wurden sie von den UN oktroyiert. Der Gesamt-
staat firmiert nun als ›United Cyprus Republic‹, aus dem ›common
state‹ wurde ein ›federal state‹, die ›component states‹ wurden zu
›constituent states‹. Die Volksabstimmungen sollten nun ausschließ-
lich über Annahme oder Ablehnung des UN-Lösungsvorschlags be-
finden, nicht mehr gleichzeitig über einen EU-Beitritt.
Während Präsident Papadopoulos mehr Bedenkzeit verlangte, konn-
te sein Gegenspieler Denktasch in dem revidierten Annan-Plan kei-
ne wesentlichen Fortschritte erkennen und wurde darin von der tür-
kischen Regierung bestärkt. Als sich am 28. Februar keine Einigung
abzeichnete, tat Annan einen überraschenden Schachzug: Wenn die
beiden Verhandlungsführer den Lösungsvorschlag bei einem näch-
sten Zusammentreffen am 10. März in Den Haag nicht annehmen
würden, sollten sie sich bereit erklären, ihn am 30. März ohne ihre
vorherige Zustimmung in bindenden Volksabstimmungen zur Ent-
scheidung zu stellen. Zuvor sollten die Garantiemächte ihre Zustim-
mung geben. Andernfalls würden die Vereinten Nationen ihre Ver-
mittlungsbemühungen sofort einstellen. Detailfragen könnten noch
bis zum 25. April verändert werden, nicht jedoch substantielle Be-
standteile.
Doch war das Scheitern des Friedensprozesses nicht aufzuhalten.
TRNZ-Präsident Denktasch prangerte die Mißachtung demokratisch
gewählter Institutionen durch die Vereinten Nationen an und erklär-
te sich nicht bereit, das Zustimmungsrecht von Regierung und
Parlament aufzugeben. Ironischerweise mußte Denktasch gerade in
der TRNZ ein Ja bei einem Referendum befürchten, während in der 
Republik Zypern ein Nein des Volkes im Bereich des Möglichen
war.
Bereits am 7. März informierte Denktasch das Abgeordnetenhaus
der TRNZ, daß er auch den revidierten Plan nicht annehmen werde.
Dennoch reiste er auf Bitte des Generalsekretärs am 10. März nach
Den Haag. Nach 19stündigen Gesprächen gab Kofi Annan schließ-
lich am Morgen des 11. März »mit einem tiefen Gefühl der Trauer«
das Scheitern seiner Vermittlungsbemühungen bekannt. Im April
ließ er das Büro des Sonderberaters in Nikosia schließen.
Denktasch hatte sein Nein zu einer vorgezogenen Volksabstimmung
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bekräftigt und darüber hinaus grundsätzliche Änderungen in der Sta-
tus-, Gebiets- und Flüchtlingsfrage gefordert, die den Plan in seinem
Kern verändert hätten. Selbst das Angebot einer weiteren Fristver-
längerung (Möglichkeit zu Änderungen bis zum 28. März, Volksab-
stimmungen am 6. April) hatte er ausgeschlagen. Der designierte tür-
kische Premierminister Erdogan, der noch im November 2002 mit
einem »belgischen Modell« für Zypern geliebäugelt hatte, warf nun
den Vereinten Nationen vor, die türkischen »Erwartungen nicht er-
füllt« zu haben. Auch ergaben die Treffen zwischen griechischen
und türkischen Vertretern keine Einigung über Sicherheitsfragen.
Neben der Abkühlung der türkischen Beziehungen zur EU hatte auch
die Irakkrise die Endphase der Zypernverhandlungen überschattet.
Die neue türkische Regierung hätte gleichzeitig zwei weitreichende
Entscheidungen treffen müssen und war damit augenscheinlich
überfordert gewesen. EU-Kommissar Verheugen ist überzeugt, daß
der Irakkonflikt den Ausgang der Zypern-Verhandlungen negativ
beeinflußt hat.
In seinem Bericht an den Sicherheitsrat lastete der Generalsekretär
dem zyperntürkischen Verhandlungsführer Denktasch die »Haupt-
verantwortung« (prime responsibility) für das Scheitern seiner In-
itiative an. Während die zyperngriechischen Verhandlungsführer in
wesentlichen Punkten wie der Eigentumsrestitution, der Frage der
türkischen Siedler oder der Rückkehr von Vertriebenen Flexibilität
gezeigt hätten, habe Denktasch »sich geweigert, Verhandlungen auf
der Basis des Gebens und Nehmens zu führen«. Ausdrücklich lobte
der Generalsekretär Griechenland für seine kontinuierliche Unter-
stützung, während die Türkei überwiegend Denktasch den Rücken
gestärkt habe. Allerdings vermochte er bei der neuen türkischen Re-
gierung Anzeichen der Kompromißbereitschaft zu erkennen.
Denktaschs Gegenspieler Papadopoulos hatte seine grundsätzliche
Zustimmung von der Klärung verschiedener Details, einer Fristver-
längerung und einer vorherigen Zustimmung Griechenlands und der
Türkei zu den sicherheitsrelevanten Aspekten abhängig gemacht.
Sein bedingtes Ja war erst gekommen, als das Nein seines Gegen-
spielers Denktasch bereits feststand. Auch Annan räumte ein, daß es
Papadopoulos mit einer Unterzeichnung des Planes vor dem EU-
Beitritt Zyperns nicht eilig gehabt habe.
Der Sicherheitsrat bedauerte am 14. April 2003 in seiner Resolution
14755 das Scheitern der UN-Initiative »auf Grund des negativen
Herangehens des Führers der türkisch-zyprischen Volksgruppe«.
Dem »sorgfältig ausgewogenen Plan des Generalsekretärs vom 26.
Februar 2003« verlieh er seine volle Unterstützung »als einzigartige
Grundlage für weitere Verhandlungen«. Die betroffenen Parteien
werden aufgefordert, auf dieser Basis eine Lösung zu suchen, und die
Guten Dienste des Generalsekretärs sind weiterhin erbeten.

WIE  GEHT  ES  WEITER?

Auch wenn sich die Vereinten Nationen als Vermittler zurückgezo-
gen haben, ist die Tür nicht endgültig zugeschlagen. Der Generalse-
kretär wies darauf hin, daß sein Plan auf dem Tisch bleibe. Beide Sei-
ten könnten weiterhin auf dieser Grundlage verhandeln, gegebenen-
falls mit Unterstützung durch die EU oder die USA. Wenn eine Lö-
sung in Sicht sei und bei den »Mutterländern« Unterstützung finde,
werde er seine Hilfe nicht verweigern.
Mit der Ablehnung des Annan-Plans geriet TRNZ-Präsident Denk-
tasch in die Defensive. Das Scheitern der Verhandlungen enttäusch-
te einen signifikanten Teil der zyperntürkischen Bevölkerung, und
der günstigste Zeitpunkt für einen Kompromiß wurde nicht genutzt.
Es ist fraglich, ob die Zyperntürken weiterhin derart vorteilhafte Be-
dingungen erhalten werden. Schon jetzt ist der Annan-Plan in min-
destens einem Punkt überholt: Am 16. April unterzeichnete kein
neuer Staat, sondern die bestehende Republik Zypern den EU-Bei-
trittsvertrag. Als Mitglied dieser Gemeinschaft wird die Position der

Republik Zypern international aufgewertet werden, während die
TRNZ noch stärker isoliert sein wird. Auch ist die EU nun zum Han-
delnden auf der Insel geworden, selbst wenn die TRNZ deren Zu-
ständigkeit im Norden Zyperns nicht anerkennt.
In der TRNZ setzten sich die Demonstrationen gegen Präsident
Denktasch fort. Am 30. März versuchten Oppositionelle, ein inoffi-
zielles Referendum zu veranstalten. Die Polizei verhinderte die Ak-
tionen und verhaftete mehrere Personen wegen Hochverrats. Offen-
kundig ist, daß sich ein bedeutender Teil der Bevölkerung für die An-
nahme des Annan-Plans ausspricht, möglicherweise eine Mehrheit.
Die Parlamentswahlen im Dezember 2003 werden zeigen, ob der
Präsident an Unterstützung verloren hat. Gegenüber der Zeitung
›Vatan‹ äußerte der 79-jährige Denktasch im April 2003, daß er zu
den Präsidentschaftswahlen 2005 nicht mehr antreten werde.
Denktasch schlug die Tür nicht ganz zu und suchte vor der Unter-
zeichnung des EU-Beitritts wieder das Gespräch mit der Gegenseite.
Am 2. April bot er vertrauensbildende Maßnahmen an, um künftige
Verhandlungen zu erleichtern: die Rückgabe der verlassenen Hotel-
stadt Varosha im Austausch für die Beendigung des Handelsembar-
gos gegen die TRNZ, die Verwirklichung weitgehender Bewegungs-
freiheit und des Güteraustauschs zwischen beiden Inselhälften sowie
die Gründung einer bilateralen Versöhnungskommission.
Präsident Papadopoulos beharrte jedoch auf dem Annan-Plan als
Grundlage für weitere Gespräche. Seine Regierung sei nun gezwun-
gen, den Vertrag über den EU-Beitritt ohne Mitwirkung der Zy-
perntürken zu unterzeichnen. Als Zeichen des guten Willens kündig-
te seine Regierung Ende April ein Paket unterstützender Maßnah-
men für die zyperntürkische Bevölkerung an. Es betrifft unter ande-
rem den Handel zwischen beiden Inselhälften, die Ermöglichung
von Exporten der TRNZ über Häfen beziehungsweise Flugplätze der
Republik Zypern, die Einrichtung von bilateralen Telekommunikati-
onsverbindungen, die Erleichterung der Arbeitsaufnahme von Zy-
perntürken im Süden, die Wiedereinführung des türkischen Sprach-
unterrichts an Gymnasien sowie die Ausstellung von EU-Pässen und
anderen Dokumenten für Einwohner des Nordens.
Obwohl Denktasch drohte, daß die Teilung der Insel bei einer Unter-
zeichnung des EU-Beitrittsvertrags durch die Republik Zypern irre-
versibel werde, konnte er das feierliche Ereignis am 16. April 2003
auf der Athener Akropolis nicht verhindern. Als er ankündigte, da-
nach separate Verhandlungen mit der EU anzustreben, wurde die-
ser Weg vom EU-Vertreter in Nikosia, Adrian van der Meer, mit Be-
zug auf die völkerrechtliche Nichtanerkennung der TRNZ vorsorg-
lich abgelehnt.
Völlig überraschend ging die zyperntürkische Seite nun in die Of-
fensive: Am 21. April erklärte Denktaschs Sohn und Vizepremier-
minister Serdar Denktasch, daß die Regierung der TRNZ künftig Be-
suche von Zyperngriechen und Zyperntürken in beiden Richtungen
gestatten werde. Nach 29 Jahren strikter Trennung hatte die Bevöl-
kerung erstmals am 23. April 2003 Gelegenheit, die Grenze auf ihrer
Heimatinsel zu überschreiten. Die Regierung der Republik Zypern
bezeichnete diese Entscheidung, wie jeden Akt der TRNZ, als »ille-
gal«, hindert jedoch ihre Bürger nicht daran, in den Norden zu gehen.
Zuwanderer aus der Türkei indes werden an der Demarkationslinie
daran gehindert, in den Süden einzureisen. Bereits in der ersten Wo-
che nutzten an die 174 000 von rund 950 000 Zyprern die Gelegen-
heit zu einem Besuch in der jeweils anderen Inselhälfte. Sowohl im
Norden wie im Süden verliefen die Besuche in freundlicher Atmosphä-
re, mancherorts herrschte sogar Volksfeststimmung. Rund 20 000
Zyperntürken ließen sich bis Mitte Mai in Süd-Nikosia Pässe der Re-
publik Zypern ausstellen.
Offensichtlich bezweckte die Regierung der TRNZ mit der spekta-
kulären Grenzöffnung, ein Ventil für die unzufriedene eigene Be-
völkerung zu öffnen, Sympathien im Ausland zurückzugewinnen
und dem Maßnahmenpaket der Republik Zypern zuvorzukommen.
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Außerdem demonstriert sie an den Grenzstationen ihre faktische
Kontrolle über den Nordteil – nicht wenige Zyperngriechen verzich-
ten daher vorerst auf einen Besuch im Norden.
Ausländische Beobachter haben den 23. April 2003 mit der Öffnung
der Berliner Mauer am 9. November 1989 verglichen. Sicherlich ist
das Datum ein historischer Meilenstein für Zypern, doch dürfte eine
vergleichbare Eigendynamik von dieser Grenzöffnung nicht ausge-
hen. Anders als in Deutschland begegnen sich zwei unterschiedliche
Volksgruppen, die sich nach drei Jahrzehnten fremd geworden sind.
Auch sind die politischen Gegensätze noch nicht aus dem Weg ge-
räumt. Die partielle Grenzöffnung ist zwar ein wichtiger Schritt in
Richtung Normalität, aber noch kein Garant für eine Überwindung
der Teilung.
Der Schlüssel für eine Konfliktlösung liegt nach wie vor in Ankara 
– auch TRNZ-Präsident Denktasch räumte am 19. April in einem In-
terview mit der Zeitung ›Vatan‹ ein, daß er keine seiner Entschei-
dungen ohne Absprache mit der Türkei getroffen habe. Grünes Licht
für eine Zypernlösung könnte dann kommen, wenn in Ankara eine
EU-freundliche Regierung im Amt bleibt und der Beitrittsprozeß
gute Fortschritte macht. Denn Zypern ist für die türkische Politik
nicht nur ein Faustpfand, sondern auch eine Hypothek. Mit dem
künftigen EU-Mitglied Republik Zypern unterhält Ankara keine di-
plomatischen Beziehungen, und auf künftigem EU-Territorium sind

35 000 türkische Soldaten stationiert, die von der Republik Zypern
und Griechenland als Besatzungsmacht angesehen werden. Sollten
hingegen konkrete Beitrittsverhandlungen mit der Türkei in abseh-
barer Zeit nicht beginnen beziehungsweise eine EU-Mitgliedschaft
gar ad acta gelegt werden, dann könnte es beim unbefriedigenden,
aber bemerkenswert dauerhaften Status quo und dem gefestigten Ruf
des »Grabs der Diplomatie« bleiben.

1 Martin Pabst, Zypern: UN, EU und Status quo. Über die vergeblichen Bemühungen
von fünf Generalsekretären und das Unding einer quasi-permanenten Friedenstrup-
pe, VN 4/2001 S. 139ff. Der vorliegende Aufsatz knüpft an diesen Beitrag an.

2 Die Vermittlungsbemühungen der Vereinten Nationen von 1999 bis Anfang 2003 hat
der Generalsekretär dargestellt in UN Doc. S/2003/398 v. 1.4.2003 (Report of the
Secretary-General on his mission of good offices in Cyprus).

3 Basis for a Comprehensive Settlement of the Cyprus Problem. Commitment to sub-
mit the Foundation Agreement to Approval at Separate Simultaneous Referenda in
Order to Achieve a Comprehensive Settlement of the Cyprus Problem; Statement by
Greece, Turkey and the United Kingdom; Foundation Agreement; Annexes I-XI, 26
February 2003. Im Internet abrufbar unter http://www.cyprus-un-plan.org/. Der Plan
wurde nicht als Dokument des Sicherheitsrats oder der Generalversammlung veröf-
fentlicht.

4 Siehe Anm. 3.
5 Text: S. 158 dieser Ausgabe. – Mit Resolution 1486 (Text: S. 158f. dieser Ausgabe)

wurde am 11.6. das Mandat der UNFICYP routinemäßig um ein halbes Jahr verlän-
gert.
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Parallel zu den Vermittlungsbemühungen des UN-Generalsekretärs erfüllte die UNFICYP – hier ein Teil der Truppe im Amphitheater von Salamis (Nordzy-
pern) – ihr 1964 erteiltes und 1974 erweitertes Mandat. Es umfaßt die Verhinderung erneuter bewaffneter Auseinandersetzungen zwischen Zyperngriechen und
Zyperntürken, die Unterstützung beziehungsweise Wiederherstellung von Recht und Ordnung, Hilfe bei der Rückkehr zur Normalität, die Überwachung des
Waffenstillstands vom 16. August 1974 sowie die Kontrolle der 167 Quadratkilometer großen Pufferzone. Die UNFICYP leistet auch humanitäre Hilfe an die
winzigen zyperngriechischen und maronitischen Minderheiten im Norden respektive die ebenso kleine zyperntürkische Minderheit im Süden. Auch unterstützt
sie die Wiederherstellung von Infrastrukturanlagen in der – künftig vielleicht entbehrlich werdenden – Pufferzone. Die Berichte des Generalsekretärs be-
zeichnen die Lage an der Waffenstillstandslinie als ruhig und erwähnen nur geringfügige Störungen.



Afghanistan

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Weitere Tä-
tigkeit der Hilfsmission der Vereinten Natio-
nen in Afghanistan (UNAMA). – Resolution
1471(2003) vom 28. März 2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

über Afghanistan, insbesondere seiner Resolu-
tion 1401(2002), mit der die Hilfsmission der
Vereinten Nationen in Afghanistan (UNAMA)
eingerichtet wurde,

– in Bekräftigung seines nachdrücklichen Bekennt-
nisses zur Souveränität, Unabhängigkeit, terri-
torialen Unversehrtheit und nationalen Einheit
Afghanistans sowie seiner Unterstützung der
Erklärung von Kabul vom 22. Dezember 2002
über gutnachbarliche Beziehungen (S/2002/1416)
und seiner Aufforderung an alle Staaten, die An-
wendung ihrer Bestimmungen zu achten und zu
unterstützen,

– anerkennend, daß die Übergangsregierung bis
zu den demokratischen Wahlen im Juni 2004
die einzige rechtmäßige Regierung Afghani-
stans ist, und mit dem erneuten Ausdruck seiner
nachdrücklichen Unterstützung für die vollin-
haltliche Durchführung des Übereinkommens
über vorläufige Regelungen in Afghanistan bis
zur Wiederherstellung dauerhafter staatlicher
Institutionen, das am 5. Dezember 2001 in Bonn
unterzeichnet wurde (S/2001/1154) (Überein-
kommen von Bonn), insbesondere seiner Anla-
ge 2 betreffend die Rolle der Vereinten Natio-
nen während der Übergangsphase,

– sowie anerkennend, daß die Vereinten Natio-
nen ihre zentrale und unparteiische Rolle bei
den internationalen Bemühungen, dem afgha-
nischen Volk bei der Festigung des Friedens 
in Afghanistan und beim Wiederaufbau seines
Landes behilflich zu sein, weiter wahrnehmen
müssen,

1. beschließt, das Mandat der UNAMA um einen
weiteren Zeitraum von 12 Monaten ab dem Da-
tum der Verabschiedung dieser Resolution zu
verlängern;

2. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom
18. März 2003 (S/2003/333) und die darin ent-
haltenen Empfehlungen, macht sich den Vor-
schlag des Generalsekretärs zu eigen, inner-
halb der UNAMA eine Gruppe Wahlen ein-
zurichten, und bittet die Mitgliedstaaten, die
Wahltätigkeiten der Vereinten Nationen in 
Afghanistan zu unterstützen;

3. betont, daß die fortgesetzte Bereitstellung ge-
zielter Normalisierungs- und Wiederaufbauhil-
fe in erheblichem Maße zur Durchführung des
Übereinkommens von Bonn beitragen kann,
und fordert die bilateralen und multilateralen
Geber zu diesem Zweck nachdrücklich auf,
sich eng mit dem Sonderbeauftragten des Ge-
neralsekretärs und der Übergangsregierung ins

Benehmen zu setzen, insbesondere durch den
Prozeß der Afghanischen Beratungsgruppe;

4. betont außerdem im Kontext der Ziffer 3, daß
humanitäre Hilfe zu gewähren ist, wo immer
Bedarf besteht, daß jedoch Normalisierungs-
oder Wiederaufbauhilfe nur dort über die Über-
gangsregierung bereitgestellt und wirksam ge-
währt werden soll, wo die örtlichen Behörden
ihre Entschlossenheit zur Wahrung eines siche-
ren Umfelds, zur Achtung der Menschenrechte
und zur Suchtstoffbekämpfung unter Beweis
stellen;

5. bekräftigt seine nachdrückliche Unterstützung
für den Sonderbeauftragten des Generalsekre-
tärs und das Konzept einer vollständig inte-
grierten Mission und unterstützt die volle Wei-
sungsbefugnis des Sonderbeauftragten des Ge-
neralsekretärs im Einklang mit den einschlä-
gigen Ratsresolutionen in bezug auf sämtliche
Tätigkeiten der Vereinten Nationen in Afgha-
nistan;

6. ersucht die UNAMA, der Afghanischen unab-
hängigen Menschenrechtskommission mit Un-
terstützung des Amtes des Hohen Kommissars
der Vereinten Nationen für Menschenrechte
auch künftig bei der vollinhaltlichen Durchfüh-
rung der die Menschenrechte betreffenden Be-
stimmungen des Übereinkommens von Bonn
und des Nationalen Menschenrechtsprogramms
für Afghanistan behilflich zu sein, um den
Schutz und die Weiterentwicklung der Men-
schenrechte in Afghanistan zu unterstützen;

7. fordert alle afghanischen Parteien auf, mit der
UNAMA bei der Erfüllung ihres Mandats zu-
sammenzuarbeiten und die Sicherheit und Be-
wegungsfreiheit ihrer Mitarbeiter im gesamten
Land zu gewährleisten;

8. ersucht die Internationale Sicherheitsbeistands-
truppe, bei der Erfüllung ihres Mandats nach
Resolution 1444(2002) vom 27. November 2002
auch künftig in engem Benehmen mit dem Ge-
neralsekretär und seinem Sonderbeauftragten
vorzugehen;

9. ersucht den Generalsekretär, dem Rat alle vier
Monate über die Durchführung dieser Resolu-
tion Bericht zu erstatten;

10. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 18. Juni 2003 (UN-Dok. S/PRST/2003/7)

Auf der 4774. Sitzung des Sicherheitsrats am 17.
Juni 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation in Afghanistan‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekräftigt sein nachdrückli-
ches Bekenntnis zur Souveränität, Unabhängig-
keit, territorialen Unversehrtheit und nationalen
Einheit Afghanistans.
Der Sicherheitsrat betont, daß die Frage der Si-
cherheit für Afghanistan nach wie vor eine ernste
Herausforderung darstellt. Der Rat bekundet ins-
besondere seine Besorgnis darüber, daß die Tali-
ban und andere Rebellengruppen immer häufigere
Angriffe auf internationale und lokale Mitarbeiter
humanitärer Organisationen, Koalitionskräfte, die
Internationale Sicherheitsbeistandstruppe (ISAF)
sowie auf Ziele der Afghanischen Übergangsregie-
rung durchführen. In diesem Zusammenhang ver-
urteilt der Rat mit größtem Nachdruck den am 7.
Juni in Kabul verübten Angriff auf die ISAF. Der
Rat bekundet außerdem seine Besorgnis über die
sonstigen Bedrohungen der Sicherheit, namentlich
durch den unerlaubten Drogenhandel. Der Rat be-
tont, daß die Sicherheitslage in den Provinzen ver-
bessert und die Autorität der Afghanischen Über-
gangsregierung auf das gesamte Land ausgedehnt
werden muß. Vor diesem Hintergrund unter-
streicht der Rat, wie wichtig es ist, die umfassende
Reform des Sicherheitssektors Afghanistans, ein-
schließlich der Entwaffnung, Demobilisierung und
Wiedereingliederung ehemaliger Kombattanten,
zu beschleunigen.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Einrichtung und
Dislozierung internationaler, aus Zivilpersonen und
Soldaten bestehender Wiederaufbauteams in den
Provinzen und legt den Staaten nahe, weitere An-
strengungen, bei der Verbesserung der Sicherheits-
lage in den Regionen behilflich zu sein, zu unter-
stützen.
Der Sicherheitsrat ist der Auffassung, daß kon-
struktive und von gegenseitiger Unterstützung ge-
kennzeichnete bilaterale und regionale Beziehun-
gen zwischen Afghanistan und allen Staaten, insbe-
sondere seinen Nachbarstaaten, die auf dem Grund-
satz der gegenseitigen Achtung und der Nichtein-
mischung in die Angelegenheiten anderer Staaten
beruhen, für die Stabilität in Afghanistan wichtig
sind. Der Rat fordert alle Staaten auf, die Erklä-
rung von Kabul über gutnachbarliche Beziehun-
gen (S/2002/1416) zu achten und die Umsetzung
ihrer Bestimmungen zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat bekräftigt die Grundsätze in der
Politischen Erklärung, die von der Generalversamm-
lung auf ihrer zwanzigsten Sondertagung verab-
schiedet wurde, wonach unter anderem der Kampf
gegen das weltweite Drogenproblem eine gemein-
same und geteilte Verantwortung darstellt, die ei-
nen integrierten und ausgewogenen Ansatz in vol-
ler Übereinstimmung mit den Zielen und Grund-
sätzen der Charta der Vereinten Nationen und dem
Völkerrecht erfordert.
Der Sicherheitsrat erkennt die Verbindungen zwi-
schen dem unerlaubten Drogenhandel und dem Ter-
rorismus sowie anderen Formen der Kriminalität
und die Herausforderungen, die diese Aktivitäten
innerhalb Afghanistans sowie für die Transit-,
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Nachbar- und anderen Staaten bilden, die von dem
von Afghanistan ausgehenden Drogenhandel be-
troffen sind.
Der Sicherheitsrat bekundet außerdem seine Be-
sorgnis über das zunehmende Risiko der Ausbrei-
tung von HIV/Aids in Verbindung mit dem Dro-
genmißbrauch in der Region und darüber hinaus.
Der Sicherheitsrat betont, daß fortlaufende, koor-
dinierte Anstrengungen zur Bekämpfung der Ge-
winnung unerlaubter Drogen in Afghanistan und
zur Unterbindung seines grenzüberschreitenden
Suchtstoffhandels die Sicherheit erhöhen werden.
Der Rat erkennt an, daß die Anstrengungen zur
Bekämpfung des von Afghanistan ausgehenden
Drogenproblems nur dann wirksam sein werden,
wenn sie in den breiteren Rahmen der Wiederauf-
bau- und Entwicklungsprogramme in dem Land
eingebunden werden.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Besorgnis dar-
über, daß der Umfang der illegalen Opiumgewin-
nung in Afghanistan im Jahr 2002 trotz der unter-
nommenen Anstrengungen auf den hohen Stand
früherer Jahre zurückgekehrt ist. Der Rat nimmt
mit Besorgnis davon Kenntnis, daß das Büro der
Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechens-
bekämpfung (UNODC) in seiner Schnellerhebung
zur Bewertung des Opiumproblems zu dem Ergeb-
nis gekommen ist, daß in mehreren Bezirken 
Afghanistans zum ersten Mal der Anbau von Opi-
ummohn gemeldet wurde. Der Rat betont die Not-
wendigkeit, den umfassenden internationalen An-
satz, unter anderem unter der Schirmherrschaft der
Vereinten Nationen sowie über andere internatio-
nale Foren, in Unterstützung der Drogenbekämp-
fungsstrategie der Afghanischen Übergangsregie-
rung mit dem Ziel, den unerlaubten Anbau von
Opiummohn zu beseitigen, zu fördern. Der Rat un-
terstützt darüber hinaus den Kampf gegen den un-
erlaubten Handel mit Drogen und Vorläuferstoffen
in Afghanistan selbst, in den Nachbarstaaten und
in den an den Handelswegen gelegenen Ländern,
namentlich die verstärkte Zusammenarbeit zwi-
schen ihnen, um die Kontrollen zur Bekämpfung
von Suchtstoffen zu verstärken und so den Dro-
genstrom einzudämmen. Darüber hinaus müssen
weitreichende Anstrengungen unternommen wer-
den, um die Drogennachfrage weltweit zu senken
und so zur dauerhaften Beseitigung des unerlaub-
ten Anbaus in Afghanistan beizutragen. Der Rat
begrüßt die umfassende Strategie zur Drogenbe-
kämpfung für Afghanistan, die in der Drogenbe-
kämpfungsstrategie der Afghanischen Übergangs-
regierung dargelegt wird, und fordert dazu auf, im
Rahmen dieser Strategie Hilfe zu gewähren. Der
Rat begrüßt außerdem den ›Pariser Pakt‹ (S/2003/
641), der auf der Internationalen Konferenz über
die Routen des Drogenhandels von Zentralasien
nach Europa am 21. und 22. Mai 2003 in Paris vor-
gelegt wurde, und dankt der Regierung Frank-
reichs für die Einberufung der Konferenz.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Unterstützung
für die Zusage der Afghanischen Übergangsregie-
rung, die Drogengewinnung bis zum Jahr 2013 zu
beseitigen, sowie für ihre Anstrengungen, die Ver-
ordnungen über das Verbot des Anbaus, der Ge-
winnung und der Weiterverarbeitung von Opium-
mohn, einschließlich des unerlaubten Drogenhan-
dels und des Drogenmißbrauchs, durchzusetzen.
Der Sicherheitsrat begrüßt den maßgeblichen Bei-
trag des UNODC und stellt fest, daß die Tätigkeit
dieses Büros in Afghanistan dadurch behindert
wird, daß in den Opiumanbaugebieten des Landes
keine allgemeine Stabilität und Sicherheit herr-
schen, für die die internationale Gemeinschaft als
Ganze sorgen sollte. Der Rat begrüßt ferner die im
Gang befindlichen Projekte einzelner Staaten, der

von Drogen in Afghanistan ausgehenden Bedro-
hung entgegenzutreten. Die meisten dieser Projek-
te sind langfristig angelegt, was für die dauerhafte
Beseitigung der Drogen unerläßlich ist. Der Rat
unterstreicht die dringende Notwendigkeit, so bald
wie möglich eine erhebliche und dauerhafte Sen-
kung der Opiumgewinnung in Afghanistan herbei-
zuführen.
Der Sicherheitsrat erkennt die Notwendigkeit an,
daß die Führungsnation die Koordinierung für die
Bewältigung dieses und aller anderen Probleme in
Afghanistan übernimmt, und spricht in dieser Hin-
sicht dem Vereinigten Königreich und Deutsch-
land seine Anerkennung für ihre jeweilige Tätig-
keit in den Bereichen Drogenbekämpfung bezie-
hungsweise Polizeifragen aus.
Der Sicherheitsrat ist sich der Probleme bewußt,
die den Nachbarländern durch die Zunahme der
Opiumgewinnung in Afghanistan entstehen, und
erkennt die Anstrengungen an, die diese und ande-
re Länder unternehmen, um unerlaubte Drogen zu
unterbinden.
Der Sicherheitsrat betont, daß die wirksame Durch-
führung von Drogenbekämpfungsprojekten für 
Afghanistan unterstützt werden muß. Diese An-
strengungen können durch die Anwendung eines
umfassenden Aktionsprogramms in der Region so-
wie in den Transit- und Zielstaaten verstärkt wer-
den. Der Rat stellt in diesem Zusammenhang fest,
daß das UNODC über erhebliche Koordinierungs-
kapazitäten verfügt, und fordert alle Beteiligten auf,
mit dem Büro zusammenzuarbeiten, um ihre Maß-
nahmen auf diesem Gebiet abzustimmen. Der Rat
stellt fest, daß alle Beteiligten aufgerufen wurden,
miteinander vereinbare und abgestimmte Maßnah-
men im Hinblick auf die Rechtsdurchsetzung und
die Suchtstoffbekämpfung zu ergreifen, indem sie
die Umsetzung der Drogenbekämpfungsstrategie
der Afghanischen Übergangsregierung und des
›Pariser Pakts‹ unterstützen, der von dem G-8-
Gipfeltreffen am 3. Juni 2003 in Evian unterstützt
wurde. Der Rat fordert die Geberstaaten nach-
drücklich auf, im Rahmen eines solchen Konsulta-
tionsprozesses zusammenzuarbeiten, damit ihre bi-
lateralen und multilateralen Hilfsprogramme größt-
mögliche Wirkung entfalten.
Der Sicherheitsrat fordert die internationale Ge-
meinschaft nachdrücklich auf, in Zusammenarbeit
mit dem UNODC und im Einklang mit der Dro-
genbekämpfungsstrategie der Afghanischen Über-
gangsregierung dieser in bestimmten Schlüsselbe-
reichen Hilfe zu gewähren, wie bei der Entwick-
lung alternativer Möglichkeiten der Existenzsi-
cherung und bei der Erschließung alternativer
Märkte, der Verbesserung der innerstaatlichen in-
stitutionellen Kapazitäten, der Durchsetzung von
Verboten des unerlaubten Anbaus und der uner-
laubten Herstellung von Drogen sowie des uner-
laubten Handels, bei der Förderung der Nachfra-
gesenkung und dem Ausbau der wirksamen Nut-
zung nachrichtendienstlicher Erkenntnisse, nament-
lich der weltraumgestützten Überwachung.
Der Sicherheitsrat fordert die internationale Ge-
meinschaft nachdrücklich auf, in Zusammenarbeit
mit der Hilfsmission der Vereinten Nationen in 
Afghanistan (UNAMA) und dem UNODC die Zu-
sammenarbeit zwischen den betroffenen Ländern
zu fördern, insbesondere im Hinblick auf die Ver-
stärkung der Grenzkontrollen, die Erleichterung
des Informationsflusses zwischen den zuständigen
Sicherheits- und Rechtsdurchsetzungsorganen, die
Bekämpfung von Gruppen, die am unerlaubten
Drogenhandel und damit zusammenhängenden Ver-
brechen, insbesondere der Geldwäsche, beteiligt
sind, die Durchführung von operativen Unterbin-
dungsmaßnahmen sowie kontrollierten Lieferun-

gen, die Förderung der Nachfragesenkung und die
Koordinierung von Informationen und Erkennt-
nissen, um die Wirksamkeit aller innerhalb Afgha-
nistans wie auch außerhalb seiner Grenzen unter-
nommenen Maßnahmen zu erhöhen.
Der Sicherheitsrat bittet den Generalsekretär, in
seinen nächsten Bericht an den Sicherheitsrat 
und die Generalversammlung über die Situation in 
Afghanistan eine Zusammenfassung der auf der
4774. Sitzung am 17. Juni 2003 abgegebenen Vor-
schläge sowie alle von Mitgliedstaaten zu diesen
Vorschlägen geäußerten Stellungnahmen und Ant-
worten aufzunehmen und dem Sicherheitsrat seine
diesbezüglichen Empfehlungen zur Prüfung vor-
zulegen.
Der Sicherheitsrat beschließt, mit der Angelegen-
heit befaßt zu bleiben.«

Burundi

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 18. Dezember 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/40)

Auf der 4675. Sitzung des Sicherheitsrats am 18.
Dezember 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Burundi‹ durch den Rat
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt die Unterzeichnung
der Waffenruhevereinbarung zwischen der Über-
gangsregierung Burundis und dem Nationalrat für
die Verteidigung der Demokratie – Kräfte für die
Verteidigung der Demokratie (CNDD-FDD) (›die
Waffenruhevereinbarung‹) am 2. Dezember 2002
in Aruscha. Er würdigt den Präsidenten der Über-
gangsregierung Burundis, Pierre Buyoya, und den
rechtmäßigen Vertreter des CNDD-FDD, Pierre
Nkurunziza, für ihre mutige und verantwortungs-
volle Entscheidung, die Vereinbarung zu unter-
zeichnen. Er begrüßt ihre Entscheidung, die Waf-
fenruhe sofort anzuwenden und alle noch offenen
politischen Fragen innerhalb der in der Vereinba-
rung vorgesehenen Fristen endgültig zu regeln.
Der Sicherheitsrat unterstützt den auf dem 19. re-
gionalen Gipfeltreffen der Staatschefs der Regio-
nalinitiative gefaßten Beschluß, die Nationalen
Befreiungskräfte der Palipehutu (FNL) aufzufor-
dern, sofort Verhandlungen aufzunehmen und bis
zum 30. Dezember 2002 eine Waffenruheverein-
barung zu schließen oder widrigenfalls die ent-
sprechenden Konsequenzen zu tragen. In diesem
Zusammenhang fordert der Rat die FNL unter der
Führung von Agathon Rwasa mit allem Nachdruck
auf, die Feindseligkeiten sofort einzustellen, eine
Waffenruhevereinbarung zu unterzeichnen und sich
auf politische Verhandlungen zu verpflichten. Er
weist darauf hin, daß die Beilegung der Krise in
Burundi von einer politischen Lösung abhängt und
daß nur eine im Rahmen des Abkommens von
Aruscha vom 28. August 2000 erzielte Verhand-
lungslösung das Land in die Lage versetzen wird,
die Stabilität im Einklang mit dem Willen des bu-
rundischen Volkes wiederherzustellen.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Absicht, die so-
fortige und vollinhaltliche Durchführung der zwi-
schen den burundischen Parteien geschlossenen Ver-
einbarungen, insbesondere der Waffenruheverein-
barung vom 2. Dezember 2002, zu unterstützen. Er
ersucht den Generalsekretär, nach Möglichkeiten
zu suchen, wie den Ersuchen der burundischen
Parteien und des Moderators, des Vizepräsidenten
der Republik Südafrika, positiv und mit Dringlich-
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keit entsprochen werden kann, insbesondere im
Hinblick auf
– den Sachverstand und den Rat, die das Sekreta-

riat bereitstellen könnte, um die Festlegung des
Mandats der in der Waffenruhevereinbarung
vom 2. Dezember vorgesehenen afrikanischen
Mission und ihre Dislozierung zu erleichtern;

– die Gewährung logistischer Unterstützung für
die Dislozierung der Mission;

– die Mobilisierung und Koordinierung der Bei-
träge der Geber;

– die Ernennung des/der Vorsitzenden der Ge-
meinsamen Waffenruhekommission.

Der Sicherheitsrat unterstreicht die Vorteile der
Zusammenarbeit zwischen der afrikanischen Mis-
sion und der Mission der Vereinten Nationen in der
Demokratischen Republik Kongo (MONUC), ins-
besondere im Grenzgebiet.
Der Sicherheitsrat dankt dem ehemaligen Präsi-
denten Nelson Mandela für seine historische Rolle
und würdigt und unterstützt rückhaltlos die An-
strengungen der Republik Südafrika, insbesondere
ihres Vizepräsidenten Jacob Zuma, des Modera-
tors des burundischen Friedensprozesses. Er wür-
digt die Rolle der Afrikanischen Union. Er würdigt
außerdem die Anstrengungen der Vereinigten Re-
publik Tansania und ihres Präsidenten, Benjamin
William Mkapa, des Präsidenten Gabuns, Omar
Bongo, des Präsidenten Ugandas, Yoweri Kaguta
Museveni, sowie der anderen Länder der Regio-
nalinitiative. Der Rat bekundet außerdem seine
volle Unterstützung für das Vorgehen des Sonder-
beauftragten des Generalsekretärs in Burundi und
billigt die Empfehlungen, die der Generalsekretär
in den Ziffern 47 bis 51 seines Berichts vom 18.
November 2002 (S/2002/1259) im Hinblick auf
die Aufstockung der Mittel des Büros der Verein-
ten Nationen in Burundi abgegeben hat.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß die Haupt-
verantwortung für den Friedensprozeß in Burundi
bei den burundischen Parteien selbst liegt. Die Par-
teien müssen sich ohne weitere Verzögerung auf
die Modalitäten der Armeereform und auf die in
Anlage 2 der Waffenruhevereinbarung vom 2. De-
zember 2002 genannten politischen Fragen eini-
gen. Der Rat ersucht die Parteien, ihre Verpflich-
tungen auch weiterhin zu erfüllen. Er verurteilt die
Menschenrechtsverletzungen, die in Burundi be-
gangen worden sind, und fordert, daß die dafür
Verantwortlichen vor Gericht gestellt werden.
Der Sicherheitsrat erinnert an das von den Regie-
rungen Burundis und der Demokratischen Repu-
blik Kongo am 7. Januar 2002 herausgegebene ge-
meinsame Kommuniqué (S/2002/36), in dem sie
ihre Absicht bekundeten, ihre Beziehungen zu nor-
malisieren. Er fordert sie auf, so bald wie möglich
ein Abkommen zu schließen und durchzuführen,
das sicherstellen soll, daß das Hoheitsgebiet der
Demokratischen Republik Kongo nicht benutzt
wird, um bewaffnete Angriffe gegen Burundi zu
begehen, und daß die burundischen Truppen effek-
tiv aus kongolesischem Hoheitsgebiet abgezogen
werden. Er stellt außerdem fest, daß er nun, da die
burundischen Parteien den kühnen Schritt zur Un-
terzeichnung der Waffenruhevereinbarung vom 2.
Dezember 2002 getan haben, bereit ist, Maßnah-
men gegen diejenigen Staaten zu erwägen, die be-
waffnete Angriffe der burundischen Rebellen nach-
weislich weiter unterstützen.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß die Unter-
stützung durch die internationale Gemeinschaft, ins-
besondere finanzielle Unterstützung, von ausschlag-
gebender Bedeutung für den Erfolg des Friedens-
prozesses ist. In diesem Zusammenhang begrüßt er
den Erfolg der am 27. und 28. November 2002 in
Genf veranstalteten Rundtischkonferenz der Ge-

ber und ruft die Geber auf, eiligst auf die jüngst 
erzielten beträchtlichen Fortschritte zu reagieren
und die bislang zugesagten Beiträge in voller Höhe
auszuzahlen. Er ruft die Geber insbesondere auf,
die finanzielle Hilfe zu gewähren, die notwendig
ist, um die Rückkehr zur Entwicklung und zur fi-
nanziellen Stabilität zu erleichtern und die erhebli-
chen Anstrengungen zu konsolidieren, die von den
burundischen Behörden in dieser Hinsicht unter-
nommen werden.
Der Sicherheitsrat würdigt die Geber, die die Dis-
lozierung der südafrikanischen Sonderschutzein-
heit unterstützen, ermutigt sie, ihre Anstrengungen
fortzusetzen, und fordert die Gemeinschaft der Ge-
ber auf, den beteiligten Ländern aktiv dabei behilf-
lich zu sein, so bald wie möglich und in Verbin-
dung mit den Vereinten Nationen die afrikanische
Mission einzurichten, die in der Waffenruhever-
einbarung vom 2. Dezember 2002 vorgesehen ist,
und zur Finanzierung der Rückführung und Wie-
dereingliederung der burundischen Flüchtlinge bei-
zutragen.
Der Sicherheitsrat verurteilt nachdrücklich alle Mas-
saker und sonstigen Gewalthandlungen gegen Zi-
vilpersonen in Burundi.
Der Sicherheitsrat bekundet seine ernsthafte Be-
sorgnis über die sich verschlechternde humanitäre
Lage in Burundi. Der Rat fordert alle burundischen
Parteien auf, praktische Schritte zu unternehmen,
um dem humanitären Personal für seine Bemühun-
gen, gefährdeten Bevölkerungsgruppen in ganz Bu-
rundi Hilfe zu leisten, sicheren Zugang zu gewäh-
ren.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 2. Mai 2003 (UN-Dok. S/PRST/2003/4)

Auf der 4749. Sitzung des Sicherheitsrats am 2.
Mai 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation in Burundi‹ durch den Rat im Na-
men des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat beglückwünscht die burundi-
schen Parteien zu der friedlichen Machtübergabe ge-
mäß dem Friedensabkommen von Aruscha 2000.
Die Übergabe der Präsidentschaft stellt einen wich-
tigen Meilenstein bei der Durchführung des Ab-
kommens dar.
Der Sicherheitsrat ist der Auffassung, daß es nun
von entscheidender Bedeutung ist, an diese posi-
tive Entwicklung anzuschließen, indem die noch
nicht umgesetzten Bestimmungen des Abkommens,
wie echte Reformen des Sicherheitssektors und der
Justiz, durchgeführt werden. Die Lösung dieser drin-
genden Probleme und anderer damit zusammenhän-
gender Fragen ist der einzige Weg, um sicherzu-
stellen, daß der 36-monatige Übergangszeitraum zu
einem Erfolg wird. 
Der Sicherheitsrat verurteilt die von den bewaffne-
ten Kräften des CNDD-FDD (Nkurunziza) am 17.
und 25. April verübten Angriffe auf Bujumbura
und andere Städte. Der Sicherheitsrat nimmt Kennt-
nis von der Erklärung des CNDD-FDD vom 27.
April, daß er Angriffe unterlassen wird, außer
wenn er selbst angegriffen wird, und fordert alle
burundischen Parteien auf, die Waffenruheverein-
barungen einzuhalten und sie unverzüglich durch-
zuführen.
Der Sicherheitsrat verlangt erneut, daß die FNL
(Rwasa) ihre Waffen niederlegen und mit der Re-
gierung Burundis sofort eine bedingungslose Waf-
fenruhe vereinbaren. Die bisher fehlende Bereit-

schaft der FNL, eine friedliche Lösung des Kon-
flikts anzustreben, macht es der internationalen
Gemeinschaft schwer, die Legitimität ihrer Anlie-
gen zu akzeptieren.
Der Sicherheitsrat fordert alle maßgeblichen re-
gionalen Parteien und Akteure nachdrücklich auf,
ihre Anstrengungen fortzusetzen, um in Burundi
einen dauerhaften Frieden herbeizuführen, und ist
bereit, Maßnahmen gegen diejenigen zu erwägen,
von denen festgestellt wird, daß sie die von den bu-
rundischen Rebellen verübten bewaffneten An-
griffe weiter unterstützen.
Der Sicherheitsrat bekundet außerdem seine Un-
terstützung für die zügige Dislozierung der Afri-
kanischen Mission in Burundi, um die weitere
Durchführung der Waffenruhevereinbarungen zu
erleichtern. Der Rat ruft zu angemessener und nach-
haltiger internationaler Unterstützung für die Afri-
kanische Mission in Burundi auf und betont gleich-
zeitig, wie wichtig es ist, der Gebergemeinschaft
so detaillierte Informationen wie möglich zur Ver-
fügung zu stellen, um sie in die Lage zu versetzen,
Entscheidungen darüber zu treffen, wie die Missi-
on am besten unterstützt werden kann.
Der Sicherheitsrat fordert die Geber nachdrücklich
auf, die Wirtschaft Burundis zu unterstützen, den
auf den Konferenzen in Paris und Genf eingegan-
genen Verpflichtungen nachzukommen und im Rah-
men ihrer Möglichkeiten die Regierung Burundis
mit größter Dringlichkeit durch Haushalts- und Zah-
lungsbilanzhilfen zu unterstützen sowie großzügi-
ge Beiträge zu dem Fonds für die vorübergehende
Schuldenerleichterung zu leisten, während die Re-
gierung Burundis die wirtschaftlichen Reformen
weiter tatkräftig vorantreibt.
Der Sicherheitsrat fordert die burundischen Partei-
en auf, ernsthafte und wirksame Maßnahmen zu
ergreifen, um Probleme auf dem Gebiet der Men-
schenrechte und im Zusammenhang mit der Re-
chenschaftspflicht anzugehen. In dieser Hinsicht
begrüßt der Rat, daß der burundische Senat am 23.
April ein Gesetz über Völkermord, Kriegsverbre-
chen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit
sowie ein Gesetz zur Einrichtung einer Kommissi-
on für Wahrheit und Aussöhnung angenommen
hat. Der Sicherheitsrat sieht ihrer wirksamen Um-
setzung mit Interesse entgegen.
Der Sicherheitsrat bekräftigt, daß es von grundle-
gender Bedeutung ist, daß die burundischen Par-
teien selbst den Prozeß der Auseinandersetzung
mit den verheerenden Auswirkungen der Straf-
losigkeit angehen, wie in den Abkommen von
Aruscha näher ausgeführt. Die internationale Ge-
meinschaft erklärt ihren Willen und ihre Bereit-
schaft, die Anstrengungen zum Aufbau burundi-
scher Kapazitäten zur Förderung der Achtung vor
den Menschenrechtsnormen und der Rechtsstaat-
lichkeit zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär,
den Friedensprozeß in Burundi weiter zu unter-
stützen, namentlich die sofortige und vollständige
Durchführung der von den burundischen Parteien
unterzeichneten Waffenruhevereinbarung.«

Côte d’Ivoire

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 20. Dezember 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/42)

Auf der 4680. Sitzung des Sicherheitsrats am 20.
Dezember 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Côte d’Ivoire‹ durch den
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Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung
ab:

»Der Sicherheitsrat bringt seine ernste Besorg-
nis über die Situation in Côte d’Ivoire und ihre
schwerwiegenden Folgen für die Bevölkerung die-
ses Landes und der Region zum Ausdruck. Der Rat
verurteilt mit Nachdruck alle Versuche, die poli-
tische Lage in Côte d’Ivoire durch Gewaltanwen-
dung zu beeinflussen und die gewählte Regierung
zu stürzen. Er fordert die uneingeschränkte Achtung
der verfassungsmäßigen Ordnung Côte d’Ivoires
und betont, daß er die rechtmäßige Regierung des
Landes voll unterstützt. Er weist außerdem nach-
drücklich auf die Notwendigkeit hin, die Souverä-
nität, die politische Einheit und die territoriale Un-
versehrtheit Côte d’Ivoires zu achten. Er fordert al-
le Staaten in der Region auf, jegliche Einmischung
in Côte d’Ivoire zu unterlassen.
Der Sicherheitsrat betont, daß die Krise in Côte
d’Ivoire nur durch eine politische Verhandlungslö-
sung beigelegt werden kann. Er fordert alle an dem
Konflikt beteiligten Parteien auf, aktiv auf die
Herbeiführung einer solchen Lösung hinzuarbei-
ten und jede Handlung oder Erklärung zu unterlas-
sen, welche die diesbezüglichen Anstrengungen
gefährden könnte. Eine derartige Lösung muß auf
die Behebung der tieferen Ursachen des Konflikts
gerichtet sein.
Der Sicherheitsrat unterstützt nachdrücklich die
Anstrengungen, die die Wirtschaftsgemeinschaft
der Westafrikanischen Staaten (ECOWAS) unter
dem derzeitigen Vorsitz Senegals zur Förderung
einer friedlichen Beilegung des Konflikts unter-
nimmt. Er legt den Führern der ECOWAS ein-
dringlich nahe, ihre Anstrengungen auf koordi-
nierte Weise fortzusetzen. In diesem Zusammen-
hang begrüßt er das am 18. Dezember 2002 auf
dem außerordentlichen Gipfeltreffen der Staats-
und Regierungschefs der ECOWAS in Dakar ver-
abschiedete Schlußkommuniqué (S/2002/1386).
Der Sicherheitsrat begrüßt insbesondere, daß sich
der Präsident Côte d’Ivoires verpflichtet hat, in-
nerhalb der nächsten Tage einen umfassenden Plan
zur Beendigung der Krise vorzulegen. Er betont,
daß ein solcher Plan einen entscheidenden Schritt
auf dem Weg zu einer friedlichen Lösung darstellt,
und fordert den Präsidenten Côte d’Ivoires auf, al-
le Parteien voll darin einzubeziehen und auf einen
Konsens zwischen ihnen hinzuwirken.
Der Sicherheitsrat nimmt außerdem Kenntnis von
Ziffer 18 des Schlußkommuniqués des Gipfeltref-
fens von Dakar, in der die ECOWAS die Vereinten
Nationen und den Generalsekretär ersucht, zur
Beilegung der Krise in Côte d’Ivoire beizutragen.
Der Rat würdigt die Anstrengungen, die der Gene-
ralsekretär in Abstimmung mit der ECOWAS un-
ternimmt, um eine Verhandlungslösung zu fördern.
Der Rat ersucht ihn, diese Anstrengungen fortzu-
setzen, indem er insbesondere jede notwendige
Unterstützung und Hilfe für die Vermittlungsbe-
mühungen der ECOWAS bereitstellt. Der Rat er-
sucht den Generalsekretär, ihn regelmäßig über die
Situation unterrichtet zu halten.
Der Sicherheitsrat bekundet seine volle Unterstüt-
zung dafür, daß die ECOMOG-Truppe unter se-
negalesischem Kommando bis zum 31. Dezember
2002 nach Côte d’Ivoire disloziert wird, wie in
dem Schlußkommuniqué des Gipfeltreffens von
Dakar gefordert. Er spricht allen Ländern der ECO-
WAS, die beschlossen haben, Soldaten für diese
Truppe zu stellen, seine Anerkennung aus und for-
dert die internationale Gemeinschaft auf, der Trup-
pe Hilfe zu gewähren.
Der Sicherheitsrat würdigt außerdem Frankreich
für die Anstrengungen, die es auf Ersuchen der Re-

gierung Côte d’Ivoires unternommen hat, um vor-
läufig und bis zur Dislozierung der ECOMOG-
Truppe weitere Kampfhandlungen zu verhindern.
Er dankt Frankreich außerdem für seine Bemühun-
gen, zu einer politischen Lösung der Krise beizu-
tragen, möglicherweise auch durch die Ausrich-
tung von Treffen zur Situation in Côte d’Ivoire. Er
erkennt außerdem die Anstrengungen an, die die
Afrikanische Union unternimmt, um eine Lösung
der Krise in Côte d’Ivoire herbeizuführen.
Der Sicherheitsrat verleiht seiner tiefsten Sorge
über die Berichte Ausdruck, wonach es in Côte
d’Ivoire zu Massentötungen und zu schwerwie-
genden Menschenrechtsverletzungen gekommen
ist. Er fordert alle Parteien auf, die volle Achtung
der Menschenrechte und des humanitären Völker-
rechts zu gewährleisten, insbesondere im Hinblick
auf die Zivilbevölkerung, ungeachtet ihrer Her-
kunft, sowie alle für Verletzungen dieser Rechte
Verantwortlichen vor Gericht zu stellen. Der Rat
begrüßt die Entscheidung des Generalsekretärs,
den Hohen Kommissar für Menschenrechte zu er-
suchen, genaue Informationen über Menschen-
rechtsverletzungen und Verstöße gegen das huma-
nitäre Völkerrecht in Côte d’Ivoire zusammenzu-
tragen, namentlich durch die Entsendung einer Er-
mittlungsmission in das Land.
Der Sicherheitsrat bekundet außerdem seine Be-
sorgnis über die humanitären Folgen der Krise 
in Côte d’Ivoire. Er fordert die internationale 
Gemeinschaft auf, den Hilfebedürftigen in allen 
Ländern der Subregion, die von der Krise in Côte 
d’Ivoire betroffen sind, dringend humanitäre Hilfe
zu leisten. Darüber hinaus fordert er alle Parteien
auf, ungehinderten Zugang zu den betroffenen Be-
völkerungsgruppen zu gewähren.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einrichtung
der Mission der Vereinten Nationen in Côte
d’Ivoire (MINUCI). – Resolution 1479(2003)
vom 13. Mai 2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolution 1464(2003)

vom 4. Februar 2003, der Erklärung seines Prä-
sidenten vom 20. Dezember 2002 (S/PRST/
2002/42) sowie seiner Resolutionen 1460(2003)
vom 30. Januar 2003 und 1467(2003) vom 18.
März 2003,

– sowie in Bekräftigung seines nachdrücklichen
Bekenntnisses zur Souveränität, Unabhängig-
keit, territorialen Unversehrtheit und Einheit
Côte d’Ivoires und außerdem bekräftigend, daß
er sich jedem Versuch einer Machtergreifung
auf verfassungswidrigem Weg entgegenstellt, 

– unter Hinweis auf die Wichtigkeit der Grund-
sätze der guten Nachbarschaft, der Nichteinmi-
schung und der regionalen Zusammenarbeit,

– ferner unter Hinweis auf seine volle Unterstüt-
zung für die von der Wirtschaftsgemeinschaft
der Westafrikanischen Staaten (ECOWAS) und
von Frankreich unternommenen Anstrengun-
gen, eine friedliche Regelung des Konflikts zu
fördern, und die von der Afrikanischen Union un-
ternommenen Anstrengungen zur Herbeiführung
einer Regelung erneut würdigend,

– in Bekräftigung seiner Unterstützung des am
24. Januar 2003 von den ivorischen politischen
Kräften in Linas-Marcoussis unterzeichneten
Abkommens (S/2003/99) (›Abkommen von Li-
nas-Marcoussis‹), das von der Konferenz der
Staatschefs über Côte d’Ivoire am 25. und 26.
Januar in Paris gebilligt wurde;

– mit Genugtuung Kenntnis nehmend von den

Schlußfolgerungen der Tagung, die vom 6. bis
8. März 2003 in Accra unter dem Vorsitz des
Präsidenten Ghanas, das derzeit die Präsident-
schaft der ECOWAS innehat, abgehalten wur-
de,

– mit Befriedigung Kenntnis nehmend von der
Einsetzung der Regierung der nationalen Aus-
söhnung und der am 3. April 2003 in Anwesen-
heit der Präsidenten Ghanas, Nigerias und To-
gos abgehaltenen Kabinettssitzung, an der alle
konstituierenden politischen Gruppen teilnah-
men, 

– erfreut über den Bericht des Generalsekretärs
vom 26. März 2003 (S/2003/374) und die darin
enthaltenen Empfehlungen,

– in Anbetracht der bestehenden Herausforde-
rungen für die Stabilität Côte d’Ivoires sowie
feststellend, daß die Situation in Côte d’Ivoire
eine Bedrohung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit in der Region darstellt,

1. bekräftigt seine nachdrückliche Unterstützung
für den Sonderbeauftragten des Generalsekre-
tärs und billigt seine volle Weisungsbefugnis
für die Koordinierung und Durchführung aller
Tätigkeiten des Systems der Vereinten Natio-
nen in Côte d’Ivoire;

2. beschließt, für einen Anfangszeitraum von
sechs Monaten eine Mission der Vereinten Na-
tionen in Côte d’Ivoire (MINUCI) einzurich-
ten, die den Auftrag hat, die Durchführung des
Abkommens von Linas-Marcoussis durch die
ivorischen Parteien zu erleichtern, und die ei-
nen militärischen Anteil auf der Grundlage der
in dem Bericht des Generalsekretärs genannten
Option b) umfaßt, in Ergänzung der Einsätze
der französischen und der ECOWAS-Truppen;

3. billigt die Bereitstellung einer kleinen Gruppe
von Mitarbeitern zur Unterstützung des Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs in bezug
auf politische und rechtliche Fragen, zivile An-
gelegenheiten, zivile Polizei, Wahlen, Medien
und Öffentlichkeitsarbeit, humanitäre und Men-
schenrechtsfragen, sowie die Einsetzung einer
militärischen Verbindungsgruppe, die unter an-
derem folgende Aufgaben haben wird:
– den Sonderbeauftragten in militärischen An-

gelegenheiten zu beraten;
– die militärische Lage, einschließlich der Si-

cherheit der liberianischen Flüchtlinge, zu
überwachen und dem Sonderbeauftragten
darüber Bericht zu erstatten;

– Verbindung mit den französischen und den
ECOWAS-Truppen herzustellen mit dem
Ziel, den Sonderbeauftragten hinsichtlich
militärischer und damit zusammenhängen-
der Entwicklungen zu beraten;

– außerdem Verbindung mit den Nationalen
Streitkräften Côte d’Ivoires (FANCI) und
den Neuen Kräften (Forces nouvelles) her-
zustellen, um ein Vertrauensklima zwi-
schen den bewaffneten Gruppen zu schaf-
fen, in Zusammenarbeit mit den französi-
schen und den ECOWAS-Truppen, insbe-
sondere was Hubschrauber und Kampfflug-
zeuge betrifft;

– zur Vorausplanung für Truppenentflechtung,
Entwaffnung und Demobilisierung beizu-
tragen und die künftigen Aufgaben zu be-
nennen, um die Regierung Côte d’Ivoires
zu beraten und die französischen und die
ECOWAS-Truppen zu unterstützen;

– dem Sonderbeauftragten des Generalsekre-
tärs über die genannten Fragen Bericht zu
erstatten;

4. hebt hervor, daß die militärische Verbindungs-
gruppe anfänglich aus 26 Offizieren bestehen
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soll und daß schrittweise bis zu 50 zusätzliche
Offiziere disloziert werden können, wenn der
Generalsekretär feststellt, daß Bedarf dafür be-
steht und daß die Sicherheitsbedingungen dies
zulassen;

5. ersucht darum, daß zusätzlich zu den Empfeh-
lungen in dem Bericht des Generalsekretärs be-
treffend die Organisation der MINUCI, insbe-
sondere seinem Hinweis auf die Menschen-
rechtskomponente der Mission, der Berücksich-
tigung der Geschlechterperspektive bei der Per-
sonalzusammensetzung der MINUCI sowie
der Situation von Frauen und Mädchen beson-
dere Aufmerksamkeit gewidmet wird, in Über-
einstimmung mit Resolution 1325(2000);

6. wiederholt seinen Appell an alle ivorischen 
politischen Kräfte, das Abkommen von Linas-
Marcoussis vollständig und ohne Verzögerung
durchzuführen, und bittet die Regierung der
nationalen Aussöhnung, zu diesem Zweck ei-
nen Zeitplan für die Durchführung des Abkom-
mens von Linas-Marcoussis auszuarbeiten und
ihn dem Überwachungsausschuß mitzuteilen;

7. erinnert daran, wie wichtig es ist, im Geiste des
Abkommens von Linas-Marcoussis nichts un-
versucht zu lassen, um der Regierung der na-
tionalen Aussöhnung die volle Ausübung ihres
Mandats während dieser Übergangszeit zu er-
möglichen;

8. hebt abermals hervor, daß diejenigen, die für die
schweren Verstöße gegen die Menschenrechte
und das humanitäre Völkerrecht seit dem 19.
September 2002 in Côte d’Ivoire verantwort-
lich sind, vor Gericht gestellt werden müssen,
und verlangt abermals, daß alle ivorischen Par-
teien alle erforderlichen Maßnahmen ergrei-
fen, um weitere Verstöße gegen die Menschen-
rechte und das humanitäre Völkerrecht zu ver-
hindern, insbesondere sofern sie gegen die Zi-
vilbevölkerung, gleichviel welcher Herkunft,
gerichtet sind;

9. betont, wie wichtig es ist, daß der Prozeß der
Entwaffnung, Demobilisierung und Wiederein-
gliederung möglichst rasch beginnt;

10. ersucht alle ivorischen Parteien, mit der MI-
NUCI bei der Wahrnehmung ihres Mandats
zusammenzuarbeiten, die Bewegungsfreiheit
ihres Personals im gesamten Land und die un-
gehinderte und sichere Bewegungsfreiheit des
Personals der humanitären Organisationen si-
cherzustellen und die Bemühungen um sichere
und dauerhafte Lösungen für die Flüchtlinge
und Vertriebenen zu unterstützen;

11. ersucht die ECOWAS-Truppen und die franzö-
sischen Truppen, in Ausübung ihres Mandats
nach Resolution 1464(2003) auch weiterhin in
enger Abstimmung mit dem Sonderberater und
dem Überwachungsausschuß zu arbeiten und
dem Rat auch weiterhin regelmäßig über alle
Aspekte der Erfüllung ihres jeweiligen Man-
dats Bericht zu erstatten;

12. begrüßt die am 3. Mai erreichte vollständige
Waffenruhe zwischen den FANCI und den
Forces nouvelles für das gesamte Hoheitsge-
biet Côte d’Ivoires, insbesondere den Westen,
und begrüßt die Absicht der ECOWAS-Trup-
pen und der französischen Truppen, die Umset-
zung dieser Waffenruhe voll zu unterstützen;

13. appelliert erneut an alle Staaten in der Region,
den Friedensprozeß zu unterstützen, indem sie
alle Handlungen unterlassen, welche die Sicher-
heit und die territoriale Unversehrtheit Côte
d’Ivoires untergraben könnten, insbesondere
die Bewegung von bewaffneten Gruppen und
Söldnern über ihre Grenzen hinweg sowie den
illegalen Handel mit Waffen, besonders Klein-

waffen und leichten Waffen, und ihre uner-
laubte Verbreitung in der Region;

14. fordert alle ivorischen Parteien nachdrücklich
auf, jede Anwerbung und jeden Einsatz von
Söldnern oder ausländischen Militäreinheiten
zu unterlassen, und bekundet seine Absicht,
mögliche Maßnahmen zur Auseinandersetzung
mit dieser Frage zu prüfen;

15. verlangt, daß im Einklang mit seiner Resolu-
tion 1460(2003) alle Konfliktparteien, die un-
ter Verstoß gegen ihre völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen Kinder einziehen oder einsetzen,
diese Praxis sofort beenden;

16. betont erneut die dringende Notwendigkeit,
den ECOWAS-Truppen logistische und finan-
zielle Unterstützung zu gewähren, namentlich
über einen von der ECOWAS zu diesem Zweck
eingerichteten angemessenen Treuhandfonds,
und fordert die Mitgliedstaaten auf, maßgebli-
che internationale Hilfe zur Deckung des drin-
genden Bedarfs an humanitärer Hilfe und zur
Ermöglichung des Wiederaufbaus des Landes
zu gewähren, und betont in diesem Zusammen-
hang, daß die Rückkehr der Binnenvertriebe-
nen, insbesondere in den Norden des Landes,
für den Prozeß des Wiederaufbaus wichtig wä-
re;

17. hebt die Bedeutung hervor, die der regionalen
Dimension des Konflikts und ihren Folgen für
die Nachbarstaaten zukommt, und bittet die Ge-
bergemeinschaft, den Nachbarstaaten bei der Be-
wältigung der humanitären und wirtschaftli-
chen Folgen der Krise zu helfen;

18. ersucht den Generalsekretär, dem Rat alle drei
Monate über die Durchführung dieser Resolu-
tion Bericht zu erstatten und ihm monatliche
Aktualisierungen vorzulegen;

19. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Ehemaliges Jugoslawien

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 12. Dezember 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/33)

Auf der 4661. Sitzung des Sicherheitsrats am 12.
Dezember 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Bosnien und Herzegowi-
na‹ durch den Rat im Namen des Rates die folgen-
de Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt die Unterrichtung
durch den Sonderbeauftragten des Generalsekre-
tärs und Koordinator der Einsätze der Vereinten
Nationen in Bosnien und Herzegowina.
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Entschlossen-
heit, die Durchführung des Allgemeinen Rahmen-
übereinkommens für den Frieden in Bosnien und
Herzegowina und der dazugehörigen Anlagen (zu-
sammen als ›das Friedensübereinkommen‹ be-
zeichnet, S/1995/999, Anlage) sowie der einschlä-
gigen Beschlüsse des Rates für die Umsetzung des
Friedens zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat benutzt diese Gelegenheit, um
dem Generalsekretär, seinem Sonderbeauftragten
Jacques Paul Klein und dem Personal der Mission
der Vereinten Nationen in Bosnien und Herzego-
wina (UNMIBH), einschließlich der Internationa-
len Polizeieinsatztruppe, seinen tief empfundenen
Dank für ihre Beiträge zur Durchführung des Frie-

densübereinkommens auszusprechen. Der Rat wür-
digt in höchstem Maße die kooperativen Anstren-
gungen, das Mandat der UNMIBH, das am 31. De-
zember 2002 ablaufen wird, zu einem erfolgrei-
chen Abschluß zu bringen, und dankt allen Län-
dern, die an dieser Mission teilgenommen und zu
ihrem Erfolg beigetragen haben.
Der Sicherheitsrat begrüßt den Beschluß der Eu-
ropäischen Union (EU), im Rahmen eines umfas-
senderen Ansatzes zur Förderung der Rechtsstaat-
lichkeit ab dem 1. Januar 2003 eine Polizeimission
(EUPM) nach Bosnien und Herzegowina zu ent-
senden, sowie die enge Abstimmung zwischen al-
len Beteiligten mit dem Ziel, eine reibungslose
Übertragung der Aufgaben der Internationalen Po-
lizeieinsatztruppe auf die Polizeimission der EU
unter Beteiligung der interessierten Staaten, die
nicht Mitglieder der EU sind, sicherzustellen.
Der Sicherheitsrat wiederholt, daß die Hauptver-
antwortung für die weitere erfolgreiche Durchfüh-
rung des Friedensübereinkommens bei den Behör-
den in Bosnien und Herzegowina selbst liegt und
daß die weitere Bereitschaft der internationalen
Gemeinschaft und wichtiger Geber, die politische,
militärische und wirtschaftliche Last der Durch-
führungs- und Wiederaufbaubemühungen zu tra-
gen, davon abhängen wird, inwieweit alle Behör-
den in Bosnien und Herzegowina das Friedensüber-
einkommen befolgen und an der Durchführung des
Übereinkommens und aller für den Wiederaufbau
einer Zivilgesellschaft notwendigen Reformen ak-
tiv mitwirken.
Der Sicherheitsrat bekräftigt sein Bekenntnis zu
den Grundsätzen der Souveränität und territorialen
Unversehrtheit Bosnien und Herzegowinas sowie
zur Unverletzlichkeit seiner Grenzen. Der Rat er-
mutigt Bosnien und Herzegowina, sich auch künf-
tig für die Förderung des Friedens und der Stabi-
lität in der Region einzusetzen, namentlich durch
eine Verstärkung der politischen und wirtschaftli-
chen Zusammenarbeit.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Absicht, die
Durchführung des Friedensübereinkommens und
die Situation in Bosnien und Herzegowina weiter
zu verfolgen. Der Rat bittet die EU, ihn nach Be-
darf regelmäßig über die Tätigkeit ihrer Polizei-
mission unterrichtet zu halten.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 12. Dezember 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/34)

Auf der 4662. Sitzung des Sicherheitsrats am 12.
Dezember 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Kroatien‹ durch den Rat
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt das am 10. Dezember
2002 von der Regierung Kroatiens und der Regie-
rung der Bundesrepublik Jugoslawien unterzeich-
nete Protokoll zur Schaffung eines vorläufigen
grenzüberschreitenden Regimes auf der Halbinsel
Prevlaka, auf das in dem Schreiben ihrer Vertreter
vom 10. Dezember 2002 (S/2002/1348) Bezug ge-
nommen wird. Das Protokoll stellt einen weiteren
Fortschritt im Prozeß der Stärkung des Vertrauens
und der gutnachbarlichen Beziehungen zwischen
den beiden Ländern dar. Der Rat begrüßt es, daß
sich beide Regierungen verpflichtet haben, die
Verhandlungen über Prevlaka fortzusetzen, um al-
le noch offenen Fragen gütlich zu regeln, und wür-
digt ihre diplomatischen Bemühungen zur Stär-
kung des Friedens und der Stabilität in der Region.
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Der Rat würdigt die Beobachtermission der Ver-
einten Nationen in Prevlaka (UNMOP) für ihren
wichtigen Beitrag zur Schaffung von Bedingun-
gen, die einer Verhandlungslösung der Streitfrage
förderlich sind. Der Rat benutzt diese Gelegenheit,
um allen ehemaligen und derzeitigen Mitarbeitern
der Mission seine Anerkennung für ihre Bemühun-
gen auszusprechen und denjenigen Ländern zu
danken, die Personal oder sonstige Ressourcen bei-
getragen haben, um das Mandat der Mission zu ei-
nem erfolgreichen Abschluß zu bringen.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 6. Februar 2003 (UN-Dok. S/PRST/2003/1)

Auf der 4703. Sitzung des Sicherheitsrats am 6.
Februar 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Resolutionen des Sicherheitsrats 1160(1998),
1199(1998), 1203(1998), 1239(1999) und 1244
(1999)‹ durch den Rat im Namen des Rates die 
folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekräftigt, daß er weiterhin
entschlossen ist, die volle und wirksame Durchfüh-
rung der Resolution 1244(1999) des Sicherheits-
rats der Vereinten Nationen zu erreichen. Der Rat
nimmt Kenntnis von der Umwandlung der Bun-
desrepublik Jugoslawien in Serbien und Montene-
gro und bekräftigt in diesem Zusammenhang, daß
die Resolution 1244(1999) in allen ihren Aspekten
ihre volle Gültigkeit behält. Die Resolution 1244
(1999) bildet nach wie vor die Grundlage für die
Politik der internationalen Gemeinschaft in bezug
auf das Kosovo.
Der Sicherheitsrat bekräftigt ferner sein Bekennt-
nis zum Ziel eines multiethnischen und demokrati-
schen Kosovo und fordert alle Volksgruppen auf,
auf dieses Ziel hinzuarbeiten, aktiv an den öffent-
lichen Institutionen sowie an den Entscheidungs-
prozessen mitzuwirken und sich in die Gesell-
schaft zu integrieren. Er verurteilt alle Versuche,
Strukturen und Institutionen zu schaffen und auf-
rechtzuerhalten sowie Initiativen zu ergreifen, die
mit der Resolution 1244(1999) und dem Verfas-
sungsrahmen unvereinbar sind. Der Rat fordert,
daß die Autorität der Übergangsverwaltungsmis-
sion der Vereinten Nationen im Kosovo (UNMIK)
im gesamten Kosovo geachtet wird, und begrüßt
es, daß die UNMIK im nördlichen Teil von Mi-
trovica ihre Autorität etabliert hat. Er befürwortet
die Aufnahme eines direkten Dialogs zwischen
Pris��tina und Belgrad in Fragen, die für beide Seiten
von praktischer Bedeutung sind.
Der Sicherheitsrat verurteilt die Gewalt innerhalb
der kosovo-albanischen Volksgruppe sowie die
Gewalt gegen die kosovo-serbische Volksgruppe.
Er fordert die örtlichen Institutionen und Führer
nachdrücklich auf, ihren Einfluß geltend zu ma-
chen und durch die Verurteilung jeglicher Gewalt
und die aktive Unterstützung der Bemühungen der
Polizei und der Justiz ein Klima der Rechtsstaat-
lichkeit zu fördern. Er unterstreicht, daß die Mehr-
heit die Verantwortung dafür trägt, den Minderhei-
tengruppen das Gefühl zu geben, daß das Kosovo
auch ihre Heimat ist und daß die Gesetze für alle
gleichermaßen gelten. Die Vertreter der Minder-
heitengruppen müssen sich den Institutionen an-
schließen und in ihnen mitwirken, damit sie ih-
nen zugute kommen. Der Rat hebt hervor, daß al-
le Volksgruppen erneute Anstrengungen unterneh-
men müssen, um der Verbesserung des Dialogs
zwischen den Volksgruppen und der Förderung
des Aussöhnungsprozesses neue Impulse zu ge-

ben, nicht zuletzt durch die volle Zusammenarbeit
mit dem Internationalen Strafgerichtshof für das
ehemalige Jugoslawien.
Der Sicherheitsrat begrüßt den Bericht des Gene-
ralsekretärs über die Tätigkeit der UNMIK und die
jüngsten Entwicklungen im Kosovo (S/2003/113)
sowie die Unterrichtung durch den Sonderbeauf-
tragten des Generalsekretärs über den Stand der
Erfüllung der für das Kosovo festgelegten Fort-
schrittskriterien. Der Rat wiederholt seine volle
Unterstützung der Formel ›Zuerst Standards, dann
Status‹, mit Zielvorgaben in acht Schlüsselberei-
chen: Funktionsfähigkeit der demokratischen In-
stitutionen, Rechtsstaatlichkeit, Bewegungsfreiheit,
Rückkehr der Flüchtlinge und Binnenvertriebe-
nen, Wirtschaft, Eigentumsrechte, Dialog mit Bel-
grad und Kosovo-Schutzkorps. Der Rat begrüßt die
Vorlage eines detaillierten Durchführungsplans, der
die geeignete Grundlage sein wird, an der die Fort-
schritte gemessen werden können, wie mit dem
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs während
der Ratsmission im Dezember 2002 erörtert. Die
Erreichung dieser Ziele ist unabdingbar, um einen
politischen Prozeß in Gang zu setzen, der die Zu-
kunft des Kosovo im Einklang mit der Resolution
1244(1999) bestimmen soll. Der Rat weist einsei-
tige Initiativen, welche die Stabilität und den Nor-
malisierungsprozeß nicht nur im Kosovo, sondern
in der gesamten Region gefährden könnten, mit
Nachdruck zurück. Er fordert alle politischen Füh-
rer im Kosovo und in der Region nachdrücklich
auf, Verantwortung für Demokratisierung, Frieden
und Stabilität in der Region zu übernehmen, indem
sie alle Initiativen verwerfen, die der Resolution
1244(1999) zuwiderlaufen. Der Rat weist jeden
Versuch zurück, die Frage der Zukunft des Kosovo
für andere politische Zwecke zu mißbrauchen. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die im Jahr 2002 erziel-
ten Fortschritte, die in dem Bericht des General-
sekretärs dargestellt werden. Er unterstützt die Be-
mühungen, die der Sonderbeauftragte des General-
sekretärs weiterhin unternimmt, namentlich in so
vorrangigen Bereichen wie der Neubelebung der
Wirtschaft durch Investitionen, der Bekämpfung
der Kriminalität und des illegalen Handels und dem
Aufbau einer multiethnischen Gesellschaft, wäh-
rend gleichzeitig die notwendigen Bedingungen
für die dauerhafte Rückkehr der Flüchtlinge und
Binnenvertriebenen gewährleistet werden.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Absicht des Sonder-
beauftragten des Generalsekretärs, die noch ver-
bleibenden Zuständigkeiten bis zum Jahresende
auf die Vorläufigen Selbstverwaltungsinstitutionen
zu übertragen, mit Ausnahme derjenigen, die nach
Resolution 1244(1999) dem Sonderbeauftragten
des Generalsekretärs vorbehalten sind. Er fordert
die Vorläufigen Selbstverwaltungsinstitutionen im
Kosovo sowie alle Kosovaren auf, sich ihrer Ver-
antwortung zu stellen und ernsthaft zusammenzu-
arbeiten, damit die Kompetenzübertragung ein Er-
folg wird.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut seine volle Unter-
stützung für den Sonderbeauftragten des General-
sekretärs und fordert die Führer des Kosovo aber-
mals nachdrücklich auf, in enger Zusammenarbeit
mit der UNMIK und der internationalen Sicher-
heitspräsenz (KFOR) auf eine bessere Zukunft für
das Kosovo und Stabilität in der Region hinzuar-
beiten.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verbesse-
rung der Arbeitsfähigkeit des Internationalen
Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en. – Resolution 1481(2003) vom 19. Mai 2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolutionen 827(1993)

vom 25. Mai 1993, 1166(1998) vom 13. Mai
1998, 1329(2000) vom 30. November 2000,
1411(2002) vom 17. Mai 2002 und 1431(2002)
vom 14. August 2002,

– nach Behandlung des Schreibens des General-
sekretärs vom 18. März 2002 an den Präsiden-
ten des Sicherheitsrats (S/2002/304) und des
beigefügten Schreibens des Präsidenten des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für das ehema-
lige Jugoslawien vom 12. März 2002 an den
Generalsekretär,

– sowie nach Behandlung des Schreibens des Ge-
neralsekretärs vom 7. Mai 2003 an den Präsi-
denten des Sicherheitsrats (S/2003/530) und des
beigefügten Schreibens des Präsidenten des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für das ehema-
lige Jugoslawien vom 1. Mai 2003 an den Prä-
sidenten des Sicherheitsrats,

– in der Überzeugung, daß es ratsam ist, die Be-
fugnisse der Ad-litem-Richter beim Internatio-
nalen Strafgerichtshof für das ehemalige Ju-
goslawien dahingehend auszuweiten, daß sie
während des Zeitraums ihrer Ernennung für ein
Verfahren auch in Vorverfahren in anderen
Fällen entscheiden können, falls dies erforder-
lich sein sollte und sie dazu in der Lage sind, 

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, Artikel 13quater des Statuts des In-
ternationalen Strafgerichtshofs für das ehema-
lige Jugoslawien zu ändern und diesen Artikel
durch die in der Anlage zu dieser Resolution
enthaltenen Bestimmungen zu ersetzen;

2. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

ANLAGE

Artikel 13quater

Status der Ad-litem-Richter

1. Während des Zeitraums, in dem die Ad-litem-
Richter für die Tätigkeit bei dem Gerichtshof
ernannt werden, 
a) entspricht ihr Dienstverhältnis mutatis mu-

tandis dem der ständigen Richter des Ge-
richtshofs;

b) verfügen sie vorbehaltlich des Absatzes 2
über die gleichen Befugnisse wie die stän-
digen Richter des Gerichtshofs;

c) genießen sie die Vorrechte und Immunitä-
ten, Befreiungen und Erleichterungen ei-
nes Richters des Gerichtshofs;

d) verfügen sie über die Befugnis, in anderen
Fällen als denjenigen, für deren Verhand-
lung sie ernannt wurden, in Vorverfahren
zu entscheiden.

2. Während des Zeitraums, in dem die Ad-litem-
Richter für die Tätigkeit bei dem Gerichtshof
ernannt werden, 
a) können sie nicht zum Präsidenten des Ge-

richtshofs oder zum Vorsitzenden einer
Strafkammer nach Artikel 14 gewählt wer-
den und nicht an den Wahlen zu diesen
Ämtern teilnehmen;

b) sind sie nicht dazu ermächtigt, 
i) die Verfahrensordnung und die Beweis-

regeln nach Artikel 15 anzunehmen. Sie
werden jedoch vor deren Annahme kon-
sultiert;

ii) eine Anklageschrift nach Artikel 19 zu
prüfen;
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iii) mit dem Präsidenten im Zusammenhang
mit der Zuteilung von Richtern nach Ar-
tikel 14 oder im Zusammenhang mit ei-
ner Begnadigung oder Strafumwandlung
nach Artikel 28 Konsultationen zu führen.

Frauen

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 31. Oktober 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/32)

Auf der 4641. Sitzung des Sicherheitsrats am 31.
Oktober 2002 gab der Präsident des Sicherheitsrats
anläßich des zweiten Jahrestages der Verabschie-
dung der Resolution 1325(2000) vom 31. Oktober
2000 zu dem Punkt ›Frauen, Frieden und Sicher-
heit‹ durch den Rat im Namen des Rates die fol-
gende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekräftigt sein Bekenntnis 
zur weiteren vollinhaltlichen Durchführung seiner 
Resolution 1325(2000), begrüßt, daß der Situation
von Frauen und Mädchen in bewaffneten Konflik-
ten in den letzten zwei Jahren verstärkt Aufmerk-
samkeit geschenkt wurde, und erinnert an die Er-
klärung seines Präsidenten vom 31. Oktober 2001
(S/PRST/2001/31) sowie an die am 25. Juli 2002
und am 28. Oktober 2002 abgehaltenen Sitzun-
gen, in denen dieses Bekenntnis zum Ausdruck 
kommt.
Der Sicherheitsrat begrüßt den Bericht des Gene-
ralsekretärs über Frauen, Frieden und Sicherheit
(S/2002/1154) und bekundet seine Absicht, die dar-
in enthaltenen Empfehlungen zu prüfen. Der Rat
begrüßt außerdem die vom System der Vereinten
Nationen, den Mitgliedstaaten, der Zivilgesellschaft
und anderen maßgeblichen Akteuren unternom-
menen Anstrengungen zur Förderung der gleich-
berechtigten Mitwirkung von Frauen an Belangen
des Friedens und der Sicherheit.
Der Sicherheitsrat ist nach wie vor besorgt dar-
über, daß die Ernennung von Frauen als Sonderbe-
auftragte und Sonderabgesandte des Generalse-
kretärs nur langsam vorankommt, und fordert den
Generalsekretär nachdrücklich auf, mehr Frauen
als hochrangige Vertreter einzusetzen, um das um-
fassende Ziel der ausgewogenen Vertretung von
Männern und Frauen zu verwirklichen. Der Rat
fordert außerdem die Mitgliedstaaten nachdrück-
lich auf, dem Generalsekretär weiterhin Kandida-
tinnen zur Aufnahme in eine Datenbank vorzu-
schlagen.
Der Sicherheitsrat bekräftigt, wie wichtig es ist,
bei den Friedenssicherungseinsätzen und beim
Wiederaufbau in der Konfliktfolgezeit die Gleich-
stellungsperspektive durchgängig zu berücksich-
tigen, verpflichtet sich, eine solche Perspektive in
die Mandate aller Friedenssicherungsmissionen ein-
zubeziehen, und ersucht den Generalsekretär er-
neut sicherzustellen, daß alle Berichte, die dem Si-
cherheitsrat gemäß diesen Mandaten vorgelegt
werden, die Gleichstellungsperspektive systema-
tisch berücksichtigen. Der Rat ersucht den Gene-
ralsekretär außerdem, dem gesamten in Friedens-
sicherungseinsätzen tätigen Personal eine syste-
matische Schulung in Gleichstellungsfragen zu er-
teilen und die Gleichstellungsperspektive in alle
ständigen Dienstanweisungen, Handbücher und
sonstigen Leitfäden für Friedenssicherungseinsät-
ze einzubeziehen.
Der Sicherheitsrat ist der Auffassung, daß es er-
forderlich ist, am Amtssitz Berater für Gleichstel-
lungsfragen in ausreichend herausgehobenen Po-

sitionen zu ernennen. Der Rat stellt fest, daß auf
Ebene der Missionen einige Fortschritte bei der
durchgängigen Berücksichtigung der Gleichstel-
lungsperspektive erzielt wurden, insbesondere durch
die Einrichtung von Gleichstellungsstellen und -be-
ratern, daß jedoch noch mehr unternommen wer-
den muß, um sicherzustellen, daß Gleichstellungs-
belange in Friedenssicherungseinsätzen und beim
Wiederaufbau in der Konfliktfolgezeit gründlich,
wirksam und systematisch berücksichtigt werden.
Der Sicherheitsrat verpflichtet sich, in die Manda-
te seiner Besuche und Missionen in von Konflikten
betroffenen Ländern und Regionen eine Gleichstel-
lungsperspektive aufzunehmen. Zu diesem Zweck
ersucht der Rat den Generalsekretär, eine Daten-
bank für Gleichstellungssachverständige sowie Frau-
engruppen und -netzwerke in von Konflikten be-
troffenen Ländern und Regionen einzurichten und
gegebenenfalls Gleichstellungssachverständige in
die Teams aufzunehmen. 
Der Sicherheitsrat erkennt die wichtige Rolle an,
die den Frauen bei der Förderung des Friedens zu-
kommt, insbesondere bei der Erhaltung der gesell-
schaftlichen Ordnung und der Erziehung zum Frie-
den. Der Rat fordert die Mitgliedstaaten und den
Generalsekretär auf, regelmäßige Kontakte mit ört-
lichen Frauengruppen und -netzwerken aufzuneh-
men, um ihr Wissen über die Auswirkungen von
bewaffneten Konflikten auf Frauen und Mädchen,
sowohl als Opfer als auch als Exkombattanten, und
über Friedenssicherungseinsätze zu nutzen, um si-
cherzustellen, daß diese Gruppen insbesondere in
den Entscheidungsebenen aktiv an Wiederaufbau-
prozessen mitwirken.
Der Sicherheitsrat erinnert an seine Resolutionen
1265(1999), 1296(2000), 1324(2000) und 1379
(2001), fordert die Mitgliedstaaten, die Organisa-
tionen des Systems der Vereinten Nationen, die 
Zivilgesellschaft und andere in Betracht kommen-
de Akteure auf, klare Strategien und Aktionspläne
mit Zielen und Zeitplänen für die Integration der
Gleichstellungsperspektive in humanitäre Missio-
nen und Rehabilitations- und Wiederaufbaupro-
gramme, einschließlich Überwachungsmechanis-
men, auszuarbeiten und außerdem zielgerichtete
Aktivitäten in bezug auf die besonderen Beschrän-
kungen einzuleiten, denen Frauen und Mädchen 
in Situationen in der Konfliktfolgezeit unterliegen,
wozu beispielsweise fehlende Rechte auf Eigen-
tum an Grund und Boden und sonstige Eigentums-
rechte sowie der fehlende Zugang zu wirtschaftli-
chen Ressourcen und die mangelnde Kontrolle
darüber gehören.
Der Sicherheitsrat mißbilligt die nach wie vor auf-
tretenden Fälle sexueller Ausbeutung, namentlich
Fälle des Frauen- und Mädchenhandels, im Zusam-
menhang mit Friedenssicherungseinsätzen und hu-
manitären Tätigkeiten und ruft zur Weiterentwick-
lung und vollen Umsetzung von Verhaltenskodi-
zes und Disziplinarverfahren auf, um diese Aus-
beutung zu verhindern. Der Rat fordert alle Ak-
teure, insbesondere die truppenstellenden Länder,
auf, ihre Überwachungsmechanismen zu verbes-
sern, Fälle mutmaßlichen Fehlverhaltens zu un-
tersuchen und wirksame Strafverfolgungsmaßnah-
men zu ergreifen.
Der Sicherheitsrat verurteilt alle Verletzungen der
Menschenrechte von Frauen und Mädchen in Si-
tuationen bewaffneter Konflikte sowie die Anwen-
dung sexueller Gewalt, namentlich als strategische
und taktische Kriegswaffe, wodurch Frauen und
Mädchen unter anderem einer verstärkten Gefähr-
dung durch sexuell übertragbare Infektionen und
HIV/Aids ausgesetzt werden.
Der Sicherheitsrat beschließt, mit dieser Angele-
genheit aktiv befaßt zu bleiben, und ersucht den

Generalsekretär, dem Sicherheitsrat im Oktober
2004 einen Anschlußbericht über die vollinhaltli-
che Durchführung der Resolution 1325 vorzule-
gen.«

Guinea-Bissau

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 19. Juni 2003 (UN-Dok. S/PRST/2003/8)

Auf der 4776. Sitzung des Sicherheitsrats am 19.
Juni 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation in Guinea-Bissau‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat, unter Hinweis auf seine frühe-
ren Erklärungen über Guinea-Bissau, namentlich
die Erklärung seines Präsidenten vom 29. Novem-
ber 2000 (S/PRST/2000/37), und nach Behand-
lung des Berichts des Generalsekretärs über die
Entwicklungen in Guinea-Bissau und über die Tä-
tigkeit des Büros der Vereinten Nationen zur Unter-
stützung der Friedenskonsolidierung in dem Land
(S/2003/621) sowie der Ratsmission nach Guinea-
Bissau erwartungsvoll entgegensehend, bekundet
seine Besorgnis im Hinblick auf die instabile poli-
tische Lage in Guinea-Bissau, die anhaltende wirt-
schaftliche und soziale Krise und die beunruhigen-
den Meldungen, die nach wie vor in bezug auf die
Menschenrechtslage eingehen. Er fordert die Füh-
rer des Landes und die internationale Gemeinschaft
nachdrücklich zu einer entschlosseneren Zusam-
menarbeit auf, um sicherzustellen, daß die Vorha-
ben im Hinblick auf Entwicklung, humanitäre Fra-
gen und Friedenskonsolidierung rasch wieder auf
Kurs gebracht werden können.
Der Sicherheitsrat appelliert an den Präsidenten
und die Regierung Guinea-Bissaus, die anstehen-
den Parlamentswahlen rasch und wirksam zu orga-
nisieren und sicherzustellen, daß diese Wahlen auf
transparente, faire und glaubhafte Weise durchge-
führt werden und im Einklang mit der Verfassung
und dem Wahlgesetz stehen. Der Rat erwartet, daß
die Kandidaten und die politischen Parteien kei-
nerlei Gewalt und Einschüchterungen ausgesetzt
werden und daß alle Seiten die Anwesenheit inter-
nationaler Beobachter bei diesen Wahlen akzeptie-
ren werden. Der Rat verleiht außerdem der Hoff-
nung Ausdruck, daß die Regierung im Anschluß
an die erfolgreiche Abhaltung der Wahlen zusätz-
liche konkrete Maßnahmen ergreifen wird, um ihr
Bekenntnis zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
weiter unter Beweis zu stellen, indem sie die neue
Verfassung verkündet und dafür sorgt, daß der Prä-
sident und Vizepräsident des Obersten Gerichts-
hofs ohne weitere Verzögerung ordnungsgemäß ge-
wählt werden.
Der Sicherheitsrat fordert die Regierung Guinea-
Bissaus auf, die notwendigen Schritte zu unterneh-
men, um einen konstruktiven Dialog mit der inter-
nationalen Gemeinschaft und den Bretton-Woods-
Institutionen zu erleichtern, und sich das von der
Ad-hoc-Beratungsgruppe des Wirtschafts- und So-
zialrats für Guinea-Bissau ausgearbeitete Partner-
schaftskonzept uneingeschränkt zu eigen zu ma-
chen.
Der Sicherheitsrat appelliert an die Gebergemein-
schaft, finanzielle Beiträge zur Durchführung des
politischen und wirtschaftlichen Prozesses in Gui-
nea-Bissau zu leisten, namentlich die notwendige
Unterstützung für die Parlamentswahlen.
Der Sicherheitsrat verleiht seiner Besorgnis über
die Situation im Hinblick auf die Menschenrech-
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te und Grundfreiheiten Ausdruck und fordert die
Regierung Guinea-Bissaus nachdrücklich auf, die
notwendigen Maßnahmen zur Verbesserung die-
ser Situation zu ergreifen. Er betont, wie wichtig es
ist, daß Rede- und Pressefreiheit voll geachtet wer-
den.
Der Sicherheitsrat erkennt an, wie wichtig die re-
gionale Dimension für die Lösung der Probleme
ist, denen sich Guinea-Bissau gegenübersieht, und
fordert in diesem Zusammenhang die Wirtschafts-
gemeinschaft der Westafrikanischen Staaten (ECO-
WAS) und die Organisation der Portugiesischspra-
chigen Afrikanischen Länder (PALOPS) auf, sich
noch stärker zu engagieren, und erklärt seine Ab-
sicht, mit diesen Organisationen verstärkt zusam-
menzuarbeiten.
Der Sicherheitsrat begrüßt die Bereitschaft von
Präsident Kumba Yala, Verhandlungen über die
Casamance-Frage auszurichten, und appelliert an
ihn, weiter konstruktiv mit der Regierung Senegals
zusammenzuarbeiten, um zu einer Lösung dieser
Frage beizutragen.
Der Sicherheitsrat anerkennt und würdigt die wich-
tige Rolle, die dem Beauftragten des Generalsekre-
tärs sowie dem Landesteam der Vereinten Natio-
nen bei der Festigung des Friedens, der Demo-
kratie und der Rechtsstaatlichkeit zukommt, und
dankt ihnen für ihre Tätigkeit.
Der Sicherheitsrat bekundet seine volle Unterstüt-
zung für die anstehende Mission nach Guinea-Bis-
sau, die unter Leitung des Ständigen Vertreters
Mexikos stehen und der erste Teil einer umfassen-
den Mission nach Westafrika sein wird, und sieht
ihren Schlußfolgerungen und Empfehlungen mit
Interesse entgegen.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Absicht, die Si-
tuation in Guinea-Bissau weiter regelmäßig zu prü-
fen.«

Humanitäres Völkerrecht

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 20. Dezember 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/41)

Auf der 4679. Sitzung des Sicherheitsrats am 20.
Dezember 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats in Fortsetzung der Behandlung des Punktes
›Schutz von Zivilpersonen in bewaffneten Kon-
flikten‹ durch den Rat, die auf seiner 4660. Sitzung
am 10. Dezember 2002 stattgefunden hatte, im Na-
men des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat verweist auf seine Resolutio-
nen 1265(1999) vom 17. September 1999 und 1296
(2000) vom 19. April 2000 über den Schutz von
Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten sowie auf
die Erklärungen seines Präsidenten vom 12. Fe-
bruar 1999 (S/PRST/1999/6) und vom 15. März
2002 (S/PRST/2002/6), begrüßt den dritten Be-
richt des Generalsekretärs über den Schutz von Zi-
vilpersonen in bewaffneten Konflikten (S/2002/
1300) und bekräftigt die Notwendigkeit, den Schutz
von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten als
einen wichtigen Punkt auf der Tagesordnung des
Rates zu belassen.
Der Sicherheitsrat verurteilt nachdrücklich alle
Angriffe und Gewalthandlungen, die sich in Si-
tuationen bewaffneter Konflikte gegen Zivilperso-
nen oder andere nach dem Völkerrecht, nament-
lich dem humanitären Völkerrecht, geschützte Per-
sonen richten, verleiht erneut seiner Sorge über das
von Zivilpersonen in Konfliktsituationen erlittene
Leid sowie der Notwendigkeit Ausdruck, daß die

Konfliktparteien die Sicherheit und Bewegungs-
freiheit des Personals der Vereinten Nationen und
des beigeordneten Personals sowie des Personals
der internationalen humanitären Organisationen ge-
währleisten. Der Rat erkennt an, daß der sichere
Zugang der humanitären Hilfsorganisationen, ei-
ne klare Trennung von Zivilpersonen und Kom-
battanten sowie die rasche Wiederherstellung der
Rechtsstaatlichkeit, Gerechtigkeit und Aussöh-
nung für einen wirksamen Übergang vom Konflikt
zum Frieden unerläßlich sind.
Der Sicherheitsrat fordert alle Parteien bewaffne-
ter Konflikte auf, die Bestimmungen der Charta der
Vereinten Nationen und die Regeln und Grundsät-
ze des Völkerrechts, insbesondere des humanitären
Völkerrechts, der Menschenrechte und des Flücht-
lingsvölkerrechts, einzuhalten und die einschlägi-
gen Beschlüsse des Sicherheitsrats in vollem Um-
fang durchzuführen. Der Sicherheitsrat erinnert dar-
an, daß die Staaten verpflichtet sind, das humanitä-
re Völkerrecht einschließlich der vier Genfer Ab-
kommen zu achten und seine Achtung zu gewähr-
leisten, und betont, daß sie die Verantwortung da-
für tragen, der Straflosigkeit ein Ende zu setzen
und die für Völkermord, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und schwere Verstöße gegen das
humanitäre Recht Verantwortlichen strafrechtlich
zu verfolgen.
Der Sicherheitsrat unterstreicht die Bedeutung des
vom Rat am 15. März 2002 verabschiedeten Aide-
mémoires (S/PRST/2002/6) als ein praktisches In-
strument, das es gestattet, die Schlüsselfragen im
Zusammenhang mit dem Schutz von Zivilperso-
nen während der Beratungen über Friedenssiche-
rungsmandate besser zu analysieren und zu dia-
gnostizieren, und betont, daß die darin dargeleg-
ten Ansätze regelmäßiger und konsequenter ange-
wandt werden und dabei die besonderen Umstände
einer jeden Konfliktsituation berücksichtigt wer-
den müssen. Der Rat erklärt sich damit einver-
standen, die laufenden Mandate und Resolutionen
nach Bedarf auch künftig zu prüfen und dabei das
Aide-mémoire zu berücksichtigen, und erklärt sich
bereit, es jährlich zu aktualisieren, um den sich ab-
zeichnenden Tendenzen auf dem Gebiet des Schut-
zes von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten
Rechnung zu tragen.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß sich den Anstren-
gungen zur Gewährleistung des Zugangs der hu-
manitären Organisationen und der Organisationen
der Vereinten Nationen zu hilfebedürftigen Perso-
nen einige Hindernisse entgegenstellen, darunter
Angriffe auf humanitäre Helfer, die Verwehrung
des Zugangs durch die Behörden sowie der Man-
gel an strukturierten Beziehungen zu nichtstaatli-
chen Akteuren. In dieser Hinsicht erkennt der Si-
cherheitsrat an, wie wichtig umfassende, auf ver-
einbarten Normen und Mechanismen beruhende
Rahmenübereinkünfte für die Verbesserung des Zu-
gangs sind, und er befürwortet die laufenden Be-
mühungen der Organisationen der Vereinten Na-
tionen, ein Handbuch der Feldpraxis für Verhand-
lungen mit bewaffneten Gruppen auszuarbeiten,
durch das die Koordinierung besser unterstützt und
wirksamere Verhandlungen gefördert werden sol-
len.
Der Sicherheitsrat ist sich der besonderen Schutz-
bedürftigkeit von Flüchtlingen und Binnenvertrie-
benen bewußt und erklärt erneut, daß die Staaten
die Hauptverantwortung für die Gewährleistung
ihres Schutzes tragen, insbesondere indem sie die
Sicherheit und den zivilen Charakter von Flücht-
lings- und Binnenvertriebenenlagern aufrechterhal-
ten. Der Rat unterstreicht die Rechte aller Flücht-
linge nach dem Völkerrecht, namentlich dem hu-
manitären Völkerrecht und dem Flüchtlingsvöl-

kerrecht. Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die mul-
tidisziplinären Bewertungsteams der Vereinten Na-
tionen mit Einwilligung der Gaststaaten den Staa-
ten bei der Trennung von Kombattanten und Zivil-
personen behilflich sein und sie dabei unterstützen
könnten. Darüber hinaus erkennt der Rat die Be-
dürfnisse von Zivilpersonen an, die unter ausländi-
scher Besetzung stehen, und betont in dieser Hin-
sicht ferner die Verantwortlichkeiten der Besat-
zungsmacht.
Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von den neuen
Problemen, auf die in dem Bericht des Generalse-
kretärs hingewiesen wird und die die Fähigkeit der
Mitgliedstaaten, Zivilpersonen zu schützen, ernst-
haft beeinträchtigen könnten. Im Hinblick auf ge-
schlechtsspezifische Gewalt, namentlich sexuelle
Ausbeutung, sexuellen Mißbrauch sowie Frauen-
und Mädchenhandel, legt der Rat den Staaten, ins-
besondere den truppenstellenden Ländern, nahe,
die sechs von den Vereinten Nationen und anderen
humanitären Partnern entwickelten Kerngrundsät-
ze zur Verhütung und Behebung von Situationen
sexuellen Mißbrauchs und sexueller Ausbeutung
anzuwenden, wenn ihre Staatsangehörigen in sol-
che Fälle verwickelt sind. Der Sicherheitsrat ver-
urteilt ferner den Terrorismus in allen seinen For-
men und Ausprägungen, gleichviel, wo und von
wem er begangen wird.
Der Sicherheitsrat erkennt die Bedeutung eines
umfassenden, kohärenten und handlungsorientier-
ten Konzepts für den Schutz von Zivilpersonen in
bewaffneten Konflikten an. Er befürwortet eine
weitere Zusammenarbeit zwischen den Mitglied-
staaten, dem Amt für die Koordinierung humani-
tärer Angelegenheiten, der Hauptabteilung Politi-
sche Angelegenheiten, der Hauptabteilung Frie-
denssicherungseinsätze, dem Amt des Hohen
Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen,
dem Hilfswerk der Vereinten Nationen für Palä-
stinaflüchtlinge im Nahen Osten, dem Amt des
Hohen Kommissars für Menschenrechte, dem Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen und
anderen zuständigen Organisationen und Stellen
der Vereinten Nationen, auch eingedenk des In-
halts der Resolution 1325(2000) über Frauen, Frie-
den und Sicherheit und 1379(2001) über Kinder in
bewaffneten Konflikten, begrüßt die regionalen
Arbeitstagungen und legt den Mitgliedstaaten na-
he, sie operativ und finanziell zu unterstützen. Der
Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, bis Ju-
ni 2004 seinen nächsten Bericht über den Schutz
von Zivilpersonen in bewaffneten Konflikten vor-
zulegen und darin auch Informationen über die
Durchführung der früher zu diesem Thema verab-
schiedeten Resolutionen des Sicherheitsrats sowie
über alle sonstigen Angelegenheiten aufzunehmen,
auf die er die Aufmerksamkeit des Rates zu len-
ken wünscht. Er begrüßt außerdem die mündlichen
Unterrichtungen, die der Rat alle sechs Monate er-
hält, namentlich über die Fortschritte, die bei der
Weiterentwicklung des in dem jüngsten Bericht
des Generalsekretärs (S/2002/1300) dargestellten
Planentwurfs für den Schutz von Zivilpersonen er-
zielt wurden.«

Internationale Strafgerichte

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 18. Dezember 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/39)

Auf der 4674. Sitzung des Sicherheitsrats am 18.
Dezember 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
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Punktes ›Internationaler Strafgerichtshof zur Ver-
folgung der Verantwortlichen für die seit 1991 im
Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugoslawien began-
genen schweren Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht; Internationaler Strafgerichtshof zur
Verfolgung der Personen, die für Völkermord und
andere schwere Verstöße gegen das humanitäre
Völkerrecht im Hoheitsgebiet Rwandas zwischen
dem 1. Januar 1994 und dem 31. Dezember 1994
verantwortlich sind, sowie rwandischer Staatsan-
gehöriger, die für während desselben Zeitraums 
im Hoheitsgebiet von Nachbarstaaten begangenen
Völkermord und andere derartige Verstöße verant-
wortlich sind‹ durch den Rat im Namen des Rates
die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von dem Be-
richt der Anklägerin des Internationalen Strafge-
richtshofs für Rwanda (IStGHR) an den Sicher-
heitsrat, datiert vom 23. Juli 2002 (S/2002/938),
dem an den Präsidenten des Sicherheitsrats gerich-
teten Schreiben des Präsidenten des IStGHR, da-
tiert vom 26. Juli 2002 (S/2002/847), dem Schrei-
ben des Ständigen Vertreters Rwandas vom 26. Ju-
li 2002, dem die Antwort der rwandischen Regie-
rung auf den Bericht der Anklägerin beigefügt ist
(S/2002/842), dem an den Präsidenten des Sicher-
heitsrats gerichteten Schreiben des Präsidenten 
des IStGHR, datiert vom 8. August 2002, dem eine
Mitteilung des IStGHR betreffend die Antwort 
der rwandischen Regierung beigefügt ist (S/2002/
923), sowie dem Schreiben des Ständigen Vertre-
ters Rwandas vom 17. September 2002, dem ein
Schreiben der Vereinigung der Überlebenden des
rwandischen Völkermords beigefügt ist.
Der Sicherheitsrat nimmt außerdem Kenntnis von
dem an den Präsidenten des Sicherheitsrats gerich-
teten Schreiben des Präsidenten des Internationa-
len Strafgerichtshofs für das ehemalige Jugoslawi-
en (IStGHJ) vom 23. Oktober 2002 und dem an
den Präsidenten des Sicherheitsrats gerichteten
Schreiben des Ständigen Vertreters Jugoslawiens
bei den Vereinten Nationen vom 25. Oktober 2002,
dem ein inoffizielles Papier beigefügt ist.
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Unterstützung
für den Internationalen Strafgerichtshof für Rwan-
da und den Internationalen Strafgerichtshof für das
ehemalige Jugoslawien (die Gerichtshöfe), die als
unparteiische und unabhängige Institutionen zur
Wahrung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit und zur Herbeiführung von Gerechtig-
keit und Aussöhnung für die Völker der betroffe-
nen Länder beitragen.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß alle Staaten,
einschließlich der Regierungen Rwandas und Ju-
goslawiens, nach den Resolutionen 955(1994) und
827(1993) sowie den Statuten der Gerichtshöfe
verpflichtet sind, mit den Gerichtshöfen und ihren
Organen voll zusammenzuarbeiten, wozu auch die
Verpflichtung gehört, den Ersuchen der Gerichts-
höfe um die Festnahme oder Inhaftnahme der An-
geklagten sowie um ihre Überstellung oder Über-
gabe an die Gerichtshöfe stattzugeben, den Ge-
richtshöfen Zeugen zur Verfügung zu stellen und
bei den laufenden Untersuchungen der Gerichts-
höfe behilflich zu sein.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, welche Bedeu-
tung er der vollen Zusammenarbeit aller Staaten,
insbesondere der unmittelbar betroffenen, mit den
Gerichtshöfen beimißt.
Der Sicherheitsrat unterstreicht außerdem, wie
wichtig es ist, daß die Gerichtshöfe und die betrof-
fenen Regierungen einen konstruktiven Dialog füh-
ren, um alle offenen Fragen zu klären, die im Lau-
fe ihrer Zusammenarbeit entstehen und sich auf die
Tätigkeit der Gerichtshöfe auswirken, besteht je-

doch darauf, daß die Staaten einen solchen Dialog
oder das Ausbleiben eines solchen Dialogs nicht
als Vorwand dafür benutzen dürfen, daß sie nicht
voll mit den Gerichtshöfen zusammenarbeiten, so
wie es die Resolutionen des Sicherheitsrats und die
Statuten der Gerichtshöfe verlangen.
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be-
faßt bleiben.«

Internationaler Strafgerichtshof

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Freistellung
der Angehörigen von Staaten, die nicht Ver-
tragspartei des Römischen Statuts sind, von Er-
mittlungen oder Strafverfolgungen des Inter-
nationalen Strafgerichtshofs hinsichtlich ihrer
Teilnahme an UN-Friedenseinsätzen. – Reso-
lution 1487(2003) vom 12. Juni 2003

Der Sicherheitsrat,
– davon Kenntnis nehmend, daß das am 17. Juli

1998 in Rom verabschiedete Statut des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs (das Römische Sta-
tut) am 1. Juli 2002 in Kraft getreten ist,

– betonend, wie wichtig die Einsätze der Verein-
ten Nationen für den Weltfrieden und die inter-
nationale Sicherheit sind,

– in Anbetracht dessen, daß nicht alle Staaten
Vertragsparteien des Römischen Statuts sind,

– in Anbetracht dessen, daß die Vertragsstaaten
des Römischen Statuts sich dafür entschieden
haben, die Zuständigkeit des Strafgerichtshofs
im Einklang mit dem Statut und insbesondere
dem Grundsatz der Komplementarität anzuer-
kennen,

– in Anbetracht dessen, daß die Staaten, die nicht
Vertragspartei des Römischen Statuts sind, auch
künftig im Rahmen ihrer nationalen Zuständig-
keit ihren Verantwortlichkeiten in bezug auf
internationale Verbrechen nachkommen wer-
den,

– feststellend, daß vom Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen eingerichtete oder genehmigte
Einsätze zum Zwecke der Wahrung oder Wie-
derherstellung des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit disloziert werden,

– ferner feststellend, daß es im Interesse des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit ist,
es den Mitgliedstaaten zu erleichtern, zu den
vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen ein-
gerichteten oder genehmigten Einsätzen beizu-
tragen,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen, 

1. ersucht den Internationalen Strafgerichtshof,
im Einklang mit Artikel 16 des Römischen Sta-
tuts, beim Eintreten eines Falles, an dem der-
zeitige oder ehemalige Amtsträger oder Bedien-
stete eines zu einem Einsatz beitragenden Staa-
tes, der nicht Vertragspartei des Römischen Sta-
tuts ist, auf Grund von Handlungen oder Unter-
lassungen im Zusammenhang mit einem von
den Vereinten Nationen eingerichteten oder ge-
nehmigten Einsatz beteiligt sind, für einen
Zeitraum von zwölf Monaten ab dem 1. Juli
2003 keine Ermittlungen oder Strafverfolgun-
gen bezüglich eines solchen Falles einzuleiten
oder durchzuführen, sofern der Sicherheitsrat
nichts anderes beschließt;

2. bekundet die Absicht, das in Ziffer 1 enthaltene
Ersuchen unter denselben Bedingungen an je-
dem 1. Juli um einen weiteren Zeitraum von
zwölf Monaten zu erneuern, solange dies not-
wendig ist;

3. beschließt, daß die Mitgliedstaaten keine Maß-
nahmen ergreifen werden, die mit Ziffer 1 und
ihren internationalen Verpflichtungen unver-
einbar sind;

4. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: +12; –0; =3: Deutschland,
Frankreich, Syrien.

Internationaler Terrorismus

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 4. April 2003 (UN-Dok. S/PRST/2003/3)

Auf der 4734. Sitzung des Sicherheitsrats am 4.
April 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Bedrohungen des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit durch terroristische Hand-
lungen‹ durch den Rat im Namen des Rates die 
folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat begrüßt die Unterrichtung
durch den Vorsitzenden des Ausschusses zur Be-
kämpfung des Terrorismus betreffend die Arbeit
des Ausschusses.
Der Sicherheitsrat erinnert an die Mitteilung seines
Präsidenten vom 8. Oktober 2002 (S/PRST/2002/
26), in der er seine Absicht bekundete, die Struktur
und die Tätigkeiten des Ausschusses zur Bekämp-
fung des Terrorismus spätestens bis zum 4. April
2003 zu überprüfen. Der Rat dankt Botschafter
Greenstock (Vereinigtes Königreich) für seinen
Vorsitz im Ausschuß während der ersten 18 Mona-
te seiner Tätigkeit und bestätigt die Ernennung von
Botschafter Arias (Spanien) zum neuen Vorsitzen-
den. Der Rat bestätigt die Stellvertretenden Vorsit-
zenden des Ausschusses, Botschafter Gaspar Mar-
tins (Angola), Botschafter Aguilar Zinser (Mexi-
ko) und Botschafter Lavrov (Russische Föderati-
on), im Amt.
Der Rat bittet den Ausschuß zur Bekämpfung des
Terrorismus, seine in dem Arbeitsprogramm für
den siebenten 90-Tage-Zeitraum des Ausschusses
festgelegte Agenda (S/2003/387) weiterzuverfol-
gen.
Der Rat stellt fest, daß drei Staaten dem Ausschuß
zur Bekämpfung des Terrorismus noch keinen Be-
richt vorgelegt haben und 51 Mitgliedstaaten mit
der Vorlage eines weiteren Berichts im Rückstand
sind, unter Verstoß gegen die in Resolution 1373
(2001) festgelegten Anforderungen. Er fordert sie
auf, umgehend Bericht zu erstatten, um zu gewähr-
leisten, daß die in der Resolution 1373(2001) ver-
langte Universalität der Antwort erhalten bleibt. 
Der Sicherheitsrat bittet den Ausschuß zur Be-
kämpfung des Terrorismus, auch künftig in regel-
mäßigen Abständen über seine Tätigkeiten Bericht
zu erstatten, und bekundet seine Absicht, die Struk-
tur und die Tätigkeiten des Ausschusses spätestens
bis zum 4. Oktober 2003 zu überprüfen.«

Irak-Kuwait

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Aufgaben
eines Sonderbeauftragten des Generalsekretärs
für Irak; Aufhebung der Handels- und Finanz-
sanktionen gegen Irak. – Resolution 1483(2003)
vom 22. Mai 2003

Der Sicherheitsrat,
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– unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä-
gigen Resolutionen,

– in Bekräftigung der Souveränität und territoria-
len Unversehrtheit Iraks,

– sowie bekräftigend, wie wichtig die Abrüstung
der irakischen Massenvernichtungswaffen und
schließlich die Bestätigung der Abrüstung Iraks
ist,

– betonend, daß das irakische Volk das Recht
hat, seine eigene politische Zukunft frei zu
bestimmen und seine eigenen natürlichen Res-
sourcen zu kontrollieren, unter Begrüßung der
Zusage aller beteiligten Parteien, die Schaf-
fung eines Umfelds zu unterstützen, in dem es
dies so rasch wie möglich tun kann, und ent-
schlossen, daß der Tag, an dem die Iraker sich
selbst regieren, schnell kommen muß,

– die Anstrengungen befürwortend, die das Volk
Iraks unternimmt, um eine repräsentative Re-
gierung auf der Grundlage der Rechtsstaatlich-
keit zu bilden, die allen irakischen Bürgern oh-
ne Ansehen der ethnischen Zugehörigkeit, der
Religion oder des Geschlechts gleiche Rechte
und Gerechtigkeit gewährt, und in diesem Zu-
sammenhang unter Hinweis auf die Resolution
1325(2000) vom 31. Oktober 2000,

– unter Begrüßung der ersten Schritte, die das
irakische Volk in dieser Hinsicht unternommen
hat, und in diesem Zusammenhang Kenntnis
nehmend von der Erklärung von Nasirijah vom
15. April 2003 sowie der Erklärung von Bag-
dad vom 28. April 2003,

– entschlossen, dafür Sorge zu tragen, daß die Ver-
einten Nationen eine maßgebliche Rolle bei der
humanitären Hilfe, beim Wiederaufbau Iraks
und bei der Wiederherstellung und Einsetzung
nationaler und lokaler Institutionen für eine re-
präsentative Regierungs- und Verwaltungsfüh-
rung übernehmen,

– Kenntnis nehmend von der Erklärung der Fi-
nanzminister und Notenbankgouverneure der
Gruppe der sieben Industriestaaten vom 12.
April 2003, in der die Mitglieder die Notwen-
digkeit multilateraler Anstrengungen zur Un-
terstützung des Wiederaufbaus und der Ent-
wicklung Iraks sowie die Notwendigkeit der
Unterstützung dieser Anstrengungen durch den
Internationalen Währungsfonds und die Welt-
bank anerkannten,

– sowie unter Begrüßung der Wiederaufnahme
der humanitären Hilfe sowie der anhaltenden
Bemühungen des Generalsekretärs und der
Sonderorganisationen, dem Volk Iraks Nah-
rungsmittel und Medikamente bereitzustellen,

– erfreut darüber, daß der Generalsekretär einen
Sonderberater für Irak ernannt hat,

– erklärend, daß das frühere irakische Regime für
die von ihm begangenen Verbrechen und Greu-
eltaten zur Rechenschaft gezogen werden muß,

– unter Betonung der Notwendigkeit, das archäo-
logische, historische, kulturelle und religiöse
Erbe Iraks zu achten und die archäologischen,
historischen, kulturellen und religiösen Stätten,
Museen, Bibliotheken und Denkmäler weiter-
hin zu schützen,

– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des
Ständigen Vertreters der Vereinigten Staaten
von Amerika und des Ständigen Vertreters des
Vereinigten Königreichs Großbritannien und
Nordirland vom 8. Mai 2003 an den Präsiden-
ten des Sicherheitsrats (S/2003/538) und in
Anerkennung der nach dem anwendbaren Völ-
kerrecht bestehenden spezifischen Befugnisse,
Verantwortlichkeiten und Verpflichtungen die-
ser Staaten als Besatzungsmächte unter ein-
heitlicher Führung (›die Behörde‹),

– ferner feststellend, daß andere Staaten, die kei-
ne Besatzungsmächte sind, derzeit unter der Au-
torität der Behörde tätig sind beziehungsweise
künftig unter ihrer Autorität tätig werden kön-
nen,

– ferner die Bereitschaft von Mitgliedstaaten be-
grüßend, durch die Bereitstellung von Perso-
nal, Ausrüstung und anderen Ressourcen unter
der Autorität der Behörde zur Stabilität und Si-
cherheit in Irak beizutragen,

– besorgt darüber, daß der Verbleib vieler Staats-
angehöriger Kuwaits und dritter Staaten seit
dem 2. August 1990 noch immer nicht geklärt
ist,

– feststellend, daß die Situation in Irak trotz Ver-
besserungen nach wie vor eine Bedrohung des
Weltfriedens und der internationalen Sicher-
heit darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. ruft die Mitgliedstaaten und die in Betracht
kommenden Organisationen auf, dem Volk
Iraks bei seinen Bemühungen um die Reform
seiner Institutionen und den Wiederaufbau sei-
nes Landes behilflich zu sein und im Einklang
mit dieser Resolution zu Bedingungen der Sta-
bilität und der Sicherheit in Irak beizutragen;

2. fordert alle Mitgliedstaaten, die dazu in der La-
ge sind, auf, umgehend auf die humanitären
Appelle der Vereinten Nationen und anderer
internationaler Organisationen zugunsten Iraks
zu reagieren und zur Deckung des humanitären
und sonstigen Bedarfs des irakischen Volkes
beizutragen, indem sie Nahrungsmittel, medi-
zinische Versorgungsgüter und die notwendi-
gen Ressourcen für den Wiederaufbau und die
Wiederherstellung der wirtschaftlichen Infra-
struktur Iraks zur Verfügung stellen;

3. ruft die Mitgliedstaaten auf, denjenigen Mit-
gliedern des früheren irakischen Regimes, die
mutmaßlich für Verbrechen und Greueltaten
verantwortlich sind, sichere Zufluchtsorte zu
verwehren und Maßnahmen, um sie vor Ge-
richt zu bringen, zu unterstützen;

4. fordert die Behörde auf, im Einklang mit der
Charta der Vereinten Nationen und anderen
einschlägigen Regeln des Völkerrechts das Wohl
des irakischen Volkes durch die wirksame Ver-
waltung des Hoheitsgebiets zu fördern, indem
sie insbesondere auf die Wiederherstellung von
Bedingungen der Sicherheit und Stabilität so-
wie auf die Schaffung von Bedingungen hinar-
beitet, in denen das irakische Volk seine eigene
politische Zukunft frei bestimmen kann;

5. fordert alle Beteiligten auf, ihre Verpflichtun-
gen nach dem Völkerrecht, insbesondere auch
nach den Genfer Abkommen von 1949 und der
Haager Landkriegsordnung von 1907, voll ein-
zuhalten;

6. fordert die Behörde und die zuständigen Or-
ganisationen und Einzelpersonen auf, weitere
Anstrengungen zu unternehmen, um alle am
oder nach dem 2. August 1990 in Irak befindli-
chen Staatsangehörigen Kuwaits und dritter
Staaten oder ihre sterblichen Überreste sowie
die kuwaitischen Archive ausfindig zu ma-
chen, zu identifizieren und zu repatriieren, was
das frühere irakische Regime nicht getan hat,
und weist in dieser Hinsicht den Hochrangigen
Koordinator an, im Benehmen mit dem Inter-
nationalen Komitee vom Roten Kreuz und der
Dreiparteienkommission sowie mit geeigne-
ter Unterstützung durch das Volk Iraks und 
in Abstimmung mit der Behörde Maßnahmen 
zu ergreifen, um sein Mandat in bezug auf das
Schicksal der vermißten Staatsangehörigen Ku-

waits und dritter Staaten und den Verbleib der
Vermögenswerte zu erfüllen;

7. beschließt, daß alle Mitgliedstaaten geeignete
Schritte unternehmen, um die sichere Rück-
gabe von irakischem Kulturgut und anderen
Gegenständen von archäologischer, historischer,
kultureller und religiöser Bedeutung und wis-
senschaftlichem Seltenheitswert, die seit der
Verabschiedung der Resolution 661(1990) vom
6. August 1990 unrechtmäßig aus dem Iraki-
schen Nationalmuseum, der Nationalbibliothek
und von anderen Orten in Irak entfernt wurden,
an die irakischen Institutionen zu erleichtern,
namentlich durch die Verhängung eines Ver-
bots des Handels mit oder der Weitergabe von
solchen Gegenständen sowie Gegenständen,
bei denen der begründete Verdacht besteht, daß
sie unrechtmäßig entfernt wurden, und fordert
die Organisation der Vereinten Nationen für
Bildung, Wissenschaft und Kultur, die Interpol
sowie gegebenenfalls andere internationale Or-
ganisationen auf, bei der Durchführung dieser
Ziffer behilflich zu sein;

8. ersucht den Generalsekretär, einen Sonderbeauf-
tragten für Irak zu ernennen, zu dessen unab-
hängigen Verantwortlichkeiten es gehören wird,
dem Rat regelmäßig über seine Tätigkeiten auf
Grund dieser Resolution Bericht zu erstatten,
die Tätigkeiten der Vereinten Nationen im Zu-
ge der Konfliktnachsorge in Irak zu koordi-
nieren, für die Koordinierung zwischen den
Vereinten Nationen und den an der humani-
tären Hilfe und an den Wiederaufbautätigkei-
ten in Irak beteiligten internationalen Organi-
sationen zu sorgen und in Abstimmung mit der
Behörde dem Volk Iraks durch die Wahrneh-
mung der folgenden Aufgaben behilflich zu
sein:
a) Koordinierung der humanitären Hilfe und

der Wiederaufbauhilfe seitens der Einrich-
tungen der Vereinten Nationen sowie zwi-
schen diesen und den nichtstaatlichen Or-
ganisationen;

b) Förderung der sicheren, geordneten und
freiwilligen Rückkehr der Flüchtlinge und
Vertriebenen;

c) intensive Zusammenarbeit mit der Behör-
de, dem Volk Iraks und anderen Beteilig-
ten, um die Bemühungen um die Wieder-
herstellung und den Aufbau nationaler und
lokaler Institutionen für eine repräsentative
Regierungs- und Verwaltungsführung vor-
anzubringen, namentlich durch Zusammen-
arbeit zur Erleichterung eines Prozesses, der
zu einer international anerkannten, repräsen-
tativen Regierung Iraks führt;

d) Erleichterung des Wiederaufbaus der we-
sentlichen Infrastruktur, in Zusammenar-
beit mit anderen internationalen Organisa-
tionen;

e) Förderung des wirtschaftlichen Wiederauf-
baus und der Bedingungen für eine nach-
haltige Entwicklung, namentlich durch die
Koordinierung mit nationalen und regiona-
len Organisationen, soweit angezeigt, mit
der Zivilgesellschaft, den Gebern und den
internationalen Finanzinstitutionen;

f) Anregung internationaler Bemühungen, zu
grundlegenden Aufgaben der Zivilverwal-
tung beizutragen;

g) Förderung des Schutzes der Menschen-
rechte;

h) Anregung internationaler Bemühungen, die
Kapazität der irakischen Zivilpolizei wie-
deraufzubauen, sowie

i) Unterstützung der internationalen Bemühun-
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gen zur Förderung einer Rechts- und Justiz-
reform;

9. unterstützt die Bildung einer irakischen Interims-
verwaltung durch das Volk Iraks mit Hilfe der
Behörde und in Zusammenarbeit mit dem Son-
derbeauftragten, als eine von Irakern geleitete
Übergangsverwaltung, bis das Volk Iraks eine
international anerkannte, repräsentative Regie-
rung einsetzt, welche die Verantwortlichkeiten
der Behörde übernimmt;

10. beschließt, daß mit Ausnahme der Verbote in
bezug auf den Verkauf oder die Lieferung von
Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial
an Irak, ausgenommen Rüstungsgüter und son-
stiges Wehrmaterial, die von der Behörde für
die Zwecke dieser und anderer damit zusam-
menhängender Resolutionen benötigt werden,
alle Verbote in bezug auf den Handel mit Irak
und die Bereitstellung von Finanzmitteln oder
wirtschaftlichen Ressourcen für Irak, die mit
Resolution 661(1990) und späteren einschlägi-
gen Resolutionen, namentlich Resolution 778
(1992) vom 2. Oktober 1992, verhängt wurden,
nicht mehr anwendbar sind;

11. bekräftigt, daß Irak seinen Abrüstungsverpflich-
tungen nachkommen muß, bittet das Vereinig-
te Königreich Großbritannien und Nordirland
und die Vereinigten Staaten von Amerika, den
Rat über ihre diesbezüglichen Tätigkeiten un-
terrichtet zu halten, und unterstreicht die Ab-
sicht des Rates, sich erneut mit den Mandaten
der Überwachungs-, Verifikations- und In-
spektionskommission der Vereinten Nationen
und der Internationalen Atomenergie-Organi-
sation zu befassen, die in den Resolutionen 687
(1991) vom 3. April 1991, 1284(1999) vom 17.
Dezember 1999 und 1441(2002) vom 8. No-
vember 2002 enthalten sind;

12. nimmt Kenntnis von der Einrichtung eines Ent-
wicklungsfonds für Irak, der von der Zentral-
bank Iraks zu halten ist und von unabhängigen
Wirtschaftsprüfern zu prüfen ist, die von dem
Internationalen Überwachungsbeirat des Ent-
wicklungsfonds für Irak gebilligt wurden, und
sieht mit Interesse dem baldigen Zusammen-
treten dieses Internationalen Überwachungs-
beirats entgegen, dem ordnungsgemäß qualifi-
zierte Vertreter des Generalsekretärs, des Ge-
schäftsführenden Direktors des Internationalen
Währungsfonds, des Generaldirektors des Ara-
bischen Fonds für soziale und wirtschaftliche
Entwicklung und des Präsidenten der Weltbank
angehören werden;

13. stellt ferner fest, daß die Mittel des Entwick-
lungsfonds für Irak auf Anweisung der Behör-
de, im Benehmen mit der irakischen Interims-
verwaltung, für die in Ziffer 14 genannten
Zwecke ausgezahlt werden;

14. unterstreicht, daß der Entwicklungsfonds für
Irak auf transparente Weise für die Deckung
des humanitären Bedarfs des irakischen Vol-
kes, für den wirtschaftlichen Wiederaufbau und
die Instandsetzung der Infrastruktur Iraks, für
die weitere Abrüstung Iraks und zur Deckung
der Kosten der irakischen Zivilverwaltung so-
wie für andere dem Volk Iraks zugute kom-
mende Zwecke verwendet werden wird;

15. fordert die internationalen Finanzinstitutionen
auf, dem Volk Iraks beim Wiederaufbau und
bei der Entwicklung seiner Wirtschaft behilf-
lich zu sein und die Bereitstellung von Hilfe
durch die gesamte Gebergemeinschaft zu er-
leichtern, und begrüßt die Bereitschaft der Gläu-
biger, einschließlich der des Pariser Clubs, eine
Lösung für die Probleme der irakischen Staats-
schulden zu finden;

16. ersucht den Generalsekretär außerdem, in Ab-
stimmung mit der Behörde seine Verantwort-
lichkeiten nach den Resolutionen des Sicher-
heitsrats 1472(2003) vom 28. März 2003 und
1476(2003) vom 24. April 2003 für einen Zeit-
raum von sechs Monaten nach der  Verabschie-
dung dieser Resolution weiter wahrzunehmen
und während dieses Zeitraums die laufende
Tätigkeit des Programms ›Öl für Lebensmittel‹
(das ›Programm‹) sowohl am Amtssitz als auch
im Feld auf möglichst kostengünstige Weise zu
beenden und die Verantwortung für die Ver-
waltung aller noch verbleibenden Tätigkeiten
im Rahmen des Programms auf die Behörde zu
übertragen, indem er unter anderem die folgen-
den notwendigen Maßnahmen ergreift:
a) möglichst bald den Transport und die be-

scheinigte Auslieferung der vom General-
sekretär und den von ihm bezeichneten Ver-
tretern benannten vorrangigen zivilen Gü-
ter zu erleichtern, in Abstimmung mit der
Behörde und der irakischen Interimsver-
waltung, im Rahmen der genehmigten und
finanzierten Verträge, die zuvor von der
früheren Regierung Iraks geschlossen wur-
den, zur Gewährung humanitärer Hilfe für
das Volk Iraks, und dabei erforderlichen-
falls auch Anpassungen der Vertragsbe-
dingungen und der jeweiligen Akkreditive
auszuhandeln, wie in Ziffer 4 d) der Reso-
lution 1472(2003) vorgesehen;

b) angesichts der geänderten Umstände in Ab-
stimmung mit der Behörde und der iraki-
schen Interimsverwaltung den jeweiligen
Nutzen eines jeden genehmigten und finan-
zierten Vertrags zu überprüfen, um festzu-
stellen, ob der betreffende Vertrag Gegen-
stände umfaßt, die für die Deckung des Be-
darfs des irakischen Volkes jetzt und wäh-
rend des Wiederaufbaus erforderlich sind,
und Maßnahmen in bezug auf die Verträge,
von denen festgestellt wird, daß ihr Nutzen
fraglich ist, und die jeweiligen Akkreditive
zurückzustellen, bis eine international an-
erkannte, repräsentative Regierung Iraks in
der Lage ist, eine eigene Entscheidung zu
treffen, ob diese Verträge zu erfüllen sind;

c) dem Sicherheitsrat innerhalb von 21 Tagen
nach der Verabschiedung dieser Resolu-
tion den Voranschlag eines Verwaltungs-
haushalts zur Prüfung und Beschlußfassung
zu unterbreiten, auf der Grundlage der Mit-
tel, die bereits auf dem gemäß Ziffer 8 d)
der Resolution 986(1995) vom 14. April
1995 eingerichteten Konto reserviert sind,
in dem folgendes aufgeführt ist:
i) alle bekannten und voraussichtlich not-

wendigen Kosten, die den Vereinten Na-
tionen entstehen, um die fortgesetzte
Wahrnehmung der mit der Durchfüh-
rung dieser Resolution verbundenen Tä-
tigkeiten zu gewährleisten, einschließ-
lich der operativen und Verwaltungsaus-
gaben der jeweiligen Einrichtungen und
Programme der Vereinten Nationen, die
für die Durchführung des Programms am
Amtssitz und im Feld verantwortlich sind;

ii) alle bekannten und voraussichtlichen Ko-
sten im Zusammenhang mit der Beendi-
gung des Programms;

iii) alle bekannten und voraussichtlichen Ko-
sten im Zusammenhang mit der Rück-
überweisung derjenigen Mittel der Re-
gierung Iraks, die von den Mitgliedstaa-
ten gemäß dem Ersuchen in Ziffer 1 der
Resolution 778(1992) dem Generalsekre-

tär zur Verfügung gestellt wurden, so-
wie

iv) alle bekannten und voraussichtlichen Ko-
sten im Zusammenhang mit dem Son-
derbeauftragten und mit dem qualifizier-
ten Vertreter des Generalsekretärs, der be-
nannt wird, um dem Internationalen Über-
wachungsbeirat anzugehören, während
des vorstehend festgelegten Sechsmo-
natszeitraums, nach dessen Ablauf diese
Kosten von den Vereinten Nationen ge-
tragen werden;

d) die gemäß Ziffer 8 a) und b) der Resolution
986(1995) eingerichteten Konten zu einem
einzigen Fonds zusammenzufassen;

e) alle noch ausstehenden Verpflichtungen im
Zusammenhang mit der Beendigung des
Programms zu erfüllen, so auch die mög-
lichst kostengünstige Aushandlung gege-
benenfalls erforderlicher Abfindungszah-
lungen, die aus den gemäß Ziffer 8 a) und
b) der Resolution 986(1995) eingerichteten
Treuhandkonten zu leisten sind, mit denje-
nigen Parteien, die zuvor im Rahmen des
Programms vertragliche Verpflichtungen
mit dem Generalsekretär eingegangen sind,
sowie in Abstimmung mit der Behörde und
der irakischen Interimsverwaltung den künf-
tigen Status der Verträge festzulegen, wel-
che die Vereinten Nationen und verwandte
Einrichtungen der Vereinten Nationen im
Rahmen der gemäß Ziffer 8 b) und d) der
Resolution 986(1995) eingerichteten Kon-
ten eingegangen sind;

f) dem Sicherheitsrat 30 Tage vor der Been-
digung des Programms eine umfassende, in
enger Abstimmung mit der Behörde und der
irakischen Interimsverwaltung entwickelte
Strategie vorzulegen, die zur Übergabe al-
ler einschlägigen Dokumente und zur Über-
tragung der gesamten operativen Verant-
wortung von dem Programm auf die Be-
hörde führt;

17. ersucht den Generalsekretär ferner, so bald wie
möglich 1 Milliarde US-Dollar aus den nicht
ausgeschöpften Mitteln auf den gemäß Ziffer 8
a) und b) der Resolution 986(1995) eingerich-
teten Konten an den Entwicklungsfonds für
Irak zu übertragen und die von den Mitglied-
staaten gemäß dem Ersuchen in Ziffer 1 der
Resolution 778(1992) dem Generalsekretär zur
Verfügung gestellten Mittel der Regierung Iraks
zurückzuüberweisen, und beschließt, daß nach
Abzug aller Ausgaben der Vereinten Nationen
im Zusammenhang mit der Lieferung von Gü-
tern aus genehmigten Verträgen und der Ko-
sten für das Programm, die in Ziffer 16 c) be-
schrieben sind, einschließlich Restverpflich-
tungen, alle überschüssigen Mittel auf den ge-
mäß Ziffer 8 a), b), d) und f) der Resolution
986(1995) eingerichteten Treuhandkonten so
bald wie möglich an den Entwicklungsfonds
für Irak übertragen werden;

18. beschließt, die Funktionen im Zusammenhang
mit den vom Generalsekretär im Rahmen des
Programms wahrgenommenen Beobachtungs-
und Überwachungstätigkeiten, einschließlich
der Überwachung der Ausfuhren von Erdöl
und Erdölprodukten aus Irak, mit Wirkung
vom Tag der Verabschiedung dieser Resolu-
tion zu beenden;

19. beschließt, den Ausschuß nach Ziffer 6 der Re-
solution 661(1990) nach Ablauf des in Ziffer
16 vorgesehenen Sechsmonatszeitraums auf-
zulösen, und beschließt ferner, daß der Aus-
schuß die Einzelpersonen und Einrichtungen
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benennt, auf die in Ziffer 23 Bezug genommen
wird;

20. beschließt, daß alle Exportverkäufe von Erdöl,
Erdölprodukten und Erdgas aus Irak nach der
Verabschiedung dieser Resolution in Überein-
stimmung mit den besten Praktiken auf dem 
internationalen Markt erfolgen und von unab-
hängigen Wirtschaftsprüfern geprüft werden,
die dem in Ziffer 12 genannten Internationalen 
Überwachungsbeirat Bericht erstatten, um Trans-
parenz zu gewährleisten, und beschließt ferner,
daß abgesehen von der in Ziffer 21 vorgesehe-
nen Ausnahme alle Erlöse aus solchen Verkäu-
fen in den Entwicklungsfonds für Irak einge-
zahlt werden, bis sich eine international an-
erkannte, repräsentive Regierung Iraks ord-
nungsgemäß konstituiert hat;

21. beschließt ferner, daß 5 Prozent der in Ziffer 20
genannten Erlöse in den im Einklang mit Re-
solution 687(1991) und späteren einschlägi-
gen Resolutionen geschaffenen Entschädigungs-
fonds eingezahlt werden und daß diese Rege-
lung, sofern eine international anerkannte, re-
präsentative Regierung Iraks und der Verwal-
tungsrat der Entschädigungskommission der
Vereinten Nationen, in Wahrnehmung seiner
Befugnisse betreffend die Methoden zur Ge-
währleistung der Zahlungen an den Entschädi-
gungsfonds, nichts anderes beschließen, für ei-
ne ordnungsgemäß konstituierte, international
anerkannte und repräsentative Regierung Iraks
und ihre Nachfolger bindend ist;

22. beschließt ferner, angesichts der Bedeutung der
Bildung einer international anerkannten, reprä-
sentativen Regierung Iraks sowie des Um-
stands, daß der rasche Abschluß der Umstruk-
turierung der Schulden Iraks wie in Ziffer 15
erwähnt wünschenswert ist, dass, sofern der
Rat nichts anderes beschließt, Erdöl, Erdölpro-
dukte und Erdgas aus Irak bis zum Eigentums-
übergang an den Erstkäufer bis zum 31. De-
zember 2007 Immunität von Rechtsverfahren
genießen und keiner Form von Pfändung, For-
derungspfändung oder Zwangsvollstreckung
unterliegen, daß alle Staaten die nach ihrer 
innerstaatlichen Rechtsordnung erforderlichen
Maßnahmen ergreifen, um diesen Schutz zu ge-
währleisten, und daß die Erlöse und Verpflich-
tungen, die aus solchen Verkäufen hervorgehen,
sowie der Entwicklungsfonds für Irak Vorrech-
te und Immunitäten genießen, die denen der
Vereinten Nationen entsprechen, mit der Aus-
nahme, daß die genannten Vorrechte und Im-
munitäten nicht auf Rechtsverfahren Anwen-
dung finden werden, in denen ein Rückgriff auf
solche Erlöse oder Verpflichtungen notwendig
ist, um Haftungsansprüche für Schäden im Zu-
sammenhang mit Umweltunfällen, namentlich
dem Auslaufen von Erdöl, zu befriedigen, die
sich nach der Verabschiedung dieser Resoluti-
on ereignen;

23. beschließt, daß alle Mitgliedstaaten,
a) in denen sich Gelder oder andere finanziel-

le Vermögenswerte oder wirtschaftliche
Ressourcen der früheren Regierung Iraks
oder seiner staatlichen Organe, Unterneh-
men oder Einrichtungen befinden, die zum
Zeitpunkt der Verabschiedung dieser Re-
solution außerhalb Iraks belegen sind, oder

b) in denen sich Gelder oder andere finanziel-
le Vermögenswerte oder wirtschaftliche
Ressourcen befinden, die von Saddam
Hussein oder anderen hohen Amtsträgern
des ehemaligen irakischen Regimes und
ihren unmittelbaren Familienangehörigen,
einschließlich Einrichtungen, die in ihrem

Eigentum stehen oder direkt oder indirekt
von ihnen oder von in ihrem Namen oder
auf ihre Anweisung handelnden Personen
kontrolliert werden, außerhalb Iraks ver-
bracht oder von ihnen erworben wurden,

diese Gelder oder anderen finanziellen Vermö-
genswerte oder wirtschaftlichen Ressourcen
unverzüglich einfrieren und, sofern diese Gel-
der oder anderen finanziellen Vermögenswerte
oder wirtschaftlichen Ressourcen nicht selbst
Gegenstand eines vorherigen Pfandrechts oder
einer vorherigen Entscheidung eines Gerichts,
einer Verwaltungsstelle oder eines Schiedsge-
richts sind, sofort ihre Übertragung an den Ent-
wicklungsfonds für Irak veranlassen, mit der
Maßgabe, daß Ansprüche von Privatpersonen
oder nichtstaatlichen Stellen auf diese übertra-
genen Gelder oder anderen finanziellen Ver-
mögenswerte, sofern sie nicht anderweitig ge-
regelt werden, der international anerkannten,
repräsentativen Regierung Iraks vorgelegt wer-
den können, und beschließt ferner, daß alle sol-
chen Gelder oder anderen finanziellen Vermö-
genswerte oder wirtschaftlichen Ressourcen
die gleichen Vorrechte und Immunitäten und
den gleichen Schutz genießen, die in Ziffer 22
vorgesehen sind;

24. ersucht den Generalsekretär, dem Rat in regel-
mäßigen Abständen über die Arbeit des Son-
derbeauftragten im Hinblick auf die Durchfüh-
rung dieser Resolution sowie über die Tätigkeit
des Internationalen Überwachungsbeirats Be-
richt zu erstatten, und ermutigt das Vereinigte
Königreich Großbritannien und Nordirland und
die Vereinigten Staaten von Amerika, den Rat
in regelmäßigen Abständen über die Anstren-
gungen zu unterrichten, die sie im Rahmen die-
ser Resolution unternehmen;

25. beschließt, die Durchführung dieser Resoluti-
on innerhalb von zwölf Monaten nach ihrer
Verabschiedung zu überprüfen und weitere ge-
gebenenfalls erforderliche Schritte zu prüfen;

26. fordert die Mitgliedstaaten und die internatio-
nalen und regionalen Organisationen auf, zur
Durchführung dieser Resolution beizutragen;

27. beschließt, mit dieser Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: +14; –0; =0. Syrien nahm
an der Abstimmung nicht teil.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Letztmalige
Verlängerung des Mandats der Beobachtermis-
sion der Vereinten Nationen für Irak und Ku-
wait (UNIKOM) sowie Aufhebung der entmi-
litarisierten Zone. – Resolution 1490(2003)
vom 3. Juli 2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä-

gigen Resolutionen, namentlich die Resolutio-
nen 687(1991) vom 3. April 1991, 689(1991)
vom 9. April 1991, 806(1993) vom 5. Februar
1993, 833(1993) vom 27. Mai 1993 und 1483
(2003) vom 22. Mai 2003,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs vom 17. Juni 2003 über die Beob-
achtermission der Vereinten Nationen für Irak
und Kuwait (UNIKOM) (S/2003/656),

– in Bekräftigung des Bekenntnisses aller Mit-
gliedstaaten zur Souveränität und territorialen
Unversehrtheit Iraks und Kuwaits,

– anerkennend, daß die weitere Tätigkeit der
UNIKOM und der Fortbestand der mit Resolu-

tion 687(1991) eingerichteten entmilitarisierten
Zone für den Schutz vor Bedrohungen der in-
ternationalen Sicherheit durch irakische Hand-
lungen gegen Kuwait nicht mehr erforderlich
sind, 

– mit dem Ausdruck seines Dankes für die erheb-
lichen freiwilligen Beiträge, welche die Regie-
rung Kuwaits für die Beobachtermission gelei-
stet hat, 

– in Würdigung der herausragenden Rolle, die
die UNIKOM und das Personal der Hauptab-
teilung Friedenssicherungseinsätze wahrgenom-
men haben, sowie feststellend, daß die UNI-
KOM ihr Mandat von 1991 bis 2003 erfolg-
reich erfüllt hat, 

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, das Mandat der UNIKOM um einen
letzten, am 6. Oktober 2003 endenden Zeit-
raum zu verlängern;

2. weist den Generalsekretär an, die Übertragung
des nicht verlegbaren Eigentums und derjeni-
gen Vermögenswerte der UNIKOM, die nicht
anderweitig veräußert werden können, je nach-
dem an die Staaten Kuwait und Irak auszuhan-
deln;

3. beschließt, die entmilitarisierte Zone, die sich
von der irakisch-kuwaitischen Grenze 10 Kilo-
meter nach Irak und 5 Kilometer nach Kuwait
hinein erstreckt, mit der Beendigung des Man-
dats der UNIKOM am 6. Oktober 2003 aufzu-
heben;

4. ersucht den Generalsekretär, dem Rat über die
Erfüllung des Mandats der UNIKOM Bericht
zu erstatten;

5. dankt der Regierung Kuwaits für ihren Be-
schluß, ab 1. November 1993 zwei Drittel der
Kosten der Beobachtermission zu bestreiten;

6. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Einrichtung
der Hilfsmission der Vereinten Nationen für
Irak. – Resolution 1500(2003) vom 14. August
2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä-

gigen Resolutionen, insbesondere die Resolu-
tion 1483(2003) vom 22. Mai 2003,

– in Bekräftigung der Souveränität und territoria-
len Unversehrtheit Iraks,

– sowie in Bekräftigung der maßgeblichen Rolle
der Vereinten Nationen in Irak, die in den ent-
sprechenden Ziffern der Resolution 1483(2003)
ausgeführt wurde,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 15. Juli 2003 (S/2003/715),

1. begrüßt die Einrichtung des breit repräsentati-
ven Regierungsrats Iraks am 13. Juli 2003 als
wichtigen Schritt auf dem Weg zur Bildung ei-
ner international anerkannten, repräsentativen
Regierung durch das Volk Iraks, die die Sou-
veränität Iraks ausüben wird;

2. beschließt, zur Unterstützung des Generalse-
kretärs bei der Wahrnehmung seines Auftrags
nach Resolution 1483(2003) zunächst für einen
Zeitraum von zwölf Monaten die Hilfsmission
der Vereinten Nationen für Irak einzurichten,
im Einklang mit der Struktur und den Aufga-
ben, die in dem Bericht des Generalsekretärs
vom 15. Juli 2003 genannt sind;
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3. beschließt, mit dieser Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: +14; –0; =1: Syrien.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 20. August 2003 (UN-Dok. S/PRST/
2003/13)

Auf der 4811. Sitzung des Sicherheitsrats am 20.
August 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Bedrohungen des Weltfriedens und der inter-
nationalen Sicherheit durch terroristische Hand-
lungen‹ durch den Rat im Namen des Rates die fol-
gende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat verurteilt unmißverständlich
den Terroranschlag, der am 19. August 2003 auf
das Hauptquartier der Vereinten Nationen in Bag-
dad und damit auf die internationale Gemeinschaft
als Ganze verübt wurde und bei dem zahlreiche in-
ternationale Bedienstete und Iraker getötet oder
verletzt wurden.
Der Sicherheitsrat verurteilt darüber hinaus mit
äußerstem Nachdruck diejenigen, die diesen An-
schlag verübt haben, und unterstreicht, daß sie vor
Gericht gestellt werden müssen.
Der Sicherheitsrat würdigt alle Bediensteten der
Vereinten Nationen, die im Dienste der Vereinten
Nationen und des irakischen Volkes ihr Leben ge-
lassen haben oder verletzt wurden, namentlich den
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs, Sergio
Vieira de Mello, und spricht ihnen seine tiefe Be-
wunderung aus.
Der Sicherheitsrat spricht den Opfern und ihren
Angehörigen sein tiefstes Mitgefühl und seine An-
teilnahme aus.
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß es unbedingt
geboten ist, die Sicherheit des Personals der Ver-
einten Nationen unter allen Umständen zu achten,
und daß in dieser Hinsicht angemessene Sicher-
heitsvorkehrungen getroffen werden müssen.
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Entschlossen-
heit, dem irakischen Volk dabei behilflich zu sein,
in seinem Land Frieden und Gerechtigkeit zu
schaffen und seine politische Zukunft selbst zu be-
stimmen. Er begrüßt in diesem Zusammenhang die
Entschlossenheit der Vereinten Nationen, ihre
Tätigkeit in Irak fortzusetzen, um ihr Mandat im
Dienste des irakischen Volkes zu erfüllen, und
wird sich durch derartige Anschläge nicht ein-
schüchtern lassen.«

Kleinwaffen

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 31. Oktober 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/30)

Auf der 4639. Sitzung des Sicherheitsrats am 31.
Oktober 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats in Fortsetzung der Behandlung des Punktes
›Kleinwaffen‹ durch den Rat, die auf seiner 4623.
Sitzung am 11. Oktober 2002 stattgefunden hatte,
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat bekräftigt die Erklärung seines
Präsidenten vom 24. September 1999 (S/PRST/
1999/28) und seine Resolution 1209(1998) vom
19. November 1998 sowie die Erklärung seines
Präsidenten vom 31. August 2001 (S/PRST/2001/

21), nimmt mit Genugtuung Kenntnis von dem 
Bericht des Generalsekretärs vom 20. September
2002 mit dem Titel ›Kleinwaffen‹ (S/2002/1053)
und begrüßt alle Initiativen, welche die Mitglied-
staaten nach der Verabschiedung des Aktionspro-
gramms auf der im Juli 2001 abgehaltenen Konfe-
renz der Vereinten Nationen über den unerlaubten
Handel mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter
allen Aspekten unternommen haben. Der Rat be-
kundet seine tiefe Besorgnis über die nachteiligen
Auswirkungen von Kleinwaffen und leichten Waf-
fen auf Zivilpersonen, insbesondere auf gefährdete
Gruppen wie Frauen und Kinder, in Situationen ei-
nes bewaffneten Konflikts und erinnert in diesem
Zusammenhang an seine Resolutionen 1296(2000)
vom 19. April 2000, 1314(2000) vom 11. August
2000, 1379(2001) vom 20. November 2001 und
die Erklärung seines Präsidenten vom 7. Mai 2002
(S/PRST/2002/12).
Der Sicherheitsrat legt allen Mitgliedstaaten nahe,
auch künftig alle Maßnahmen zu ergreifen, um die
in dem Aktionsprogramm enthaltenen Empfeh-
lungen auf nationaler, regionaler und internatio-
naler Ebene voll umzusetzen. Der Rat erkennt sei-
ne Verantwortung dafür an zu untersuchen, wie er
weiter zur Behandlung der Frage des unerlaubten
Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen in
Situationen, mit denen er befaßt ist, beitragen 
kann.
Der Sicherheitsrat bekräftigt das naturgegebene
Recht zur individuellen und kollektiven Selbstver-
teidigung im Einklang mit Artikel 51 der Charta
der Vereinten Nationen sowie, vorbehaltlich der
Charta, das Recht eines jeden Staates, diejenigen
Kleinwaffen und leichten Waffen einzuführen, her-
zustellen und zu behalten, die er für seine Selbst-
verteidigung und Sicherheit benötigt. Angesichts
des erheblichen Volumens des erlaubten Handels
mit Kleinwaffen und leichten Waffen legt der Rat
den Staaten nahe, Gesetzgebungs- und andere Maß-
nahmen zu ergreifen, um eine wirksame Kontrolle
über die Ausfuhr, Einfuhr, Durchfuhr, Bestands-
haltung und Lagerung von Kleinwaffen und leich-
ten Waffen zu gewährleisten. Der Rat legt den Mit-
gliedstaaten eindringlich nahe, bei ihren Transfers
von Kleinwaffen und leichten Waffen durchgän-
gig und in verantwortungsbewußter Weise End-
verwenderbescheinigungen einzusetzen, und for-
dert die Staaten auf, wirksame nationale Syste-
me für Endverwenderbescheinigungen aufzustel-
len und die Durchführbarkeit der Schaffung sol-
cher Systeme auf regionaler und globaler Ebene
sowie eines Mechanismus für den Austausch und
die Verifikation von Informationen zu prüfen.
Den waffenausführenden Ländern wird nahege-
legt, bei Transaktionen mit Kleinwaffen und leich-
ten Waffen höchstes Verantwortungsbewußtsein
walten zu lassen. Alle Staaten tragen die Verant-
wortung dafür, die unerlaubte Abzweigung und
Wiederausfuhr von Kleinwaffen und leichten Waf-
fen zu verhindern. Der Sicherheitsrat begrüßt die
Einsetzung der Gruppe von Regierungssachver-
ständigen der Vereinten Nationen mit dem Auf-
trag, die Machbarkeit der Ausarbeitung eines inter-
nationalen Übereinkommens zu untersuchen, das es
den Staaten ermöglicht, unerlaubte Kleinwaffen
und leichte Waffen rechtzeitig und verläßlich zu
identifizieren und zurückzuverfolgen. Der Sicher-
heitsrat befürwortet die internationale Zusammen-
arbeit bei der Prüfung der Herkunft und des Trans-
fers von Kleinwaffen und leichten Waffen.
Der Sicherheitsrat betont, wie wichtig weitere
Schritte zur Stärkung der internationalen Zusam-
menarbeit bei der Verhütung, Bekämpfung und
Beseitigung der unerlaubten Vermittlungstätigkeit
für Kleinwaffen und leichte Waffen sind, und for-

dert die Staaten auf, soweit noch nicht geschehen,
gegebenenfalls ein nationales Register von Waf-
fenvermittlern und im Falle der Lieferung von
Waffen an Bestimmungsorte, die mit einem Em-
bargo belegt sind, von Zwischenhandelsunterneh-
men, einschließlich Transportunternehmen, zu er-
stellen. Der Rat legt den Staaten eindringlich nahe,
alle unerlaubten Vermittlungstätigkeiten sowie Waf-
fentransfers, die gegen vom Sicherheitsrat verhäng-
te Embargos verstoßen, mit angemessenen Strafen
zu belegen sowie geeignete Durchsetzungsmaß-
nahmen zu ergreifen.
Der Sicherheitsrat betont die Notwendigkeit der
Zusammenarbeit und des Informationsaustauschs
zwischen den Mitgliedstaaten, zwischen den ver-
schiedenen Sanktionsausschüssen sowie zwischen
den Sachverständigengruppen und Überwachungs-
mechanismen betreffend Waffenhändler, die gegen
vom Rat verhängte Waffenembargos verstoßen ha-
ben. Der Sicherheitsrat begrüßt die in Zusammen-
arbeit mit den betroffenen Staaten erfolgte Identi-
fizierung derjenigen Waffenhändler, die gegen Waf-
fenembargos verstoßen haben. Der Sicherheitsrat
fordert die Mitgliedstaaten auf, angemessene Stra-
fen über diejenigen Waffenhändler zu verhängen,
die gegen seine Waffenembargos verstoßen haben.
In diesem Zusammenhang fordert der Rat die Mit-
gliedstaaten auf, das Internationale System der In-
terpol zur Rückverfolgung von Waffen und Spreng-
stoffen (IWETS) technisch und finanziell zu unter-
stützen.
Der Sicherheitsrat erkennt an, welche wichtige
Rolle der Koordinierungsmechanismus der Ver-
einten Nationen für Maßnahmen gegen Kleinwaf-
fen (CASA) dabei spielen kann, den Mitgliedstaa-
ten bei der Durchführung des Aktionsprogramms
behilflich zu sein. In diesem Zusammenhang nimmt
der Rat Kenntnis von dem Vorschlag des Sekreta-
riats, einen Beratenden Dienst für Kleinwaffen ein-
zurichten.
Der Sicherheitsrat erkennt an, welche wichtige
Rolle Embargos als zielgerichtete Maßnahmen spie-
len und welchen Beitrag sie zu einer Gesamtstrate-
gie der vorbeugenden Diplomatie leisten, insbe-
sondere was den unerlaubten Handel mit Klein-
waffen und leichten Waffen betrifft. In diesem Zu-
sammenhang unterstreicht der Rat, wie wichtig es
ist, die Anwendung von Waffenembargos in Län-
dern oder Regionen, in denen bewaffnete Konflik-
te drohen, im Gang sind oder gerade beendet wur-
den, energischer und rascher zu betreiben und ihre
wirksame Durchführung zu fördern. Der Rat wird
außerdem erwägen, Maßnahmen zur Einschrän-
kung von Munitionslieferungen in solche Regio-
nen zu ergreifen.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß die Staaten die
Hauptverantwortung für die Durchführung der Sank-
tionsmaßnahmen tragen. Gleichzeitig unterstreicht
der Rat, wie wichtig es ist, für jeden Einzelfall spe-
zifische Überwachungsmechanismen einzurichten
oder gegebenenfalls ähnliche Regelungen zu tref-
fen, um die strikte Durchführung der vom Rat be-
schlossenen Waffenembargos zu beaufsichtigen.
Der Rat könnte gegebenenfalls untersuchen, wie
solche Mechanismen zu stärken wären, damit ihre
Arbeit besser abgestimmt wird. Der Sicherheitsrat
soll innovative Strategien zur Auseinandersetzung
mit den engen Verbindungen zwischen dem uner-
laubten Handel mit Kleinwaffen und leichten Waf-
fen und unter anderem dem Drogenhandel, dem
Terrorismus, der organisierten Kriminalität und
der rechtswidrigen Ausbeutung natürlicher und an-
derer Ressourcen prüfen. In diesem Zusammen-
hang fordert der Rat die Mitgliedstaaten auf, alle
sachdienlichen Informationen betreffend derartige
Aktivitäten zur Verfügung zu stellen.
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Der Sicherheitsrat fordert erneut die wirksame
Durchführung der vom Rat in seinen einschlägi-
gen Resolutionen verhängten Waffenembargos und
legt den Mitgliedstaaten nahe, den Sanktionsaus-
schüssen verfügbare Informationen über behaup-
tete Verstöße gegen Waffenembargos bereitzustel-
len. Der Sicherheitsrat fordert die Mitgliedstaaten
außerdem auf, die Empfehlungen in dem Bericht
der Überwachungsgruppe nach Resolution 1390
(2002) (S/2002/1050 und Corr.1), dem Bericht des
Überwachungsmechanismus für die Sanktionen
betreffend Angola (S/2000/1225 und Corr.1 und
2), dem Bericht der Sachverständigengruppe für
Diamanten und Waffen in Sierra Leone (S/2000/
1195) und dem Bericht der Sachverständigengrup-
pe für Liberia (S/2001/1015 und S/2002/470) ge-
bührend zu berücksichtigen.
Der Rat betont außerdem, daß die in Betracht kom-
menden internationalen Organisationen, nichtstaat-
lichen Organisationen, Wirtschafts- und Finanzin-
stitutionen und anderen Akteure auf internationa-
ler, regionaler und lokaler Ebene dazu angehalten
werden müssen, zur Durchführung der Waffenem-
bargos beizutragen.
Waffenembargos helfen, den Zustrom von Waffen
in die Zielregionen und zu den Zielgruppen zu ver-
mindern, doch betreffen sie nicht die in Konflikt-
gebieten bereits vorhandenen Waffen. Der Sicher-
heitsrat erklärt daher erneut, wie wichtig es ist, in
den Situationen in der Konfliktfolgezeit, mit denen
er befaßt ist, Entwaffnungs-, Demobilisierungs-
und Wiedereingliederungsprogramme möglichst
umfassend und wirksam durchzuführen.
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär,
spätestens im Dezember 2003 über die Umsetzung
aller in seinem Bericht enthaltenen Empfehlungen
Bericht zu erstatten.«

Konfliktprävention

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 13. Mai 2003 (UN-Dok. S/PRST/2003/
5)

Auf der 4753. Sitzung des Sicherheitsrats am 13.
Mai 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Rolle des Sicherheitsrats bei der friedlichen
Beilegung von Streitigkeiten‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat, geleitet von den Zielen und
Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen,
bekräftigt seine Entschlossenheit, den Weltfrieden
und die internationale Sicherheit zu wahren und zu
diesem Zweck wirksame Kollektivmaßnahmen zu
treffen, um Bedrohungen des Friedens oder andere
Friedensbrüche zu verhüten und zu beseitigen, und
internationale Streitigkeiten oder Situationen, die
zu einem Friedensbruch führen könnten, durch
friedliche Mittel nach den Grundsätzen der Ge-
rechtigkeit und des Völkerrechts zu bereinigen
oder beizulegen.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß die Vereinten
Nationen und ihre Organe eine wichtige Rolle da-
bei spielen können, das Entstehen von Streitigkei-
ten zwischen einzelnen Parteien zu verhüten, die
Eskalation bestehender Streitigkeiten zu Konflik-
ten zu verhindern und, wenn es zu Konflikten
kommt, diese einzudämmen und zu lösen. In dieser
Hinsicht erinnert der Sicherheitsrat an die Erfolge
der Vereinten Nationen auf diesen Gebieten.
Der Sicherheitsrat erinnert daran, daß die Charta
der Vereinten Nationen, insbesondere Kapitel VI,

die Mittel und einen Rahmen für die friedliche Bei-
legung von Streitigkeiten festlegt.
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß es gilt, die
Anstrengungen zur Stärkung des Prozesses der
friedlichen Beilegung von Streitigkeiten fortzuset-
zen und ihre Wirksamkeit zu erhöhen.
Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine Ent-
schlossenheit, die in den Bestimmungen der Char-
ta der Vereinten Nationen über die friedliche Bei-
legung von Streitigkeiten, insbesondere in den Ar-
tikeln 33-38 (Kapitel VI), verankerten Verfahren
und Mittel als einen der wesentlichen Bestandtei-
le seiner Arbeit zur Förderung und Wahrung des
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
umfassender und wirksamer einzusetzen.
Der Sicherheitsrat beschließt, diesen Punkt weiter-
zuverfolgen.«

Liberia

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 13. Dezember 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/36)

Auf der 4665. Sitzung des Sicherheitsrats am 13.
Dezember 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Liberia‹ durch den Rat
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Die internationale Gemeinschaft und der Sicher-
heitsrat der Vereinten Nationen haben gemeinsa-
me und beständige Anstrengungen unternommen,
um den Frieden und die Sicherheit in Westafrika,
insbesondere in der Region der Mano-Fluß-Union,
zu fördern. Diese Anstrengungen waren mit dem
Einsatz umfangreicher Ressourcen und Kapazitä-
ten verbunden. Der Friedensprozeß in Sierra Leo-
ne ist das greifbare Ergebnis dieser Anstrengun-
gen. Der Rat wird seine Anstrengungen weiterfüh-
ren und auch künftig die Verständigung und den
Frieden in der Region fördern, um zu gewährlei-
sten, daß der nach wie vor fragile Friedensprozeß
in Sierra Leone festere Gestalt annimmt und dem
Volk Sierra Leones und der gesamten Region des
Mano-Flusses zum Nutzen gereicht.
Andererseits ist der Sicherheitsrat tief besorgt über
die Situation in Liberia und die von ihr ausgehende
Bedrohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region als Ergebnis der Akti-
vitäten der Regierung Liberias und des anhalten-
den internen Konflikts in diesem Land, einschließ-
lich der bewaffneten Angriffe durch die ›Vereinig-
ten Liberianer für Aussöhnung und Demokratie‹
(LURD). Der interne Konflikt und das hohe Maß
an Gewalt in Liberia führen zu umfangreichen
Flüchtlingsströmen und zur Vertreibung von Men-
schen in Liberia, was die humanitäre Lage ver-
schärft und die Bewegungen irregulärer Kombat-
tanten und den Zustrom von Waffen in der gesam-
ten Region verstärkt. Der Rat verurteilt es, daß die
Regierung den vom Rat in seiner Resolution 1343
(2001) vom 7. März 2001 erhobenen Forderungen
nicht nachgekommen ist und daß die Regierung,
andere Staaten und andere Beteiligte, einschließ-
lich der LURD, die in der genannten Resolution
verhängten Maßnahmen nicht eingehalten haben,
namentlich indem sie weiterhin unter Verstoß ge-
gen das Waffenembargo Waffen einführen. Alle
diese Entwicklungen bedrohen den Friedenspro-
zeß in Sierra Leone, die Stabilität der gesamten
westafrikanischen Region und, was am tragisch-
sten ist, verursachen großes humanitäres Leid für
das liberianische Volk selbst.

Um die Situation in Liberia und die von ihr aus-
gehende Bedrohung des Weltfriedens und der in-
ternationalen Sicherheit in der Region anzugehen,
sollten der Sicherheitsrat und die internationale
Gemeinschaft im Rahmen einer umfassenden Stra-
tegie zusammenarbeiten mit dem Ziel, interna-
tionale Anstrengungen zu mobilisieren, um eine
Waffenruhe herbeizuführen, den internen Konflikt
beizulegen und einen alle Seiten einschließenden
Friedensprozeß einzuleiten; den Frieden und die
nationale Aussöhnung in Liberia und die Entwick-
lung eines stabilen und demokratischen politischen
Prozesses zu fördern; humanitäre Fragen anzuge-
hen; den illegalen Zustrom von Waffen in das Land
zu bekämpfen; und die Menschenrechte zu ge-
währleisten. Der Rat ist entschlossen, die Anstren-
gungen der regionalen und sonstigen internationa-
len Akteure zur Durchführung einer solchen Stra-
tegie zu unterstützen.
Die Strategie muß auf zwei Grundprinzipien auf-
bauen. Erstens muß sie Beiträge der wichtigsten re-
gionalen Akteure aufnehmen und Teil eines um-
fassenden Ansatzes sein, um ein integriertes Sy-
stem des Friedens und der Sicherheit in der Region
zu schaffen. Zweitens ist es zur Herbeiführung von
Frieden und Sicherheit in der Region der Mano-
Fluß-Union erforderlich, daß der Präsident Libe-
rias in konstruktiver Weise mit der internationalen
Gemeinschaft daran arbeitet, nationale Aussöh-
nung und politische Reformen in Liberia herbeizu-
führen.
Eingedenk dieser Grundsätze wird die Arbeit des
Sicherheitsrats an einer abgestimmten Strategie mit
der internationalen Gemeinschaft die folgenden
Ziele fördern:
Im Hinblick auf die regionale Perspektive wird 
der Sicherheitsrat den Prozeß von Rabat unter der
Schirmherrschaft des Königs von Marokko weiter
unterstützen, und er legt Guinea, Sierra Leone und
Liberia eindringlich nahe, ihre Zusagen zur Durch-
führung vertrauensbildender Maßnahmen und zur
Festlegung von Sicherheitsmaßnahmen entlang ih-
rer gemeinsamen Grenzen zu erfüllen. In diesem
Zusammenhang vertritt der Rat die Auffassung,
daß die Initiative der Präsidenten der drei Länder
zur Abhaltung eines direkten Dialogs, der dem Pro-
zeß von Rabat Impulse verleihen soll, eine äußerst
wünschenswerte Entwicklung ist. Der Rat fordert
den Präsidenten Liberias nachdrücklich auf, sich
aktiv an diesen Treffen zu beteiligen.
Der Sicherheitsrat bekundet seine nachdrückli-
che Unterstützung für das Moratorium der Wirt-
schaftsgemeinschaft der Westafrikanischen Staa-
ten (ECOWAS) für Kleinwaffen und leichte Waf-
fen in der Region. Der Rat legt den ECOWAS-
Ländern nahe, diese Verpflichtungen voll zu erfül-
len und die Umsetzungsmechanismen zu stärken,
um dem illegalen Waffenhandel, insbesondere
dem Zustrom von Kleinwaffen und leichten Waf-
fen nach Liberia, ein Ende zu setzen.
Der Sicherheitsrat würdigt die Anstrengungen der
ECOWAS sowie der neu geschaffenen Internatio-
nalen Kontaktgruppe für Liberia, den Frieden und
die Stabilität in Liberia und in der Region des Ma-
no-Flußes zu fördern. Der Rat ist der Auffassung,
daß die aktive Einbeziehung dieser Mechanismen
von entscheidender Bedeutung für die nationale
Aussöhnung und die politische Reform ist.
In diesem Zusammenhang legt der Sicherheitsrat
der Afrikanischen Union und den Mitgliedstaaten
der ECOWAS nahe, die vollständige Durchfüh-
rung der bestehenden Sicherheitsregelungen sowie
weitere Initiativen zur Unterstützung solcher Re-
gelungen zwischen den Ländern der Mano-Fluß-
Union aktiv zu fördern.
Der Sicherheitsrat wiederholt seine Aufforderung
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an die Regierung Liberias, den Resolutionen 1343
(2001) und 1408(2002) nachzukommen, sowie an
alle Parteien, die mit den genannten Resolutionen
verhängten und verlängerten Maßnahmen zu ach-
ten. Die in den genannten Resolutionen enthal-
tenen Forderungen müssen erfüllt werden, damit
diese Maßnahmen im Einklang mit den genannten
Resolutionen beendet werden können. Der Rat
nimmt Kenntnis von der Haltung der Afrikani-
schen Union und der ECOWAS bezüglich des
Sanktionsregimes in Liberia. Der Rat wird die Sank-
tionen weiter überwachen, um sicherzustellen, daß
sie mit dieser Erklärung und mit den Resolutionen
1343(2001) und 1408(2002) übereinstimmen, und
er wird weiterhin darüber wachen, ob die Sanktio-
nen humanitäre Auswirkungen auf die Bevölke-
rung Liberias haben.
Der Sicherheitsrat fordert alle Staaten in der Regi-
on nachdrücklich auf, ihre Zusagen einzuhalten
und zu verhindern, daß bewaffnete Personen ihr
Hoheitsgebiet nutzen, um Angriffe auf benachbar-
te Länder vorzubereiten und durchzuführen. Der
Rat erinnert alle Staaten erneut daran, daß sie ge-
halten sind, das mit Resolution 1343(2001) ver-
hängte Embargo für den Verkauf und die Liefe-
rung von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrma-
terial an Liberia einzuhalten. Der Rat unterstreicht,
daß das Embargo für alle Verkäufe oder Lieferun-
gen an jegliche Empfänger in Liberia gilt, ein-
schließlich aller nichtstaatlichen Akteure wie der
LURD.
Im Hinblick auf ein konstruktives Engagement in
Liberia, insbesondere seitens des Präsidenten Li-
berias zur Verwirklichung der Ziele, die Gewalt zu
beenden und die nationale Aussöhnung zu fördern,
ist der Sicherheitsrat entschlossen, folgendes zu
fördern:
eine erweiterte Rolle des Büros der Vereinten Na-
tionen zur Unterstützung der Friedenskonsolidie-
rung in Liberia (UNOL) sowie die aktivere Betei-
ligung des vor kurzem geschaffenen Büros der
Vereinten Nationen für Westafrika. In dieser Hin-
sicht begrüßt der Rat die Ernennung des neuen
Sonderbeauftragten des Generalsekretärs in Libe-
ria und fordert die Regierung Liberias nachdrück-
lich auf, bei den Tätigkeiten des UNOL in vollem
Umfang zusammenzuarbeiten. Der Rat hält es für
wünschenswert, daß das UNOL unter anderem die
folgenden Aufgaben übernimmt:
– den liberianischen Behörden und der Öffent-

lichkeit bei der Stärkung der demokratischen
Institutionen und der Rechtsstaatlichkeit Hilfe
anzubieten, einschließlich bei der Förderung ei-
ner unabhängigen Presse und eines für die freie
Betätigung politischer Parteien in Liberia för-
derlichen Umfelds;

– zur Vorbereitung freier und fairer Wahlen im
Jahr 2003 beizutragen und diese Vorbereitung
zu überwachen, vor allem durch die Förderung
einer unabhängigen Wahlkommission;

– die Achtung der Menschenrechte in Liberia 
zu verbessern und zu überwachen, namentlich
durch einen konstruktiven Dialog mit der Re-
gierung Liberias, mit besonderem Augenmerk
auf die Erreichung lokaler Gruppen der Zivil-
gesellschaft und die Förderung der Schaffung
einer unabhängigen und funktionsfähigen Men-
schenrechtskommission;

– die nationale Aussöhnung und die Regelung
des Konflikts zu fördern, auch durch Unterstüt-
zung für Initiativen vor Ort;

– die Regierung Liberias bei der Durchführung
der zu schließenden Friedensabkommen zu un-
terstützen;

– eine Informations  und Aufklärungskampagne
durchzuführen, um Politiken und Tätigkeiten der

Vereinten Nationen in bezug auf Liberia kor-
rekt darzustellen.

Der Sicherheitsrat hat dem Generalsekretär in ei-
nem Schreiben eine solche Stärkung des Mandats
der UNOL empfohlen und darum ersucht, alle drei
Monate einen Bericht zu erhalten.
Der Sicherheitsrat vertritt die Auffassung, daß
dringende Anstrengungen erforderlich sind, um die
ernste humanitäre Lage in Liberia zu verbessern
und insbesondere die Bedürfnisse der Binnenver-
triebenen und der Flüchtlinge zu decken. In dieser
Hinsicht fordert der Rat die Regierung Liberias
und die Kombattanten, insbesondere die Rebellen-
gruppe LURD, nachdrücklich auf, den humanitä-
ren Organisationen der Vereinten Nationen und den
nichtstaatlichen Organisationen uneingeschränk-
ten Zugang zu den Gebieten zu gewähren, in denen
Flüchtlinge der Hilfe bedürfen und die Menschen-
rechte geschützt werden müssen. Ebenso legt der
Rat den Nachbarländern Liberias nahe, den inter-
nationalen humanitären Organisationen und den
nichtstaatlichen humanitären Gruppen auch wei-
terhin Zugang zu den Grenzgebieten zu gewähren,
in denen sich Flüchtlinge und Vertriebene aufhal-
ten. Er fordert alle Staaten in der Region auf, das
Völkerrecht betreffend die Behandlung von Flücht-
lingen und Vertriebenen uneingeschränkt zu ach-
ten.
Der Sicherheitsrat fordert alle humanitären Or-
ganisationen und Geberländer nachdrücklich auf,
weiter humanitäre Hilfe für die Flüchtlinge und
Binnenvertriebenen zu leisten.
Der Sicherheitsrat ist entschlossen, die Bemühun-
gen zur Förderung der nationalen Aussöhnung, zur
Wiederherstellung des Friedens und zur Schaffung
neuer Bedingungen für die innere politische Stabi-
lität zu unterstützen. Zu diesem Zweck fordert der
Rat die Regierung Liberias und die LURD nach-
drücklich auf, eine Waffenruhevereinbarung zu
schließen und einen umfassenden Friedensprozeß
einzuleiten, einschließlich Vorkehrungen für die
Entwaffnung und Demobilisierung der Kombat-
tanten und umfassender Reformen des Sicherheits-
sektors. In dieser Hinsicht fordert der Rat alle Staa-
ten auf, keiner der Parteien in Liberia militärische
Unterstützung zu gewähren und alle Handlungen
zu unterlassen, welche die Situation an den Gren-
zen zwischen Liberia und seinen Nachbarn ver-
schärfen könnten.
Der Sicherheitsrat fordert die Regierung Liberias
auf, auf die Schaffung eines förderlichen Umfelds
hinzuarbeiten, damit eine echte nationale Aussöh-
nungskonferenz Erfolg haben kann, unter breiter
Beteiligung aller Gruppen der liberianischen Ge-
sellschaft, sowohl innerhalb als auch außerhalb
des Landes.
Der Sicherheitsrat fordert die Regierung Liberias
außerdem auf, die erforderlichen Maßnahmen und
politischen Reformen durchzuführen, die die Vor-
aussetzung für allgemeine, freie, faire, transparen-
te und alle Seiten einschließende Wahlen im Jahr
2003 sind. Der Rat hebt hervor, wie wichtig es
ist, daß alle politischen Parteien auf breiter Basis
und umfassend an diesem Prozeß teilhaben und
daß alle politischen Führer in das Land zurückkeh-
ren. 
Der Sicherheitsrat fordert die internationale Ge-
meinschaft auf zu erwägen, wie sie durch finan-
zielle und technische Hilfe ein Entwaffnungs-, 
Demobilisierungs- und Wiedereingliederungspro-
gramm unterstützen kann, das im Rahmen der Ein-
stellung der Feindseligkeiten und des Eintretens
für eine politische Reform in Liberia geschaffen
werden könnte. Besondere Aufmerksamkeit und
besondere Mittel sollten dafür aufgewandt werden,
Frauen und Kindern bei der Wiedereingliederung

behilflich zu sein und jungen Exkombattanten 
und Kindersoldaten Chancen zu bieten, damit sie
wieder voll in die Gesellschaft eingegliedert wer-
den.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß der Erfolg einer
umfassenden internationalen Strategie für Liberia
von der direkten und aktiven Mitwirkung der Afri-
kanischen Union, der ECOWAS und der Interna-
tionalen Kontaktgruppe abhängt, die im Einklang
mit ihrem jeweiligen Mandat mit den Büros der
Vereinten Nationen in der Region zusammenar-
beiten.
Der Sicherheitsrat fordert die Regierung Liberias
auf, bei allen diesen Anstrengungen mitzuarbeiten,
um so eine friedliche Lösung des Konflikts zu fin-
den, ihre politischen Prozesse zu reformieren und
ihrer humanitären, sozialen und wirtschaftlichen
Verantwortung gegenüber dem liberianischen Volk
gerecht zu werden. Die Zusammenarbeit Liberias
ist auch unverzichtbar für die Wiederherstellung
voller Beziehungen mit seinen Nachbarn und die
Normalisierung seiner Beziehungen zur interna-
tionalen Gemeinschaft.
Während die Regierung Liberias bei der Zusam-
menarbeit mit der internationalen Gemeinschaft
zur Verwirklichung der in dieser Erklärung enthal-
tenen Ziele voranschreitet, fordert der Rat die in-
ternationale Gemeinschaft auf zu prüfen, wie sie
bei der künftigen wirtschaftlichen Entwicklung Li-
berias behilflich sein könnte, mit dem Ziel, das
Wohl des Volkes Liberias zu verbessern.
Der Sicherheitsrat wird sich weiterhin an der Seite
der liberianischen Regierung und ihres Volkes en-
gagieren, da er davon überzeugt ist, daß der Frie-
den in diesem Land dem Leiden des liberianischen
Volkes ein Ende setzen und die Grundlage für ei-
nen dauerhaften Frieden in der Region schaffen
wird. 
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, die
Situation in Liberia zu beobachten und den Rat
über die Entwicklungen im Hinblick auf die Ver-
wirklichung der hier beschriebenen Ziele auf dem
laufenden zu halten. Der Rat erwägt, in der ersten
Hälfte des Jahres 2003 eine Mission in die Region
zu entsenden, so auch nach Liberia, um die Situati-
on zu bewerten.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Überprüfung
der gegen Liberia verhängten Maßnahmen. –
Resolution 1458(2003) vom 28. Januar 2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner Resolution 1408(2002)

vom 6. Mai 2002,
– feststellend, daß die nächste sechsmonatliche

Überprüfung der mit den Ziffern 5 bis 7 der Re-
solution 1343(2001) verhängten und mit Ziffer
5 der Resolution 1408(2002) verlängerten Maß-
nahmen durch den Sicherheitsrat für den 6. Mai
2003 oder früher vorgesehen ist,

– zutiefst besorgt über die Lage in Liberia und 
in den Nachbarländern, insbesondere in Côte
d’Ivoire,

– anerkennend, wie wichtig es ist, die Durchfüh-
rung der Bestimmungen in den Resolutionen
1343(2001) und 1408(2002) zu überwachen,

1. nimmt Kenntnis von dem gemäß Ziffer 16 der
Resolution 1408(2002) vorgelegten Bericht der
Sachverständigengruppe für Liberia vom 25.
Oktober 2002 (S/2002/1115);

2. bekundet seine Absicht, den Bericht weiter
umfassend zu prüfen;

3. beschließt, die nach Ziffer 16 der Resolution
1408(2002) ernannte Sachverständigengruppe
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für einen weiteren Zeitraum von drei Monaten,
spätestens ab dem 10. Februar 2003, wieder
einzusetzen;

4. ersucht die Sachverständigengruppe, eine An-
schluß-Bewertungsmission in Liberia und sei-
nen Nachbarstaaten durchzuführen, um Unter-
suchungen vorzunehmen und einen Bericht
auszuarbeiten über die Befolgung der in Ziffer
2 der Resolution 1343(2001) genannten Forde-
rungen durch die Regierung Liberias und über
etwaige Verstöße gegen die in Ziffer 5 der Re-
solution 1408(2002) genannten Maßnahmen,
einschließlich Verstößen, an denen Rebellen-
bewegungen beteiligt sind, eine Überprüfung
der in Ziffer 10 der Resolution 1408(2002) ge-
nannten Prüfungen vorzunehmen und dem Rat
spätestens am 16. April 2003 über den Aus-
schuß nach Ziffer 14 der Resolution 1343(2001)
(›der Ausschuß‹) einen Bericht mit den Bemer-
kungen und Empfehlungen der Sachverständi-
gengruppe betreffend die vorstehend genann-
ten Aufgaben vorzulegen;

5. ersucht die Sachverständigengruppe, den be-
troffenen Staaten so weit wie möglich alle
sachdienlichen Informationen, die sie im Zuge
der gemäß ihrem Auftrag durchgeführten Un-
tersuchungen sammelt, zur Kenntnis zu brin-
gen, damit diese eine rasche und gründliche
Untersuchung vornehmen und gegebenenfalls
Abhilfemaßnahmen ergreifen können, und ih-
nen das Recht auf Antwort einzuräumen;

6. ersucht den Generalsekretär, nach Verabschie-
dung dieser Resolution und im Benehmen mit
dem Ausschuß tätig werdend, bis zu fünf Sach-
verständige zu ernennen, die über die zur Erfül-
lung des in Ziffer 4 genannten Auftrags der
Gruppe notwendigen breitgefächerten Sach-
kenntnisse verfügen, und dabei soweit wie
möglich und nach Bedarf den Sachverstand der
Mitglieder der nach Ziffer 16 der Resolution
1408(2002) ernannten Sachverständigengrup-
pe heranzuziehen, und ersucht den General-
sekretär ferner, die notwendigen finanziellen
Vorkehrungen zu treffen, um die Arbeit der
Sachverständigengruppe zu unterstützen;

7. fordert alle Staaten, die zuständigen Organe
der Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls
andere Organisationen und interessierte Partei-
en nachdrücklich auf, mit dem Ausschuß und
der Sachverständigengruppe voll zusammen-
zuarbeiten, namentlich indem sie ihnen Infor-
mationen über mögliche Verstöße gegen die
mit den Ziffern 5 bis 7 der Resolution 1343
(2001) verhängten Maßnahmen übermitteln;

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Waffenembargos sowie weiterer Maßnah-
men gegen Liberia sowie Verhängung eines
Holzausfuhrverbots. – Resolution 1478(2003)
vom 6. Mai 2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 1132

(1997) vom 8. Oktober 1997, 1171(1998) vom
5. Juni 1998, 1306(2000) vom 5. Juli 2000, 1343
(2001) vom 7. März 2001, 1385(2001) vom 19.
Dezember 2001, 1395(2002) vom 27. Februar
2002, 1400(2002) vom 28. März 2002, 1408
(2002) vom 6. Mai 2002, 1458(2003) vom 28.
Januar 2003, 1467(2003) vom 18. März 2003

sowie seine sonstigen Resolutionen und die Er-
klärungen seines Präsidenten über die Lage in
der Region,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs vom 22. April 2003 (S/2003/466),

– Kenntnis nehmend von den gemäß Ziffer 16
der Resolution 1408(2002) beziehungsweise
Ziffer 4 der Resolution 1458(2003) vorgeleg-
ten Berichten der Sachverständigengruppe der
Vereinten Nationen für Liberia vom 25. Okto-
ber 2002 (S/2002/1115) und vom 24. April
2003 (S/2003/498),

– mit dem Ausdruck seiner ernsthaften Besorg-
nis über die Feststellungen der Sachverständi-
gengruppe bezüglich der Handlungen der Re-
gierung Liberias sowie der LURD und anderer
bewaffneter Rebellengruppen, namentlich über
die Beweise dafür, daß die Regierung Liberias
weiterhin gegen die mit Resolution 1343(2001)
verhängten Maßnahmen verstößt, insbesonde-
re durch den Erwerb von Waffen,

– mit Genugtuung über die Resolution 57/302
der Generalversammlung vom 15. April 2003
und über die Resolution 1459(2003) des Si-
cherheitsrats, mit Genugtuung über den Beginn
des Kimberley-Prozesses am 1. Januar 2003
und an seine Besorgnis über die Rolle erin-
nernd, die der illegale Handel mit Diamanten in
dem Konflikt in der Region spielt,

– mit Genugtuung über die Anstrengungen, die
die Wirtschaftsgemeinschaft der Westafrikani-
schen Staaten (ECOWAS) und die Internatio-
nale Kontaktgruppe für Liberia nach wie vor
unternehmen, um auf die Wiederherstellung
des Friedens und der Stabilität in der Region
hinzuwirken, insbesondere über die Ernennung
des ehemaligen Präsidenten Nigerias, Abuba-
kar, zum Vermittler in dem Konflikt in Liberia,

– Kenntnis nehmend von den positiven Auswir-
kungen des Rabat-Prozesses auf den Frieden
und die Sicherheit in der Subregion, und al-
le Länder der Mano-Fluß-Union dazu ermuti-
gend, den Rabat-Prozeß durch weitere Treffen
und erneute Zusammenarbeit wiederzubeleben,

– die zivilgesellschaftlichen Initiativen in der Re-
gion, namentlich das Frauen-Friedensnetzwerk
der Mano-Fluß-Union, dazu aufrufend, auch wei-
terhin zur Wiederherstellung des Friedens in der
Region beizutragen,

– unter Begrüßung des am 26. April 2003 in To-
go abgehaltenen Gipfeltreffens der Präsidenten
Liberias und Côte d’Ivoires und diese ermuti-
gend, den Dialog fortzusetzen,

– mit der Aufforderung an alle Staaten, insbeson-
dere an die Regierung Liberias, mit dem Son-
dergerichtshof für Sierra Leone umfassend zu-
sammenzuarbeiten,

– unter Hinweis auf das am 31. Oktober 1998 in
Abuja beschlossene ECOWAS-Moratorium für
die Einfuhr, Ausfuhr und Herstellung von Klein-
waffen und leichten Waffen in Westafrika (S/
1998/1194, Anlage) und seine Verlängerung
ab 5. Juli 2001 (S/2001/700),

– tief besorgt über die sich verschlechternde hu-
manitäre Lage und weitverbreitete Menschen-
rechtsverletzungen in Liberia sowie über die
ernste Instabilität in Liberia und den Nachbar-
ländern, einschließlich Côte d’Ivoires,

– feststellend, daß die aktive Unterstützung, die
die Regierung Liberias bewaffneten Rebellen-
gruppen in der Region gewährt, namentlich Re-
bellen in Côte d’Ivoire und ehemaligen Kom-
battanten der Revolutionären Einheitsfront (RUF),
die die Region weiter destabilisieren, eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. beschließt, daß die Regierung Liberias den For-
derungen in Resolution 1343(2001) nicht in
vollem Umfang nachgekommen ist;

2. stellt besorgt fest, daß das von der Regierung
Liberias entsprechend der Forderung in Ziffer
2 e) der Resolution 1343(2001) aktualisierte
Luftfahrzeugregister nach wie vor nicht opera-
tiv ist;

3. betont, daß die in Ziffer 1 genannten Forderun-
gen darauf abzielen, zur Konsolidierung und
Sicherung des Friedens und der Stabilität in
Sierra Leone beizutragen und friedliche Bezie-
hungen zwischen den Ländern der Region auf-
zubauen und zu stärken;

4. fordert alle Staaten in der Region, insbesonde-
re die Regierung Liberias, auf, aktiv an allen re-
gionalen Friedensinitiativen mitzuwirken, ins-
besondere denjenigen der ECOWAS, der In-
ternationalen Kontaktgruppe, der Mano-Fluß-
Union und des Rabat-Prozesses, und bekundet
seine nachdrückliche Unterstützung für diese
Initiativen;

5. fordert die Regierung Liberias und die LURD
auf, unverzüglich bilaterale Verhandlungen über
eine Waffenruhe unter der Schirmherrschaft
der ECOWAS und der Vermittlung des ehe-
maligen Präsidenten Nigerias, Abubakar, auf-
zunehmen;

6. betont seine Bereitschaft, in Fällen von Reisen,
die zu einer friedlichen Lösung des Konflikts
in der Subregion beitragen könnten, Ausnah-
men von den mit Ziffer 7 a) der Resolution
1343(2001) verhängten Maßnahmen zu geneh-
migen;

7. begrüßt die Zustimmung der Regierung Libe-
rias zu dem geänderten Mandat des Büros der
Vereinten Nationen in Liberia und fordert die
Regierung auf, konstruktiv auf die Erklärung
des Rates vom 13. Dezember 2002 (S/PRST/
2002/36) einzugehen;

8. fordert die Regierung Liberias und alle Partei-
en, insbesondere die LURD und die anderen
bewaffneten Rebellengruppen, auf, die unge-
hinderte und sichere Bewegungsfreiheit für das
Personal der humanitären Organisationen der
Vereinten Nationen und der nichtstaatlichen Or-
ganisationen zu gewährleisten, den Einsatz von
Kindersoldaten zu beenden und sexuelle Ge-
walt und Folter zu verhindern;

9. verlangt erneut, daß alle Staaten in der Regi-
on die militärische Unterstützung bewaffneter
Gruppen in den Nachbarländern einstellen, daß
sie Maßnahmen ergreifen, um zu verhindern,
daß bewaffnete Personen und Gruppen ihr Ho-
heitsgebiet nutzen, um Angriffe auf Nachbar-
länder vorzubereiten und durchzuführen, und
daß sie alles unterlassen, was zu einer weiteren
Destabilisierung der Lage in der Region beitra-
gen könnte, und erklärt seine Bereitschaft, er-
forderlichenfalls Wege zu prüfen, wie die Be-
folgung dieser Forderung gefördert werden
kann;

10. beschließt, daß die mit den Ziffern 5 bis 7 der
Resolution 1343(2001) verhängten Maßnahmen
während eines weiteren Zeitraums von zwölf
Monaten ab dem 7. Mai 2003, 0.01 Uhr New
Yorker Ortszeit, in Kraft bleiben werden und
daß der Rat vor dem Ablauf dieses Zeitraums
einen Beschluß darüber fassen wird, ob die 
Regierung Liberias den Forderungen in Ziffer
1 nachgekommen ist, und demgemäß be-
schließen wird, ob diese Maßnahmen um ei-
nen weiteren Zeitraum mit den gleichen Be-
dingungen zu verlängern sind;
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11. erinnert daran, daß die mit Ziffer 5 der Resolu-
tion 1343(2001) verhängten Maßnahmen für
alle Verkäufe oder Lieferungen von Rüstungs-
gütern und sonstigem Wehrmaterial an jegli-
che Empfänger in Liberia, einschließlich aller
nichtstaatlichen Akteure, wie etwa der Verei-
nigten Liberianer für Aussöhnung und Demo-
kratie (LURD), gelten;

12. beschließt, daß die mit den Ziffern 5 bis 7 der
Resolution 1343(2001) und mit Ziffer 17 die-
ser Resolution verhängten Maßnahmen sofort
beendet werden, wenn der Rat unter anderem
unter Berücksichtigung des in Ziffer 25 ge-
nannten Berichts der Sachverständigengruppe,
des in Ziffer 20 genannten Berichts des Gene-
ralsekretärs, der Beiträge der ECOWAS, aller
einschlägigen Informationen des Ausschusses
nach Ziffer 14 der Resolution 1343(2001) (im
folgenden ›der Ausschuß‹) und des Ausschus-
ses nach Resolution 1132(1997) sowie aller
sonstigen einschlägigen Informationen, insbe-
sondere der Schlußfolgerungen seiner bevor-
stehenden Mission nach Westafrika, zu dem
Schluß kommt, daß die Regierung Liberias den
Forderungen in Ziffer 1 nachgekommen ist;

13. fordert die Regierung Liberias erneut auf, eine
wirksame Herkunftszeugnisregelung für libe-
rianische Rohdiamanten festzulegen, die trans-
parent, international verifizierbar und mit dem
Kimberley-Prozeß voll vereinbar ist, und dem
Ausschuß eine detaillierte Beschreibung der
geplanten Regelung vorzulegen;

14. beschließt ungeachtet Ziffer 15 der Resolution
1343(2001), daß die von der Regierung Libe-
rias durch die Herkunftszeugnisregelung kon-
trollierten Rohdiamanten von den mit Ziffer 6
der Resolution 1343(2001) verhängten Maß-
nahmen ausgenommen sein werden, wenn der
Ausschuß dem Rat unter Berücksichtigung sach-
verständigen Rates, der über den Generalsekre-
tär eingeholt wird, berichtet, daß eine wirksame
und international verifizierbare Regelung vor-
liegt, die voll in Kraft treten und ordnungsge-
mäß durchgeführt werden kann;

15. fordert die Staaten, die zuständigen internatio-
nalen Organisationen und andere Organe, die
dazu in der Lage sind, abermals auf, der Regie-
rung Liberias und den anderen diamanten-
exportierenden Ländern in Westafrika bei ih-
ren jeweiligen Herkunftszeugnisregelungen Hil-
fe anzubieten;

16. ist der Auffassung, daß die von der Regierung
Liberias gemäß Ziffer 10 der Resolution 1408
(2002) veranlaßten Prüfungen nicht den Nach-
weis erbracht haben, daß die aus dem liberiani-
schen Schiffs- und Unternehmensregister und
der liberianischen Holzindustrie gewonnenen
Einkünfte der Regierung Liberias für legitime
soziale, humanitäre und Entwicklungszwecke
und nicht unter Verstoß gegen die Resolution
1408(2002) verwendet werden;

17. beschließt,
a) daß alle Staaten die erforderlichen Maß-

nahmen treffen, um für einen Zeitraum von
10 Monaten die Einfuhr aller aus Liberia
stammenden Rundhölzer und Holzproduk-
te in ihr Hoheitsgebiet zu verhindern;

b) daß diese Maßnahmen am 7. Juli 2003, 0.01
Uhr New Yorker Ortszeit, in Kraft treten,
sofern der Rat nichts anderes beschließt;

c) daß der Rat am Ende dieses Zeitraums von
10 Monaten einen Beschluß darüber fassen
wird, ob die Regierung Liberias den in Zif-
fer 1 genannten Forderungen nachgekom-
men ist, und demgemäß beschließen wird,
ob diese Maßnahmen um einen weiteren

Zeitraum mit den gleichen Bedingungen zu
verlängern sind;

18. beschließt, bis zum 7. September 2003 zu prü-
fen, wie etwaige humanitäre oder sozioökono-
mische Auswirkungen der mit Ziffer 17 ver-
hängten Maßnahmen am besten möglichst ge-
ring gehalten werden können, einschließlich der
Möglichkeit, die Wiederaufnahme der Holzaus-
fuhren zu genehmigen, um humanitäre Pro-
gramme zu finanzieren, unter Berücksichtigung
der in Ziffer 25 erbetenen Empfehlungen der
Sachverständigengruppe und der in Ziffer 19
erbetenen Bewertung durch den Generalsekre-
tär;

19. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum
7. August 2003 einen Bericht über die mög-
lichen humanitären oder sozioökonomischen
Auswirkungen der mit Ziffer 17 verhängten
Maßnahmen vorzulegen;

20. ersucht den Generalsekretär, dem Rat bis zum
21. Oktober 2003 einen Bericht vorzulegen,
und danach in sechsmonatigen Abständen, da-
bei Informationen aus allen einschlägigen Quel-
len heranzuziehen, namentlich dem Büro der
Vereinten Nationen in Liberia, der Mission der
Vereinten Nationen in Sierra Leone (UNAM-
SIL) und der ECOWAS, und darin anzugeben,
ob Liberia den in Ziffer 1 genannten Forderun-
gen nachgekommen ist, und fordert die Regie-
rung Liberias auf, die Anstrengungen zu unter-
stützen, die die Vereinten Nationen unterneh-
men, um alle ihnen zur Kenntnis gebrachten In-
formationen über die Befolgung dieser Forde-
rungen zu verifizieren;

21. bittet die ECOWAS, dem Ausschuß regel-
mäßig über alle Aktivitäten Bericht zu erstat-
ten, die von ihren Mitgliedern gemäß der Zif-
fern 10 und 17 und in Durchführung dieser 
Resolution unternommen werden, insbesonde-
re über die Durchführung des in der Präambel
zu dieser Resolution genannten ECOWAS-Mo-
ratoriums für Kleinwaffen und leichte Waffen;

22. fordert die Staaten der Subregion auf, die von
ihnen ergriffenen Maßnahmen zur Bekämpfung
der Ausbreitung von Kleinwaffen und leichten
Waffen sowie von Söldnertätigkeiten zu ver-
stärken und die Wirksamkeit des ECOWAS-
Moratoriums zu verbessern, und fordert die
Staaten, die dazu in der Lage sind, nachdrück-
lich auf, der ECOWAS zu diesem Zweck Hilfe
zu gewähren;

23. fordert alle Konfliktparteien in der Region auf,
Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wieder-
eingliederungsbestimmungen in die Friedens-
abkommen aufzunehmen;

24. ersucht den Ausschuß, die in dieser Resolution
genannten Aufgaben durchzuführen und sein
in Ziffer 14 a) bis h) der Resolution 1343(2001)
sowie in Resolution 1408(2002) festgelegtes
Mandat weiter wahrzunehmen;

25. ersucht den Generalsekretär, innerhalb eines Mo-
nats nach der Verabschiedung dieser Resoluti-
on im Benehmen mit dem Ausschuß für einen
Zeitraum von fünf Monaten eine aus höchstens
sechs Mitgliedern bestehende Sachverständi-
gengruppe einzusetzen, die über die erforderli-
che Bandbreite an Fachkenntnissen zur Erfül-
lung des in dieser Ziffer beschriebenen Auf-
trags der Gruppe verfügen, nach Möglichkeit
und bei Bedarf unter Heranziehung des Sach-
verstands der Mitglieder der Sachverständigen-
gruppe nach Resolution 1458(2003), mit den
folgenden Aufgaben:
a) eine Anschluß-Bewertungsmission in Li-

beria und den Nachbarstaaten durchzufüh-
ren, um die Befolgung der in Ziffer 1 ge-

nannten Forderungen durch die Regierung
Liberias und etwaige Verstöße gegen die in
den Ziffern 10 und 17 genannten Maßnah-
men, einschließlich Verstöße unter Beteili-
gung von Rebellenbewegungen, zu unter-
suchen und einen Bericht darüber zu ver-
fassen;

b) zu untersuchen, ob Einkünfte der Regie-
rung Liberias unter Verstoß gegen diese
Resolution verwendet werden, mit beson-
derem Schwerpunkt auf den Auswirkun-
gen, die etwaige Abzweigungen von für 
zivile Verwendungszwecke vorgesehenen
Mitteln auf die liberianische Bevölkerung
haben;

c) die möglichen humanitären und sozioöko-
nomischen Auswirkungen der mit Ziffer
17 verhängten Maßnahmen zu bewerten
und dem Rat über den Ausschuß bis zum 7.
August 2003 Empfehlungen dazu zu unter-
breiten, wie solche Auswirkungen mög-
lichst gering gehalten werden können;

d) dem Rat über den Ausschuß spätestens bis
zum 7. Oktober 2003 einen Bericht mit Be-
merkungen und Empfehlungen vorzule-
gen, insbesondere dazu, wie die Wirksam-
keit der Durchführung und Überwachung
der in Ziffer 5 der Resolution 1343(2001)
genannten Maßnahmen verbessert werden
kann, einschließlich etwaiger Empfehlun-
gen betreffend die Ziffern 28 und 29,

und ersucht den Generalsekretär ferner, die er-
forderlichen Ressourcen bereitzustellen;

26. ersucht die in Ziffer 25 genannte Sachverstän-
digengruppe, soweit wie möglich alle sach-
dienlichen Informationen, die sie im Zuge der
gemäß ihrem Auftrag durchgeführten Untersu-
chungen sammelt, den betroffenen Staaten zur
Kenntnis zu bringen, damit diese eine rasche
und gründliche Untersuchung vornehmen und
gegebenenfalls Abhilfemaßnahmen ergreifen
können, und ihnen das Recht auf Antwort ein-
zuräumen;

27. fordert alle Staaten auf, geeignete Maßnahmen
zu ergreifen, um sicherzustellen, daß die ihrer
Hoheitsgewalt unterstehenden Personen und
Unternehmen, insbesondere die in den Berich-
ten der Sachverständigengruppe nach den Re-
solutionen 1343(2001), 1395(2002), 1408(2002)
und 1458(2003) genannten, die Embargos der
Vereinten Nationen befolgen, insbesondere
diejenigen, die mit den Resolutionen 1171
(1998), 1306(2000) und 1343(2001) verhängt
wurden, und gegebenenfalls die notwendigen
gerichtlichen und Verwaltungsmaßnahmen zu
ergreifen, um allen illegalen Tätigkeiten dieser
Personen und Unternehmen ein Ende zu setzen;

28. beschließt, daß alle Staaten die erforderlichen
Maßnahmen ergreifen, um zu verhindern, daß
Personen, einschließlich Angehöriger der LURD
oder anderer bewaffneter Rebellengruppen, von
denen der Ausschuß unter Berücksichtigung
der von der Sachverständigengruppe und ande-
ren maßgeblichen Quellen bereitgestellten In-
formationen festgestellt hat, daß sie gegen Zif-
fer 5 der Resolution 1343(2001) verstoßen ha-
ben, in ihr Hoheitsgebiet einreisen oder durch
ihr Hoheitsgebiet durchreisen, wobei kein Staat
durch diese Bestimmungen verpflichtet wird,
seinen eigenen Staatsangehörigen die Einreise
in sein Hoheitsgebiet zu verweigern;

29. ersucht den Ausschuß, unter Berücksichtigung
der von der Sachverständigengruppe und ande-
ren maßgeblichen Quellen bereitgestellten In-
formationen ein Verzeichnis der Luft- und See-
schiffahrtsgesellschaften einzurichten, zu füh-
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ren und zu aktualisieren, deren Flugzeuge und
Schiffe unter Verstoß gegen Ziffer 5 der Reso-
lution 1343(2001) benutzt wurden; 

30. fordert alle Mitgliedstaaten der ECOWAS auf,
mit der Sachverständigengruppe bei der Be-
nennung solcher Flugzeuge und Schiffe voll zu-
sammenzuarbeiten und insbesondere die Grup-
pe über jede Durchreise von Flugzeugen und
Schiffen durch ihr Hoheitsgebiet zu informie-
ren, bei denen der Verdacht besteht, daß sie un-
ter Verstoß gegen die Ziffer 5 der Resolution
1343(2001) benutzt werden;

31. fordert die Regierung Liberias auf, die Anflug-
kontrollstelle des Internationalen Flughafens
Robertsfield dazu zu ermächtigen, dem Flugin-
formationsgebiet Conakry regelmäßig statisti-
sche Daten über die gemäß Ziffer 29 aufgeli-
steten Flugzeuge zu übermitteln;

32. beschließt, die in den Ziffern 10 und 17 ge-
nannten Maßnahmen vor dem 7. November
2003 und danach alle sechs Monate zu über-
prüfen;

33. fordert alle Staaten, die zuständigen Organe
der Vereinten Nationen sowie gegebenenfalls
andere Organisationen und alle interessierten
Parteien nachdrücklich auf, mit dem Ausschuß
und der in Ziffer 25 genannten Sachverständi-
gengruppe voll zusammenzuarbeiten, nament-
lich indem sie ihnen Informationen über mögli-
che Verstöße gegen die in den Ziffern 10 und
17 genannten Maßnahmen melden;

34. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Nahost

SICHERHEITSRAT – Schreiben des Generalse-
kretärs vom 7. Mai 2003 an den Präsidenten des Si-
cherheitsrats: Schritte zu einer dauerhaften Zwei-
Staaten-Lösung zur Beilegung des israelisch-palä-
stinensischen Konflikts (UN-Dok. S/2003/529)

Ich beehre mich, Ihnen hiermit den Wortlaut eines 
›Fahrplans‹ zur Verwirklichung der Vision zweier
Staaten, Israels und Palästinas, die Seite an Seite in
Frieden und Sicherheit leben, zu übermitteln (sie-
he Anlage), die in Resolution 1397(2002) des Si-
cherheitsrats bekräftigt wurde.
Der Text wurde vom Quartett – bestehend aus Ver-
tretern der Vereinigten Staaten von Amerika, der
Europäischen Union, der Russischen Föderation
und der Vereinten Nationen – ausgearbeitet und 
am 30. April 2003 der Regierung Israels und der
Palästinensischen Selbstregierungsbehörde vorge-
legt.
Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie die Aufmerk-
samkeit der Mitglieder des Sicherheitsrats auf die-
sen Text lenken könnten.

(gez.) Kofi A. Annan

ANLAGE

Ein ergebnisorientierter ›Fahrplan‹ für eine 
dauerhafte Zwei-Staaten-Lösung zur Beilegung

des israelisch-palästinensischen Konflikts*

Im folgenden wird ein ergebnisorientierter und
zielgerichteter ›Fahrplan‹ dargelegt, der eine klare
Phaseneinteilung, eine Ablaufplanung, Zieltermi-
ne und Fortschrittskriterien enthält und dessen Ziel
es ist, durch reziproke Schritte beider Parteien in
den Bereichen Politik, Sicherheit, Wirtschaft, hu-
manitäre Lage und Aufbau von Institutionen unter
der Schirmherrschaft des Quartetts Fortschritte zu

erzielen. Das Ziel ist eine abschließende und um-
fassende Beilegung des israelisch-palästinensi-
schen Konflikts bis 2005, wie Präsident Bush in
seiner Rede vom 24. Juni dargelegt hat und wie es
von der Europäischen Union, Rußland und den
Vereinten Nationen in den Ministererklärungen
des Quartetts vom 16. Juli und 17. September be-
grüßt worden ist.
Eine Zwei-Staaten-Lösung zur Beilegung des isra-
elisch-palästinensischen Konflikts kann nur er-
reicht werden, wenn Gewalt und Terrorismus ein
Ende haben, wenn das palästinensische Volk eine
Führung hat, die entschieden gegen den Terroris-
mus vorgeht sowie willens und fähig ist, eine funk-
tionierende, auf Toleranz und Freiheit gegründete
Demokratie aufzubauen, wenn Israel bereit ist, das
Notwendige zu tun, um die Errichtung eines demo-
kratischen palästinensischen Staates zu ermögli-
chen, und wenn beide Parteien das Ziel einer Ver-
handlungslösung, wie im folgenden beschrieben,
klar und unmißverständlich akzeptieren. Das Quar-
tett wird von Phase I an die Umsetzung des Plans,
einschließlich direkter Gespräche zwischen den Par-
teien, nach Bedarf unterstützen und erleichtern. Der
Plan sieht für die Umsetzung einen realistischen
zeitlichen Ablauf vor. Da es ein ergebnisorientier-
ter Plan ist, werden Fortschritte allerdings davon
abhängen, daß die Parteien redliche Anstrengun-
gen unternehmen und allen nachstehend dargeleg-
ten Verpflichtungen nachkommen. Wenn die Par-
teien ihre Verpflichtungen zügig erfüllen, können
die Fortschritte innerhalb der Phasen und die über-
greifenden Fortschritte auch schneller als im Plan
vorgesehen eintreten. Dagegen wird die Nichtein-
haltung von Verpflichtungen Fortschritte behin-
dern.
Eine zwischen den Parteien ausgehandelte Rege-
lung wird dazu führen, daß ein unabhängiger, de-
mokratischer und lebensfähiger palästinensischer
Staat entsteht, der mit Israel und seinen anderen
Nachbarn Seite an Seite in Frieden und Sicherheit
zusammenlebt. Durch diese Regelung wird auf der
Grundlage der Konferenz von Madrid, des Grund-
satzes ›Land für Frieden‹, der Resolutionen 242
(1967), 338(1973) und 1379(2002) des Sicherheits-
rats der Vereinten Nationen, der von den Parteien
bereits erzielten Vereinbarungen sowie der – vom
Gipfeltreffen der Arabischen Liga in Beirut gebil-
ligten – Initiative des saudi-arabischen Kronprin-
zen Abdullah, die zur Anerkennung Israels als
Nachbar, der in Frieden und Sicherheit leben kann,
im Rahmen einer umfassenden Regelung aufrief,
der israelisch-palästinensische Konflikt beigelegt
und die im Jahr 1967 begonnene Besetzung been-
det. Diese Initiative ist ein wichtiger Bestandteil
der internationalen Bemühungen zur Förderung ei-
nes umfassenden Friedens auf allen Verhandlungs-
schienen, einschließlich derer zwischen Syrien und
Israel sowie zwischen Libanon und Israel.
Das Quartett wird regelmäßig auf hoher Ebene zu-
sammentreffen, um die Fortschritte der Parteien
bei der Umsetzung des Plans zu bewerten. Sofern
nicht anders angegeben, wird erwartet, daß die
Parteien in jeder Phase ihre Verpflichtungen paral-
lel erfüllen.

Phase I: 
Beendigung des Terrors und der Gewalt, 

Normalisierung des palästinensischen Lebens 
und Aufbau palästinensischer Institutionen 

(Gegenwart bis Mai 2003)

In Phase I verpflichten sich die Palästinenser da-
zu, entsprechend den nachstehend beschriebenen
Schritten umgehend und bedingungslos die Ge-
walt einzustellen; unterstützende Maßnahmen von

seiten Israels sollen hiermit einhergehen. Palästi-
nenser und Israelis nehmen ihre Sicherheitskoope-
ration auf der Grundlage des Tenet-Arbeitsplans
wieder auf, damit Gewalt, Terrorismus und Auf-
hetzung durch umstrukturierte und wirkungsvol-
le palästinensische Sicherheitskräfte beendet wer-
den. Die Palästinenser verpflichten sich, in Vorbe-
reitung auf die Staatlichkeit umfassende politische
Reformen durchzuführen, darunter die Ausarbei-
tung eines palästinensischen Verfassungsentwurfs,
sowie freie, faire und offene Wahlen auf der Grund-
lage dieser Maßnahmen abzuhalten. Israel unter-
nimmt alle erforderlichen Schritte, um die Norma-
lisierung des palästinensischen Lebens zu unter-
stützen. Israel zieht sich aus den seit dem 28. Sep-
tember 2000 besetzten palästinensischen Gebieten
zurück, und beide Seiten stellen entsprechend den
Fortschritten im Sicherheitsbereich und bei der Zu-
sammenarbeit den damaligen Status quo wieder
her. Israel friert ferner in Übereinstimmung mit dem
Mitchell-Bericht jede Siedlungstätigkeit ein.

Zu Beginn der Phase I:
● Die palästinensische Führung veröffentlicht

eine unmißverständliche Erklärung, in der sie
das Recht Israels auf Existenz in Frieden und
Sicherheit erneut bekräftigt und zu einer sofor-
tigen und bedingungslosen Waffenruhe auffor-
dert, die jeden Einsatz von Waffengewalt so-
wie alle gegen Israelis gerichteten Gewaltakte
überall beendet. Alle offiziellen palästinensi-
schen Institutionen stellen jede Hetze gegen Is-
rael ein.

● Die israelische Führung veröffentlicht eine un-
mißverständliche Erklärung, in der sie ihr Be-
kenntnis zu einer Vision zweier Staaten bekräf-
tigt, in der ein unabhängiger, lebensfähiger und
souveräner palästinensischer Staat in Frieden
und Sicherheit neben Israel lebt, wie dies von
Präsident Bush zum Ausdruck gebracht wor-
den ist, und in der sie zum sofortigen Ende der
Gewalt gegen Palästinenser überall auffordert.
Alle offiziellen israelischen Institutionen stel-
len jede Hetze gegen Palästinenser ein.

Sicherheit

● Die Palästinenser erklären unmißverständlich
Gewalt und Terrorismus für beendet und unter-
nehmen an Ort und Stelle sichtbare Anstren-
gungen, um Einzelpersonen und Gruppen, die,
wo auch immer, gewaltsame Angriffe auf Isra-
elis durchführen oder planen, festzunehmen be-
ziehungsweise zu zerschlagen und ihnen Ein-
halt zu gebieten.

● Ein wiederaufgebauter und neu ausgerichteter
Sicherheitsapparat der Palästinensischen Selbst-
regierungsbehörde leitet nachhaltige, gezielte
und wirkungsvolle Operationen ein, die sich
gegen alle am Terror Beteiligten richten und
Fähigkeiten und Infrastruktur der Terroristen
zerschlagen. Dies schließt den Beginn des Ein-
zugs illegaler Waffen und die Konsolidierung
der Sicherheitskräfte ohne jede Verbindung zu
Terror und Korruption ein.

● Die israelische Regierung unterläßt alles, was
das Vertrauen untergraben könnte, namentlich
Ausweisungen, Angriffe auf Zivilisten, Be-
schlagnahme beziehungsweise Zerstörung pa-
lästinensischer Häuser und palästinensischen
Eigentums als Strafmaßnahme oder zur Er-
leichterung israelischer Bautätigkeit, Zerstö-
rung palästinensischer Institutionen und Infra-
struktur sowie andere Maßnahmen, die im Te-
net-Arbeitsplan genannt sind.

● Unter Rückgriff auf bestehende Mechanismen
und Ressourcen vor Ort beginnen Vertreter des
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Quartetts mit der informellen Überwachungs-
tätigkeit und erörtern mit den Parteien die Ein-
richtung eines förmlichen Überwachungsme-
chanismus sowie dessen Umsetzung.

● Wie bereits früher vereinbart, Umsetzung eines
US-Plans für Wiederaufbau, Ausbildung und
Wiederaufnahme der Sicherheitskooperation in
Zusammenarbeit mit externem Aufsichtsgre-
mium (Vereinigte Staaten, Ägypten, Jordanien).
Bemühungen zur Erzielung einer dauerhaften,
umfassenden Waffenruhe werden durch das
Quartett unterstützt.
> Alle palästinensischen Sicherheitsorgani-

sationen werden zu drei Diensten zusam-
mengefaßt, die einem mit den entsprechen-
den Befugnissen ausgestatteten Innenmini-
ster unterstehen.

> Umstrukturierte / neu ausgebildete palästi-
nensische Sicherheitskräfte und die ent-
sprechenden Partner auf seiten der israe-
lischen Verteidigungskräfte nehmen die
Sicherheitskooperation sowie andere Pro-
jekte in Umsetzung des Tenet-Arbeitsplans
nach und nach wieder auf, darunter regel-
mäßige Treffen auf hoher Ebene unter Be-
teiligung von Sicherheitsfachleuten der Ver-
einigten Staaten.

● Die arabischen Staaten unterbinden die öffent-
liche und private Finanzierung von Gruppen,
die Gewalt und Terror verüben oder unterstüt-
zen, sowie alle anderen Formen der Unterstüt-
zung solcher Gruppen.

● Alle Geber, die die Palästinenser finanziell un-
terstützen, leiten diese Gelder über das zentrale
Konto des palästinensischen Finanzministeri-
ums.

● In dem Maße, in dem umfassende Fortschritte
im Sicherheitsbereich erzielt werden, ziehen sich
die israelischen Verteidigungskräfte schrittwei-
se aus den seit dem 28. September 2000 besetz-
ten Gebieten zurück, und beide Seiten stellen
den Status quo wieder her, der vor dem 28.
September 2000 bestand. Gebiete, aus denen
sich die israelischen Verteidigungskräfte zu-
rückziehen, werden wieder von palästinensi-
schen Sicherheitskräften übernommen.

Aufbau palästinensischer Institutionen

● Sofortige Einleitung eines glaubwürdigen Pro-
zesses zur Ausarbeitung eines Verfassungsent-
wurfs für einen palästinensischen Staat. Der
Verfassungsausschuß verteilt schnellstmöglich
den Entwurf der palästinensischen Verfassung,
der auf einer starken parlamentarischen Demo-
kratie und einem Kabinett mit einem entschei-
dungsbefugten Premierminister basiert, so daß
er öffentlich kommentiert / debattiert werden
kann. Der Verfassungsausschuß schlägt einen
Entwurf vor, der nach den Wahlen den zustän-
digen palästinensischen Institutionen zur An-
nahme vorzulegen ist.

● Ernennung eines interimistischen Premiermi-
nisters oder Kabinetts mit Entscheidungsbe-
fugnis / Entscheidungsorgans.

● Die israelische Regierung gewährt umfassende
Erleichterungen für Reisen palästinensischer
Funktionsträger zu Sitzungen des Palästinen-
sischen Legislativrats und des Kabinetts, die
international überwachte Neuausbildung der
Sicherheitskräfte, Tätigkeiten im Zusammen-
hang mit der Wahlreform und anderen Refor-
men sowie weitere unterstützende Maßnahmen
in bezug auf die Reformanstrengungen.

● Weitere Ernennungen von palästinensischen
Ministern mit Entscheidungsbefugnissen zur
Durchführung grundlegender Reformen. Voll-

zug weiterer Schritte zur Erreichung echter Ge-
waltenteilung, einschließlich etwa erforderli-
cher palästinensischer Rechtsreformen zu die-
sem Zweck.

● Einsetzung einer unabhängigen palästinensi-
schen Wahlkommission. Der Palästinensische
Legislativrat prüft und überarbeitet das Wahl-
gesetz.

● Erfüllung der von der Internationalen Arbeits-
gruppe für palästinensische Reformen festge-
legten Fortschrittskriterien auf den Gebieten
Recht, Verwaltung und Wirtschaft durch die
Palästinenser.

● So früh wie möglich und aufbauend auf den ge-
nannten Maßnahmen sowie im Rahmen einer
offenen Diskussion und einer transparenten Kan-
didatenaufstellung / eines transparenten Wahl-
kampfs auf der Grundlage eines freien Mehr-
parteienprozesses führen die Palästinenser freie,
offene und faire Wahlen durch.

● Die israelische Regierung erleichtert die Gewäh-
rung von Wahlhilfe durch die Arbeitsgruppe,
die Wählerregistrierung sowie die Bewegungs-
freiheit von Kandidaten und amtlichen Wahl-
helfern. Unterstützung für nichtstaatliche Orga-
nisationen, die am Wahlprozeß beteiligt sind. 

● Die israelische Regierung ermöglicht die Wie-
deröffnung der palästinensischen Handelskam-
mer und anderer geschlossener palästinensischer
Institutionen in Ost-Jerusalem auf der Grund-
lage der Zusicherung, daß diese Institutionen
strengstens im Einklang mit früheren Verein-
barungen zwischen den Parteien tätig sind.

Humanitäre Maßnahmen

● Israel ergreift Maßnahmen zur Verbesserung
der humanitären Lage. Israel und die Palästi-
nenser setzen alle Empfehlungen des Bertini-
Berichts zur Verbesserung der humanitären Be-
dingungen uneingeschränkt um, wobei sie Aus-
gangssperren aufheben und Bewegungsein-
schränkungen für Personen und Güter lockern
sowie internationalem und humanitärem Per-
sonal uneingeschränkten, sicheren und unbe-
hinderten Zugang gestatten.

● Der Ad-hoc-Verbindungsausschuß überprüft
die humanitäre Lage und die Aussichten für
wirtschaftliche Entwicklung im Westjordan-
land und in Gaza und startet eine großangeleg-
te Geberunterstützungskampagne, auch zur Un-
terstützung der Reformen.

● Die israelische Regierung und die Palästinen-
sische Selbstregierungsbehörde setzen im Ein-
klang mit vereinbarten, transparenten Überwa-
chungsmechanismen den Prozeß der Verrech-
nung von Steuereinnahmen und der Überwei-
sung von Geldern, einschließlich Rückständen,
fort.

Zivilgesellschaft

● Weitere Unterstützung durch Geber, einschließ-
lich verstärkter Finanzierung durch private Frei-
willigenorganisationen / nichtstaatliche Orga-
nisationen, um Programme zur Förderung von
Kontakten zwischen den Menschen, die Ent-
wicklung des Privatsektors und zivilgesellschaft-
liche Initiativen zu fördern.

Siedlungen

● Die israelische Regierung baut umgehend die
Siedlungsaußenposten ab, die seit März 2001
errichtet worden sind.

● Im Einklang mit dem Mitchell-Bericht stellt
die israelische Regierung jede Siedlungstätig-
keit (einschließlich des natürlichen Wachstums
der Siedlungen) ein.

Phase II: 
Übergang 

(Juni 2003 – Dezember 2003)

In der zweiten Phase richten sich die Bemühungen
auf die Option der Schaffung eines unabhängigen
palästinensischen Staates mit vorläufigen Grenzen
und Merkmalen der Souveränität auf der Grundla-
ge der neuen Verfassung, als Zwischenstation auf
dem Weg zu einer Vereinbarung über den endgül-
tigen Status. Wie bereits festgestellt, kann dieses
Ziel erreicht werden, wenn das palästinensische
Volk eine Führung hat, die entschieden gegen den
Terror vorgeht sowie willens und fähig ist, eine
funktionierende Demokratie auf der Grundlage von
Toleranz und Freiheit aufzubauen. Wenn es eine
solche Führung sowie reformierte zivile Institutio-
nen und Sicherheitsstrukturen gibt, werden die
Palästinenser die aktive Unterstützung des Quar-
tetts und der gesamten internationalen Gemein-
schaft für den Aufbau eines unabhängigen und le-
bensfähigen Staates erhalten.
Der Übergang zu Phase II wird auf der einvernehm-
lichen Beurteilung seitens des Quartetts beruhen,
ob die Bedingungen für ein Fortschreiten gegeben
sind, wobei das Verhalten beider Parteien berück-
sichtigt wird. Die Phase II, in der die Bemühungen
zur Normalisierung des Lebens der Palästinenser
und zum Aufbau palästinensischer Institutionen
weiterverfolgt und gefestigt werden, beginnt nach
den palästinensischen Wahlen und endet mit der
möglichen Schaffung eines unabhängigen palästi-
nensischen Staates mit vorläufigen Grenzen im
Jahr 2003. Die Hauptziele dieser Phase sind weite-
re umfassende Fortschritte im Sicherheitsbereich
und eine wirkungsvolle Sicherheitskooperation, die
weitere Normalisierung des Lebens der Palästinen-
ser und der fortgesetzte Aufbau von Institutionen,
die Weiterverfolgung und Festigung der Ziele der
Phase I, die Ratifikation einer demokratischen pa-
lästinensischen Verfassung, die förmliche Einrich-
tung des Amtes des Premierministers, die Konsoli-
dierung der politischen Reformen und die Schaf-
fung eines palästinensischen Staates mit vorläufi-
gen Grenzen.
● Internationale Konferenz: Wird durch das

Quartett in Abstimmung mit den Parteien un-
mittelbar nach dem erfolgreichen Abschluß der
palästinensischen Wahlen einberufen, um den
palästinensischen wirtschaftlichen Wiederauf-
bau zu unterstützen und einen Prozeß einzulei-
ten, der zur Schaffung eines unabhängigen pa-
lästinensischen Staates mit vorläufigen Gren-
zen führt.
> Eine solche Konferenz würde alle Parteien

einschließen und würde mit der Zielvorstel-
lung eines umfassenden Friedens im Na-
hen Osten (auch zwischen Israel und Syri-
en sowie zwischen Israel und Libanon) und
auf der Grundlage der in der Präambel die-
ses Dokuments niedergelegten Prinzipien
durchgeführt.

> Die arabischen Staaten bringen ihre Bezie-
hungen zu Israel wieder auf den Stand, den
sie vor der Intifada hatten (Handelsbüros,
usw.).

> Wiederbelebung des multilateralen Enga-
gements zu Themen wie zum Beispiel re-
gionale Wasserressourcen, Umwelt, Wirt-
schaftsentwicklung, Flüchtlinge und Fra-
gen der Rüstungskontrolle.

● Die neue Verfassung für einen demokratischen
und unabhängigen palästinensischen Staat wird
fertiggestellt und von den zuständigen palästi-
nensischen Institutionen angenommen. Erfor-
derlichenfalls werden nach der Annahme der
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neuen Verfassung weitere Wahlen abgehal-
ten.

● Im Einklang mit dem Verfassungsentwurf wird
ein mit Entscheidungsbefugnissen ausgestatte-
tes Reformkabinett mit dem Amt des Premier-
ministers offiziell eingesetzt.

● Weitere umfassende Fortschritte im Sicher-
heitsbereich einschließlich wirkungsvoller Si-
cherheitskooperation auf der für Phase I darge-
legten Grundlage.

● Schaffung eines unabhängigen palästinensischen
Staates mit vorläufigen Grenzen im Rahmen ei-
nes Prozesses israelisch-palästinensischen En-
gagements, der durch die internationale Konfe-
renz auf den Weg gebracht wird. Im Rahmen
dieses Prozesses Umsetzung früherer Verein-
barungen, um ein möglichst zusammenhängen-
des Staatsgebiet zu erhalten, einschließlich wei-
terer Maßnahmen in bezug auf die Siedlungen
im Zusammenhang mit der Errichtung eines pa-
lästinensischen Staates mit vorläufigen Grenzen.

● Stärkere Rolle der internationalen Gemeinschaft
bei der Überwachung des Übergangsprozesses
mit aktiver, nachhaltiger und praktischer Un-
terstützung durch das Quartett.

● Die Mitglieder des Quartetts setzen sich für die
internationale Anerkennung des palästinensi-
schen Staates ein, einschließlich der möglichen
Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen.

Phase III: 
Vereinbarung über den endgültigen Status und
Ende des israelisch-palästinensischen Konflikts

(2004-2005)

Der Übergang zu Phase III erfolgt auf der Grund-
lage der einvernehmlichen Beurteilung durch das
Quartett sowie unter Berücksichtigung des Ver-
haltens beider Parteien und der Überwachungser-
kenntnisse des Quartetts. Die Ziele der Phase III
sind die Konsolidierung der Reformen und die 
Stabilisierung der palästinensischen Institutionen,
nachhaltige und wirkungsvolle Fortschritte der
Palästinenser im Sicherheitsbereich sowie israe-
lisch-palästinensische Verhandlungen mit dem
Ziel einer Vereinbarung über den endgültigen Sta-
tus im Jahr 2005.
● Zweite Internationale Konferenz: Wird durch

das Quartett in Abstimmung mit den Parteien
Anfang 2004 einberufen, um die erzielte Eini-
gung über einen unabhängigen palästinensischen
Staat mit vorläufigen Grenzen zu bestätigen
und offiziell mit aktiver, nachhaltiger und prak-
tischer Unterstützung durch das Quartett einen
Prozeß einzuleiten, der zu einer abschließenden
Regelung des endgültigen Status im Jahr 2005
führt, unter Einbeziehung der Fragen der Gren-
zen, Jerusalems, der Flüchtlinge und der Sied-
lungen und um Fortschritte in Richtung einer
umfassenden Nahostlösung zwischen Israel und
Libanon sowie zwischen Israel und Syrien zu
fördern, die so bald wie möglich zu erzielen ist.

● Fortgesetzte umfassende und wirksame Fort-
schritte bei der Umsetzung der von der Arbeits-
gruppe in Vorbereitung der Vereinbarung über
den endgültigen Status ausgearbeiteten Re-
form-Agenda.

● Weitere nachhaltige und wirksame Fortschritte
im Sicherheitsbereich sowie nachhaltige, wirk-
same Sicherheitskooperation auf der für Phase
I dargelegten Grundlage.

● Internationale Bemühungen zur Erleichterung
der Reformen und Stabilisierung der palästi-
nensischen Institutionen sowie der palästinen-
sischen Wirtschaft in Vorbereitung der Verein-
barung über den endgültigen Status.

● Die Parteien erzielen eine abschließende und
umfassende Vereinbarung über den endgültigen
Status, die den israelisch-palästinensischen
Konflikt im Jahr 2005 beendet, im Wege der
gemeinsamen Aushandlung einer Regelung auf
der Grundlage der Resolutionen 242(1967),
338(1973) und 1379(2002) des Sicherheitsrats,
die die im Jahr 1967 begonnene Besetzung be-
endet und die eine einvernehmliche, gerechte,
faire und realistische Lösung der Flüchtlings-
frage sowie eine auf dem Verhandlungsweg er-
zielte Regelung des Status von Jerusalem bein-
haltet, die die politischen und religiösen Anlie-
gen beider Seiten berücksichtigt und die re-
ligiösen Interessen von Juden, Christen und
Muslimen in aller Welt schützt und die die Vi-
sion zweier Staaten, nämlich Israels und eines
souveränen, unabhängigen, demokratischen und
lebensfähigen Palästina, verwirklicht, die Seite
an Seite in Frieden und Sicherheit zusammen-
leben.

● Zustimmung der arabischen Staaten zur Auf-
nahme vollständiger normaler Beziehungen zu
Israel und Sicherheit für alle Staaten der Regi-
on im Kontext eines umfassenden arabisch-is-
raelischen Friedens.

*    Auf der Grundlage einer Übersetzung des Auswärti-
gen Amtes der Bundesrepublik Deutschland.

Ostafrikanisches Zwischenseengebiet

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Rückzug der
ausländischen Truppen aus dem Hoheitsgebiet
der Demokratischen Republik Kongo. – Reso-
lution 1468(2003) vom 20. März 2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

sowie die Erklärungen seines Präsidenten be-
treffend die Demokratische Republik Kongo,

– mit dem Ausdruck seiner vollen Unterstützung
für die Bemühungen des Hohen Kommissars
für Menschenrechte und seiner Dankbarkeit für
dessen Bericht über die Situation in Ituri (S/
2003/216) sowie unter Hinweis auf den vorhe-
rigen Bericht über die Situation in Kisangani
(S/2002/764),

– mit Genugtuung über den dreizehnten Bericht
des Generalsekretärs über die Mission der Ver-
einten Nationen in der Demokratischen Repu-
blik Kongo (MONUC) (S/2003/211),

– mit Lob für die Anstrengungen, welche die Re-
gierung Angolas unternimmt, um die Durch-
führung des Abkommens von Luanda vom 6.
September 2002 durch die Parteien sicherzu-
stellen, das die Grundlage für eine Regelung im
Gebiet von Ituri bildet, sowie mit dem Aus-
druck seines Dankes an die Regierung Ango-
las für ihre Bereitschaft, diese Anstrengungen
fortzusetzen, 

– sowie mit Lob für die Rolle der Regierung 
Südafrikas in Zusammenarbeit mit dem Son-
derabgesandten des Generalsekretärs dabei,
den kongolesischen Parteien behilflich zu sein,
eine Einigung über die Übergangsregelungen
zu erzielen,

– in Würdigung der Anstrengungen, die der Son-
derabgesandte des Generalsekretärs, der Son-
derbeauftragte des Generalsekretärs sowie ihre
Teams unternommen haben, um dabei behilf-
lich zu sein, die Verhandlungen in Pretoria auf
einen erfolgreichen Abschluß hinzusteuern,

– feststellend, daß die Situation in der Demokra-

tischen Republik Kongo nach wie vor eine Be-
drohung des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit in der Region darstellt,

1. begrüßt die von den kongolesischen Parteien
am 6. März 2003 in Pretoria erzielte Einigung
über die Übergangsregelungen, spricht den kon-
golesischen Parteien, die die Verantwortung
für die umfassende Erfüllung der von ihnen
übernommenen Verpflichtungen tragen, seine
Anerkennung für ihre Anstrengungen zur Lö-
sung der noch offenen Fragen aus und fordert
sie auf, so bald wie möglich die Übergangsre-
gierung in der Demokratischen Republik Kon-
go einzurichten, und betont, daß jeder Versuch,
ihre Einrichtung zu untergraben oder zu verzö-
gern, unannehmbar wäre;

2. verurteilt die in der Demokratischen Republik
Kongo verübten Massaker und anderen syste-
matischen Verstöße gegen das humanitäre Völ-
kerrecht und die Menschenrechte, insbesonde-
re die sexuelle Gewalt gegen Frauen und Mäd-
chen als Mittel der Kriegführung und die im
Gebiet von Ituri verübten Greueltaten durch
Truppen der Bewegung für die Befreiung des
Kongo (MLC) und der Kongolesischen Samm-
lungsbewegung für die Demokratie / National
(RCD/N), sowie die von den bewaffneten Kräf-
ten der Union kongolesischer Patrioten (UPC)
kürzlich begangenen Gewalthandlungen, und er-
klärt erneut, daß diese Handlungen nicht straf-
los bleiben werden und daß die Täter zur Re-
chenschaft gezogen werden;

3. betont, daß die im Bericht des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschen-
rechte im Zusammenhang mit schweren Ver-
stößen gegen das humanitäre Völkerrecht und
die Menschenrechte namentlich genannten Of-
fiziere mittels weiterer Ermittlungen vor Ge-
richt gebracht werden sollen und, sofern dies
auf Grund der Ermittlungen gerechtfertigt ist,
im Rahmen eines glaubwürdigen Gerichtsver-
fahrens zur Rechenschaft gezogen werden sol-
len; 

4. fordert die kongolesischen Parteien auf, bei der
Auswahl von Personen für Schlüsselpositionen
in der Übergangsregierung deren Engagement
und vergangenes Verhalten hinsichtlich der Ach-
tung des humanitären Völkerrechts und der Men-
schenrechte und bei der Förderung des Wohler-
gehens aller Kongolesen zu berücksichtigen;

5. legt den kongolesischen Parteien, die die Über-
gangsregierung bilden, eindringlich nahe, so
bald wie möglich eine Kommission für Wahr-
heit und Aussöhnung einzurichten, die mit der
Aufgabe betraut werden soll, die Verantwort-
lichkeit für schwere Verstöße gegen das huma-
nitäre Völkerrecht und die Menschenrechte
festzustellen, wie in den im Rahmen des inner-
kongolesischen Dialogs in Sun City im April
2002 verabschiedeten Resolutionen festgelegt
wurde;

6. erklärt erneut, daß alle Parteien, die bei der Ge-
staltung der Zukunft der Demokratischen Re-
publik Kongo eine Rolle beanspruchen, ihre
Achtung der Menschenrechte, des humanitären
Völkerrechts und der Sicherheit und des Wohl-
ergehens der Zivilbevölkerung unter Beweis
stellen müssen, und betont, daß die Übergangs-
regierung in der Demokratischen Republik Kon-
go Recht und Ordnung sowie die Achtung der
Menschenrechte wiederherstellen und der Straf-
losigkeit im gesamten Land ein Ende setzen
muß; 

7. ersucht den Generalsekretär, das Personal der
Menschenrechtskomponente der MONUC auf-
zustocken, damit sie im Einklang mit ihrem ge-
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genwärtigen Mandat die Fähigkeiten der kon-
golesischen Parteien zur Untersuchung aller
seit dem Beginn des Konflikts im August 1998
im Hoheitsgebiet der Demokratischen Repu-
blik Kongo begangenen schweren Verstöße ge-
gen das humanitäre Völkerrecht und die Men-
schenrechte unterstützt und stärkt, und ersucht
den Generalsekretär außerdem, im Benehmen
mit dem Hohen Kommissar für Menschenrech-
te dem Rat Empfehlungen darüber zu geben,
welche sonstigen Möglichkeiten bestehen, um
der Übergangsregierung in der Demokratischen
Republik Kongo bei der Regelung des Pro-
blems der Straflosigkeit behilflich zu sein;

8. bringt seine tiefe Besorgnis über die schweren
Kämpfe in Bunia zum Ausdruck, verlangt, daß
alle Konfliktparteien in Ituri die Feindseligkei-
ten sofort einstellen und daß alle Parteien eine
Vereinbarung über eine bedingungslose Feuer-
einstellung unterzeichnen, betont, daß sie mit
der MONUC zusammenarbeiten müssen, um
ohne weitere Verzögerung die Kommission 
zur Befriedung Ituris einzurichten, und betont
außerdem, daß im Einklang mit den von den
kongolesischen Parteien erzielten Vereinba-
rungen und im Rahmen der Kommission zur
Befriedung Ituris die erforderlichen Maßnah-
men zur Wiederherstellung der öffentlichen
Ordnung in Bunia ergriffen werden müssen; 

9. ersucht den Generalsekretär, soweit die Sicher-
heitsbedingungen dies zulassen, die Präsenz der
MONUC im Gebiet von Ituri zu verstärken und
insbesondere die Zahl der Militärbeobachter
und Menschenrechtsspezialisten zu erhöhen,
die Entwicklungen vor Ort zu überwachen, na-
mentlich die Nutzung von Flugplätzen im Ge-
biet von Ituri, und ersucht die MONUC außer-
dem, gemäß ihrem gegenwärtigen Mandat und
in Abstimmung mit allen kongolesischen Kon-
fliktparteien auch weiterhin Unterstützung und
Hilfe für die humanitären Anstrengungen be-
reitzustellen, die Einrichtung der Kommission
zur Befriedung Ituris zu erleichtern und bei ih-
rer Arbeit behilflich zu sein;

10. bestärkt die MONUC in ihren Bemühungen, sich
mit den in Betracht kommenden Parteien dar-
über ins Benehmen zu setzen, welche Möglich-
keiten bestehen, um die unmittelbare Sicher-
heitssituation im Gebiet von Ituri zu bewälti-
gen, und ersucht die MONUC, den Rat über ih-
re diesbezüglichen Bemühungen unterrichtet
zu halten; 

11. verlangt, daß alle Regierungen im Ostafrikani-
schen Zwischenseengebiet ihre militärische und
finanzielle Unterstützung an alle an dem be-
waffneten Konflikt in der Ituri-Region beteilig-
ten Parteien sofort einstellen, betont, daß alle
kongolesischen Parteien, einschließlich der Re-
gierung der Demokratischen Republik Kongo,
ihre Verpflichtungen nach der Waffenruhever-
einbarung von Lusaka sowie nach dem Plan
von Kampala und den Unterplänen von Harare
betreffend die Entflechtung und Umdislozie-
rung achten müssen, und erklärt erneut, daß al-
le ausländischen Truppen aus dem Hoheitsge-
biet der Demokratischen Republik Kongo ab-
gezogen werden müssen; 

12. fordert die Regierung Ugandas auf, den Abzug
aller ihrer Truppen ohne weitere Verzögerung
zum Abschluß zu bringen, und ist in dieser Hin-
sicht besorgt über den Umstand, daß die Zusa-
ge der Regierung, den Abzug bis zum 20. März
2003 durchzuführen, nicht erfüllt wurde, und
außerdem über die Erklärung, die das Mini-
sterium für auswärtige Angelegenheiten und
regionale Zusammenarbeit Rwandas am 14.

März 2003 herausgegeben hat, fordert die Re-
gierung Rwandas auf, keine bewaffneten Kräf-
te in das Hoheitsgebiet der Demokratischen
Republik Kongo zurückzuführen, und betont,
daß jede erneute Verstärkung der ausländi-
schen Militärpräsenz im Hoheitsgebiet der De-
mokratischen Republik Kongo unannehmbar
wäre und die Fortschritte, die bisher im Frie-
densprozeß erzielt wurden, untergraben würde; 

13. bringt seine tiefe Besorgnis über die zuneh-
menden Spannungen zwischen Rwanda und
Uganda und ihren Stellvertretern im Hoheits-
gebiet der Demokratischen Republik Kongo
zum Ausdruck und betont, daß die Regierun-
gen dieser beiden Länder Maßnahmen ergrei-
fen müssen, um gegenseitiges Vertrauen zu
schaffen, daß sie ihre Probleme mit friedlichen
Mitteln und ohne jede Einmischung in die kon-
golesischen Angelegenheiten regeln müssen und
daß sie alle Handlungen, die den Friedenspro-
zeß untergraben könnten, zu unterlassen ha-
ben; 

14. verlangt außerdem, daß alle Konfliktparteien in
der Demokratischen Republik Kongo und ins-
besondere in Ituri die Sicherheit der Zivilbe-
völkerung gewährleisten und der MONUC und
den humanitären Organisationen vollen und un-
gehinderten Zugang zu den bedürftigen Bevöl-
kerungsgruppen gewähren;

15. wiederholt seine in Resolution 1460(2003) zum
Ausdruck gebrachte Forderung an alle Kon-
fliktparteien, unverzüglich Informationen über
die Maßnahmen vorzulegen, die sie ergriffen
haben, um der Einziehung und dem Einsatz von
Kindern in bewaffneten Konflikten unter Ver-
stoß gegen ihre völkerrechtlichen Verpflich-
tungen ein Ende zu setzen, sowie seine in sei-
nen Resolutionen 1261(1999), 1314(2001), 1379
(2001) und 1460(2003) enthaltenen Forderun-
gen in bezug auf den Schutz von Kindern; 

16. erinnert an seine Forderung, der MONUC und
dem Drittpartei-Verifikationsmechanismus vol-
len und ungehinderten Zugang zu gewähren, so
daß sie die Durchführung des Abkommens von
Pretoria vom 30. Juli 2002 überprüfen und die
Behauptungen betreffend die Präsenz rwandi-
scher Truppen im Hoheitsgebiet der Demokra-
tischen Republik Kongo sowie betreffend die
Unterstützung der bewaffneten Gruppen im
Osten des Landes durch die Regierung der De-
mokratischen Republik Kongo untersuchen
können, erklärt erneut, daß beides unannehm-
bar wäre und die Fortsetzung des Friedenspro-
zesses untergraben würde, und betont, daß je-
de fortdauernde militärische Aktivität im Osten
der Demokratischen Republik Kongo schädli-
che Auswirkungen auf die Tätigkeiten der MO-
NUC zur Entwaffnung, Demobilisierung, Re-
patriierung, Wiedereingliederung oder Neuan-
siedlung bewaffneter Gruppen haben würde;

17. ersucht die MONUC, dem Rat so bald wie mög-
lich über die Ergebnisse seiner in Ziffer 16 ge-
nannten Untersuchungen Bericht zu erstatten;

18. bekundet seine Unterstützung für die vom Ge-
neralsekretär in Ziffer 59 seines letzten Be-
richts festgelegten allgemeinen Orientierungen
für die Rolle der MONUC bei der Unterstüt-
zung des Friedensprozesses und bringt seine
Absicht zum Ausdruck, seine diesbezüglichen
Empfehlungen zu berücksichtigen;

19. bekundet erneut seine volle Unterstützung für
die MONUC und für die Anstrengungen, die
sie weiter unternimmt, um den Parteien in der
Demokratischen Republik Kongo und in der
Region dabei behilflich zu sein, den Friedens-
prozeß voranzubringen, und betont, wie wich-

tig es ist, daß die MONUC mit der Phase III der
Dislozierung im Einklang mit Resolution 1445
(2002) voranschreitet;

20. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 16. Mai 2003 (UN-Dok. S/PRST/2003/6)

Auf der 4756. Sitzung des Sicherheitsrats am 16.
Mai 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats im
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes
›Die Situation betreffend die Demokratische Re-
publik Kongo‹ durch den Rat im Namen des Rates
die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat verurteilt die jüngsten Tötun-
gen, die Gewalt und die sonstigen Menschenrechts-
verletzungen und Greueltaten in Bunia sowie die
Angriffe auf die Mission der Vereinten Nationen
in der Demokratischen Republik Kongo (MO-
NUC) und auf die Binnenvertrieben, die in den 
Räumlichkeiten der Mission Zuflucht gesucht ha-
ben, und erklärt erneut, daß derartige Handlungen
nicht straflos bleiben werden und daß die Täter zur
Rechenschaft gezogen werden. Er verlangt, daß al-
le Feindseligkeiten in Ituri sofort eingestellt wer-
den. Die Kampfhandlungen sind unannehmbar. Sie
gefährden die Stabilität des Gebiets von Ituri und
untergraben ernsthaft die Fortsetzung des Friedens-
prozesses und die Errichtung der nationalen Über-
gangsregierung. 
Der Sicherheitsrat unterstützt voll und ganz die
Arbeit der Kommission zur Befriedung Ituris, die
durch das Abkommen von Luanda vom 6. Septem-
ber 2002 eingesetzt wurde, mit dem die Über-
gangsverwaltung von Ituri gebildet wurde, ermu-
tigt die Geber, zusätzliche Finanzmittel bereitzu-
stellen, und betont, daß es den verschiedenen kon-
golesischen Parteien in Ituri obliegt, in diesem Rah-
men einen wirksamen, alle Seiten einschließenden
Politik- und Sicherheitsmechanismus zu verfol-
gen.
Der Sicherheitsrat begrüßt das am 16. Mai 2003 
in Daressalam unterzeichnete Abkommen und for-
dert die Parteien auf, es vollinhaltlich und unver-
züglich durchzuführen.
Der Sicherheitsrat fordert alle Parteien in der Regi-
on auf, jede Unterstützung bewaffneter Gruppen
einzustellen und alle Handlungen zu unterlassen,
die die Wiederherstellung des Friedens in Ituri ge-
fährden könnten, insbesondere die Arbeit der Über-
gangsverwaltung von Ituri, und bekräftigt sein nach-
drückliches Bekenntnis zur Souveränität der De-
mokratischen Republik Kongo über ihr gesamtes
Hoheitsgebiet.
Der Sicherheitsrat bekundet seine Besorgnis über
die Verschlechterung der humanitären Lage in Bu-
nia und verlangt, daß alle Parteien vollen und un-
gehinderten Zugang für humanitäre Hilfslieferun-
gen gewähren und die Sicherheit der humanitären
Helfer gewährleisten. Er fordert außerdem die Ge-
bergemeinschaft auf, die humanitären Organisa-
tionen weiter zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat würdigt die von dem Personal
und den Kontingenten der MONUC in Ituri unter
sehr schwierigen Bedingungen geleistete Arbeit
und unterstützt sie vorbehaltlos. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die Anstrengungen des
Generalsekretärs, die dringliche humanitäre und
Sicherheitssituation in Bunia anzugehen, nament-
lich durch Optionen für die Entsendung einer in-
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ternationalen Noteinsatztruppe, und ermutigt ihn,
die diesbezüglichen Konsultationen dringend ab-
zuschließen. 
Der Sicherheitsrat verlangt, daß alle an dem Kon-
flikt in der Demokratischen Republik Kongo betei-
ligten kongolesischen Parteien und Staaten der Re-
gion jede Handlung unterlassen, die die mögliche
Dislozierung einer internationalen Truppe unter-
graben könnte, und daß sie diese unterstützen.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Genehmigung
der Einrichtung einer interimistischen multina-
tionalen Noteinsatztruppe in Bunia (Demokra-
tische Republik Kongo). – Resolution 1484
(2003) vom 30. Mai 2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

und die Erklärungen seines Präsidenten betref-
fend die Demokratische Republik Kongo, ins-
besondere die Erklärung vom 16. Mai 2003
(S/PRST/2003/6),

– entschlossen, den Friedensprozeß auf der natio-
nalen Ebene zu fördern und insbesondere die
rasche Bildung einer alle Seiten einschließen-
den Übergangsregierung in der Demokrati-
schen Republik Kongo zu erleichtern,

– mit dem Ausdruck seiner höchsten Sorge über
die Kampfhandlungen und die Greueltaten in
Ituri sowie über den Ernst der humanitären La-
ge in der Stadt Bunia,

– in Bekräftigung seiner vollen Unterstützung
für den von der Kommission zur Befriedung
Ituris eingeleiteten politischen Prozeß sowie
dazu auffordernd, daß dieser rasch wiederauf-
genommen und in diesem Rahmen ein wirk-
samer und alle Seiten einschließender Sicher-
heitsmechanismus geschaffen wird, der die be-
stehende Übergangsverwaltung Ituris ergänzen
und unterstützen soll,

– in der Erkenntnis, daß dringend eine sichere
Grundlage erforderlich ist, damit die Institutio-
nen der Übergangsverwaltung Ituris ihre Auf-
gaben uneingeschränkt wahrnehmen können,
sowie in Anbetracht dessen, daß die am 16.
Mai 2003 in Daressalam unterzeichnete Ver-
pflichtung zur Wiederaufnahme des Prozesses
zur Befriedung von Ituri das Bekenntnis der
Parteien in Ituri zu der Übergangsverwaltung
Ituris bekräftigt und sie darauf verpflichtet,
sich einem Prozeß der Kantonierung und Ent-
militarisierung anzuschließen,

– in Würdigung der Anstrengungen, welche die
Mission der Vereinten Nationen in der Demo-
kratischen Republik Kongo (MONUC) unter-
nimmt, um die Lage in Bunia zu stabilisieren
und den politischen Prozeß in Ituri zu unter-
stützen, insbesondere in Würdigung der wir-
kungsvollen Tätigkeit ihres dort dislozierten
uruguayischen Kontingents, in der Erwägung,
daß die Arbeit der MONUC vor Ort unterstützt
werden muß, sowie in Mißbilligung der An-
griffe auf die MONUC und die daraus resul-
tierenden Verluste an Menschenleben bekla-
gend,

– Kenntnis nehmend von dem Ersuchen, das der
Generalsekretär in seinem Schreiben vom 15.
Mai 2003 (S/2003/574) an den Rat richtete, so-
wie davon Kenntnis nehmend, daß der Präsi-
dent der Demokratischen Republik Kongo in
seinem Schreiben an den Generalsekretär so-
wie die Parteien in Ituri am 16. Mai 2003 in
Daressalam ihre Unterstützung für dieses Er-

suchen zum Ausdruck gebracht haben, sowie
davon, daß der Präsident Rwandas und der
Staatsminister für auswärtige Angelegenheiten
Ugandas in Schreiben an den Generalsekretär
auf dessen Ersuchen ihre Unterstützung für die
Dislozierung einer multinationalen Truppe nach
Bunia zum Ausdruck gebracht haben,

– feststellend, daß die Situation in der Region
Ituri und insbesondere in Bunia eine Bedro-
hung des Friedensprozesses in der Demokrati-
schen Republik Kongo sowie des Friedens und
der Sicherheit im Ostafrikanischen Zwischen-
seengebiet darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. genehmigt die Dislozierung einer interimisti-
schen multinationalen Noteinsatztruppe in Bu-
nia bis zum 1. September 2003, in enger Ab-
stimmung mit der MONUC, insbesondere mit
ihrem derzeit in der Stadt dislozierten Kontin-
gent, mit dem Ziel, zur Stabilisierung der Si-
cherheitsbedingungen und zur Verbesserung
der humanitären Lage in Bunia beizutragen,
den Schutz des Flughafens sowie der Binnen-
vertriebenen in den Lagern in Bunia zu ge-
währleisten und, falls die Situation es erfordert,
zur Sicherheit der Zivilbevölkerung, des Perso-
nals der Vereinten Nationen und der huma-
nitären Helfer in der Stadt beizutragen;

2. betont, daß diese interimistische multinationa-
le Noteinsatztruppe streng auf vorübergehen-
der Grundlage disloziert wird, um dem Gene-
ralsekretär zu gestatten, die Präsenz der MO-
NUC in Bunia zu verstärken, und ermächtigt
den Generalsekretär in dieser Hinsicht, im
Rahmen der genehmigten Höchstpersonalstär-
ke für die MONUC eine verstärkte Präsenz der
Vereinten Nationen nach Bunia zu dislozieren,
und ersucht ihn, dies bis Mitte August 2003 zu
tun;

3. fordert die Mitgliedstaaten auf, Personal, Aus-
rüstung und andere notwendige finanzielle und
logistische Ressourcen zu der multinationalen
Truppe beizutragen, und bittet die beitragen-
den Mitgliedstaaten, die Führung der Truppe
und den Generalsekretär zu unterrichten;

4. ermächtigt die an der interimistischen multina-
tionalen Noteinsatztruppe teilnehmenden Mit-
gliedstaaten, alle zur Erfüllung ihres Mandats
notwendigen Maßnahmen zu ergreifen;

5. verlangt, daß alle Konfliktparteien in Ituri und
insbesondere in Bunia die Feindseligkeiten so-
fort einstellen, und wiederholt, daß das huma-
nitäre Völkerrecht geachtet werden muß und
daß diejenigen, die dagegen verstoßen, nicht
straflos ausgehen werden;

6. verurteilt nachdrücklich die vorsätzliche Tö-
tung unbewaffneten Personals der MONUC und
humanitärer Organisationen in Ituri und ver-
langt, daß die Täter vor Gericht gestellt wer-
den;

7. verlangt, daß alle kongolesischen Parteien so-
wie alle Staaten des Ostafrikanischen Zwischen-
seengebiets die Menschenrechte achten, mit der
interimistischen multinationalen Noteinsatztrup-
pe und mit der MONUC bei der Stabilisierung
der Lage in Bunia zusammenarbeiten und da-
bei gegebenenfalls behilflich sind, daß sie der
Truppe volle Bewegungsfreiheit einräumen und
daß sie alle militärischen oder sonstigen Akti-
vitäten unterlassen, welche die Lage in Ituri
weiter destabilisieren könnten, und verlangt in
dieser Hinsicht außerdem die Einstellung jeg-
licher Unterstützung der bewaffneten Gruppen
und Milizen, insbesondere mit Waffen und
sonstigem Wehrmaterial, und verlangt ferner,

daß alle kongolesischen Parteien und alle Staa-
ten der Region die Erbringung derartiger Un-
terstützung aktiv verhindern;

8. fordert alle Mitgliedstaaten und insbesondere
diejenigen im Ostafrikanischen Zwischenseen-
gebiet auf, jede notwendige Unterstützung zu
gewähren, um die rasche Dislozierung der inte-
rimistischen multinationalen Noteinsatztruppe
nach Bunia zu erleichtern;

9. ersucht die Führung der interimistischen multi-
nationalen Noteinsatztruppe in Bunia, dem Rat
über den Generalsekretär regelmäßig über die
Durchführung ihres Mandats Bericht zu erstat-
ten;

10. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Osttimor

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Modifikatio-
nen des Abbaus der Unterstützungsmission der
Vereinten Nationen in Osttimor (UNMISET).
– Resolution 1473(2003) vom 4. April 2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

betreffend die Situation in Timor-Leste, insbe-
sondere der Resolution 1410(2002) vom 17.
Mai 2002,

– erneut seine volle Unterstützung für den Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs und die
Unterstützungsmission der Vereinten Nationen
in Osttimor (UNMISET)  bekundend,

– unter Begrüßung der Fortschritte, die Timor-
Leste mit Unterstützung der UNMISET seit
seiner Unabhängigkeit erzielt hat,

– in Anbetracht der weiterhin bestehenden Her-
ausforderungen für die Sicherheit und die Sta-
bilität Timor-Lestes,

– betonend, daß es vorrangig gilt, die allgemeine
Leistungsfähigkeit der Polizei Timor-Lestes zu
verbessern,

– nach Behandlung des Sonderberichts des Gene-
ralsekretärs über die UNMISET vom 3. März
2003 (S/2003/243),

– sowie nach Behandlung des Schreibens des
Untergeneralsekretärs für Friedenssicherungs-
einsätze vom 28. März 2003 an die Mitglieder
des Sicherheitsrats (S/2003/379, Anlage),

1. beschließt, daß die Zusammensetzung und Stär-
ke des Polizeianteils der UNMISET sowie der
Zeitplan für seinen Abbau gemäß den Ziffern
33 und 35 des Sonderberichts des Generalse-
kretärs geändert werden, wobei die folgenden
konkreten Maßnahmen ergriffen werden:
i) Einbeziehung einer international zusammen-

gesetzten Einheit für die Dauer eines Jah-
res;

ii) Bereitstellung zusätzlicher Ausbildungska-
pazitäten in den im Sonderbericht des Ge-
neralsekretärs genannten Kernbereichen;

iii) verstärkte Betonung menschenrechtlicher
und rechtsstaatlicher Aspekte;

iv) Beibehaltung einer größeren Überwachungs-
und Beratungspräsenz in Bezirken, in de-
nen die Polizeigewalt an die Polizei Timor-
Lestes übergeben wurde;

v) Weiterverfolgung der in dem Bericht der
Gemeinsamen Bewertungsmission über die
Polizeiarbeit vom November 2002 enthal-
tenen Empfehlungen;

vi) Ausrichtung der Planung auf die schritt-
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weise Übergabe der Polizeigewalt an die
Polizei Timor-Lestes, 

2. beschließt, daß der Zeitplan für den Abbau des
militärischen Anteils der UNMISET für den Zeit-
raum bis Dezember 2003 gemäß dem Schrei-
ben des Untergeneralsekretärs für Friedenssi-
cherungseinsätze an die Mitglieder des Sicher-
heitsrats vom 28. März 2003 geändert wird,
und beschließt demzufolge, daß während die-
ses Zeitraums zwei Bataillone sowie zugeord-
nete Truppenteile mit Mobilität in den an die
Taktische Koordinationslinie angrenzenden Ge-
bieten beibehalten werden und daß die Zahl der
Friedenssoldaten in kleineren Schritten als in
Resolution 1410(2002) vorgesehen auf 1 750
Mann reduziert wird; 

3. ersucht den Generalsekretär, für den geänder-
ten Zeitplan zum Abbau des militärischen An-
teils der UNMISET dem Sicherheitsrat bis 20.
Mai 2003 eine detaillierte militärische Strate-
gie zur Billigung  vorzulegen; 

4. ersucht den Generalsekretär, den Rat über alle
Entwicklungen vor Ort und über die Umset-
zung der geänderten Strategien für den Militär-
und Polizeibereich genau und regelmäßig un-
terrichtet zu halten;

5. ersucht die Regierung Timor-Lestes, weiter
eng mit der UNMISET zusammenzuarbeiten,
namentlich bei der Umsetzung der geänderten
Strategien für den Polizei- und Militärbereich;

6. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Mandats der Unterstützungsmission der
Vereinten Nationen in Osttimor (UNMISET).
– Resolution 1480(2003) vom 19. Mai 2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

über Timor-Leste, insbesondere der Resolutio-
nen 1410(2002) vom 17. Mai 2002 und 1473
(2003) vom 4. April 2003,

– in Würdigung der Anstrengungen des Volkes
und der Regierung Timor-Lestes sowie der
Fortschritte beim Aufbau der Institutionen ei-
nes unabhängigen Staates und bei der Förde-
rung einer stabilen, gerechten Gesellschaft auf
der Grundlage demokratischer Werte und der
Achtung der Menschenrechte, 

– sowie in Würdigung der Arbeit der Unterstüt-
zungsmission der Vereinten Nationen in Ostti-
mor (UNMISET) unter der Führung des Son-
derbeauftragten des Generalsekretärs, die dar-
auf gerichtet ist, die Regierung Timor-Lestes
beim Aufbau der Kapazitäten des Landes auf
dem Gebiet der Infrastruktur, der öffentlichen
Verwaltung, der Sicherung der Ordnung und
der Verteidigung zu unterstützen und den Ab-
schluß des Mandats der UNMISET zu planen,
so auch durch die Schaffung einer Arbeitsgrup-
pe für die Liquidation der Mission, 

– betonend, daß es vorrangig gilt, die allgemeine
Leistungsfähigkeit der Polizei Timor-Lestes zu
verbessern,

– erfreut über die kontinuierlichen Fortschritte
beim Aufbau positiver bilateraler Beziehungen
zwischen den Regierungen Timor-Lestes und
Indonesiens, die für die künftige Stabilität Ti-
mor-Lestes von entscheidender Bedeutung sind,
und anregend, daß beide Regierungen sich auch
weiterhin darum bemühen, eine Einigung über

die Frage der Grenzdemarkation zu erzielen,
die Sicherheit in der Grenzregion zu fördern,
die Wiederansiedlung der noch in Westtimor
bleibenden Osttimorer zu erleichtern und die
Verantwortlichen für die schweren Verbrechen
von 1999 vor Gericht zu stellen,

– anerkennend, wie wichtig die Fortsetzung der
Bemühungen ist, in der Vorphase des Abzugs
der UNMISET in koordinierter und struktu-
rierter Weise Qualifikationen und Befugnisse
von der UNMISET auf die Regierung Timor-
Lestes zu übertragen, mit dem Ziel, zur Ge-
währleistung der langfristigen Sicherheit und
Stabilität Timor-Lestes beizutragen, 

– davon Kenntnis nehmend, daß das planmäßige
Datum für die Beendigung der UNMISET der
20. Mai 2004 ist, wie in dem Mandatsumset-
zungsplan vorgesehen, der in dem Bericht des
Generalsekretärs vom 17. April 2002 (S/2002/
432) und in dem Sonderbericht des Generalse-
kretärs vom 3. März 2003 (S/2003/243) darge-
legt wird,

– unter Betonung der Notwendigkeit, die inter-
nationale Unterstützung für Timor-Leste fort-
zusetzen, und dazu anregend, daß auch weiter-
hin bilaterale und multilaterale Entwicklungs-
hilfe geleistet wird, 

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 21. April 2003 (S/2003/449),

– Kenntnis nehmend von der in den Ziffern 38
bis 51 dieses Berichts beschriebenen militäri-
schen Strategie,

1. beschließt, das gegenwärtige Mandat der UN-
MISET bis zum 20. Mai 2004 zu verlängern;

2. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Rwanda

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Benennun-
gen für das Amt eines Ad-litem-Richters beim
Internationalen Strafgerichtshof für Rwanda. –
Resolution 1477(2003) vom 29.April 2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine Resolutionen 955

(1994) vom 8. November 1994, 1165(1998)
vom 30. April 1998, 1329(2000) vom 30. No-
vember 2000, 1411(2002) vom 17. Mai 2002
und 1431(2002) vom 14. August 2002,

– nach Prüfung der beim Generalsekretär einge-
gangenen Benennungen für das Amt eines Ad-
litem-Richters beim Internationalen Strafge-
richtshof für Rwanda,

> leitet gemäß Artikel 12ter Absatz 1 Buchstabe d
des Statuts des Gerichtshofs die nachstehenden
Benennungen an die Generalversammlung wei-
ter:

Frau Achta Saker Abdoul (Tschad)
Herr Aydin Sefa Akay (Türkei)
Frau Florence Rita Arrey (Kamerun)
Herr Abdoulaye Barry (Burkina Faso)
Herr Miguel Antonio Bernal (Panama)
Frau Solomy Balungi Bossa (Uganda)
Herr Robert Fremr (Tschechische Republik)
Herr Silvio Guerra Morales (Panama)
Frau Taghreed Hikmat (Jordanien)
Frau Karin Hökborg (Schweden)
Herr Vagn Joensen (Dänemark)
Herr Gberdao Gustave Kam (Burkina Faso)
Herr Joseph-Médard Kaba Kashala Katuala

(Demokratische Republik Kongo)

Frau Engera A. Kileo 
(Vereinigte Republik Tansania)

Frau Nathalia P. Kimaro 
(Vereinigte Republik Tansania)

Frau Agnieszka Klonowiecka-Milart 
(Polen)

Frau Flavia Lattanzi (Italien)
Herr Kenneth Machin 

(Vereinigtes Königreich)
Herr Joseph Edward Chiondo Masanche 

(Vereinigte Republik Tansania)
Herr Patrick Matibini (Republik Sambia)
Herr Edouard Ngarta Mbaïouroum 

(Tschad)
Herr Antoine Kesia-Mbe Mindua 

(Demokratische Republik Kongo)
Herr Tan Sri Dato ’Hj. Mohd. Azmi Dato 

’Hj. Kamaruddin (Malaysia)
Herr Lee Gacuiga Muthoga (Kenia)
Herr Laurent Ngaoundi (Tschad)
Herr Beradingar Ngonyame (Tschad)
Herr Daniel David Ntanda Nsereko 

(Uganda)
Herr Seon Ki Park (Republik Korea)
Frau Tatiana Rav ducanu (Republik Moldau)
Herr Mparany Mamy Richard Rajohnson 

(Madagaskar)
Herr Edward Mukandara K. Rutakangwa 

(Vereinigte Republik Tansania)
Herr Emile Francis Short (Ghana)
Herr Albertus Henricus Joannes Swart 

(Niederlande)
Herr Xenofon Ulianovschi 

(Republik Moldau)
Frau Aura Emérita Guerra de Villalaz 

(Panama)

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Arbeit des
Internationalen Strafgerichtshofs für Rwanda.
– Resolution 1482(2003) vom 19. Mai 2003

Der Sicherheitsrat,
– Kenntnis nehmend von dem Schreiben des Ge-

neralsekretärs an den Präsidenten des Rates
vom 16. April 2003, dem das an den General-
sekretär gerichtete Schreiben des Präsidenten
des Internationalen Strafgerichtshofs für Rwan-
da vom 26. März 2003 beigefügt ist (S/2003/
431),

– sowie Kenntnis nehmend von dem Schreiben
des Präsidenten des Sicherheitsrats an den Prä-
sidenten des Internationalen Strafgerichtshofs
vom 30. April 2003 und der Antwort des Vize-
präsidenten des Internationalen Strafgerichts-
hofs vom 2. Mai 2003 (S/2003/554) sowie dem
Schreiben des Präsidenten des Sicherheitsrats
an den Generalsekretär vom 30. April 2003
(S/2003/550) und der Antwort des Generalse-
kretärs vom 8. Mai 2003,  der das an den Gene-
ralsekretär gerichtete Schreiben des Präsiden-
ten des Internationalen Strafgerichtshofs für
Rwanda vom 6. Mai 2003 beigefügt ist (S/
2003/551),

1. beschließt auf Grund des Ersuchens des Gene-
ralsekretärs,
a) daß Richter Dolenc nach seiner Ablösung

als Mitglied des Gerichtshofs den Fall Cyan-
gugu erledigt, mit dessen Behandlung er
vor Ablauf seiner Amtszeit begonnen hat;  

b) daß Richter Maqutu nach seiner Ablösung
als Mitglied des Gerichtshofs die Fälle Ka-
jelijeli und Kamuhanda erledigt, mit deren
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Behandlung er vor Ablauf seiner Amtszeit
begonnen hat;  

c) daß ungeachtet des Artikels 11 Absatz 1
des Statuts des Gerichtshofs und ausnahms-
weise Richter Ostrovsky nach seiner Ablö-
sung als Mitglied des Gerichtshofs den Fall
Cyangugu erledigt, mit dessen Behandlung
er vor Ablauf seiner Amtszeit begonnen
hat;  

d) daß Richterin Pillay nach ihrer Ablösung
als Mitglied des Gerichtshofs den Fall Me-
dia erledigt, mit dessen Behandlung sie vor
Ablauf ihrer Amtszeit begonnen hat;  

2. nimmt in dieser Hinsicht Kenntnis von der Ab-
sicht des Gerichtshofs, den Fall Cyangugu bis
Ende Februar 2004 und die Fälle Kajelijeli, Ka-
muhanda und Media bis Ende Dezember 2003
zu erledigen; 

3. ersucht die Präsidentin des Gerichtshofs, dem
Rat bis zum 1. August 2003, zum 15. Novem-
ber 2003 und zum 15. Januar 2004 Berichte
über den Stand der in Ziffer 1 genannten Fälle
vorzulegen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Sierra Leone

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen in Sierra Leone (UNAMSIL). – Re-
solution 1470(2003) vom 28. März 2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf seine früheren Resolutionen

und die Erklärungen seines Präsidenten zur Si-
tuation in Sierra Leone,

– in Bekräftigung des Bekenntnisses aller Staa-
ten zur Achtung der Souveränität, politischen
Unabhängigkeit und territorialen Integrität Sier-
ra Leones,

– mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über die
nach wie vor prekäre Sicherheitslage in der Ma-
no-Fluß-Region, insbesondere über den Kon-
flikt in Liberia und seine Folgen für die Nach-
barstaaten, namentlich Côte d’Ivoire, sowie
über die beträchtliche Anzahl von Flüchtlingen
und die humanitären Folgen für die Zivilbevöl-
kerung, die Flüchtlinge und die Binnenvertrie-
benen in der Region, und betonend, wie wich-
tig die Zusammenarbeit zwischen den Ländern
der Subregion ist,

– anerkennend, daß die Sicherheitslage in Sierra
Leone prekär bleibt, und anerkennend, daß es
geboten ist, die Kapazität der Polizei Sierra
Leones und der Streitkräfte weiter zu verstär-
ken und ihre Ressourcen zu mobilisieren, da-
mit sie selbständig die Sicherheit und die Stabi-
lität aufrechterhalten können,

– Kenntnis nehmend von bestimmten Beeinträch-
tigungen der Sicherheit, zu denen es in jüngster
Zeit gekommen ist und die in den Ziffern 2 bis
9 des Berichts des Generalsekretärs vom 17.
März 2003 (S/2003/321) beschrieben sind,

– erneut erklärend, welche Bedeutung der wirk-
samen Konsolidierung der staatlichen Auto-
rität in ganz Sierra Leone, insbesondere in den
Diamantenfeldern, der Wiedereingliederung der
ehemaligen Kombattanten, der freiwilligen und
ungehinderten Rückkehr der Flüchtlinge und
Binnenvertriebenen und der vollen Achtung der
Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit
zukommt, unter besonderer Berücksichtigung
des Schutzes von Frauen und Kindern, und die

anhaltende Unterstützung hervorhebend, die die
Vereinten Nationen der Regierung Sierra Leo-
nes bei der Verwirklichung dieser Ziele ge-
währen,

– hervorhebend, welche Bedeutung dem Sonder-
gerichtshof für Sierra Leone und der Kommis-
sion für Wahrheit und Aussöhnung dabei zu-
kommt, wirksame Maßnahmen in bezug auf
Straflosigkeit und Rechenschaftspflicht zu er-
greifen und die Aussöhnung zu fördern,

– hervorhebend, wie wichtig es ist, daß die Mis-
sion der Vereinten Nationen in Sierra Leone
(UNAMSIL) die Regierung Sierra Leones auch
weiterhin bei der Festigung des Friedens und
der Stabilität unterstützt,

– nach Behandlung des Berichts des Generalse-
kretärs vom 17. März 2003 (S/2003/321),

1. beschließt, das Mandat der UNAMSIL um ei-
nen Zeitraum von sechs Monaten ab dem 30.
März 2003 zu verlängern;

2. dankt denjenigen Mitgliedstaaten, die Trup-
pen, Zivilpolizei und Unterstützungsanteile für
die UNAMSIL zur Verfügung stellen, sowie
denjenigen, die entsprechende Zusagen abge-
geben haben;

3. lobt die UNAMSIL für die in den Ziffern 10
und 11 des Berichts des Generalsekretärs vom
17. März 2003 (S/2003/321) beschriebenen Fort-
schritte, die sie bei der Anpassung ihrer Per-
sonalstärke, ihrer Zusammensetzung und ihrer
Kräfteverteilung erzielt hat, während sie gleich-
zeitig die sierraleonischen Sicherheitskräfte wei-
terhin dabei unterstützte, die innere Sicherheit
zu wahren und die territoriale Unversehrtheit
Sierra Leones zu schützen;

4. fordert die UNAMSIL nachdrücklich auf, un-
ter Berücksichtigung einer Evaluierung der Si-
cherheitslage und der Kapazität und Fähigkeit
des sierraleonischen Sicherheitssektors, die Ver-
antwortung für die innere und äußere Sicher-
heit zu übernehmen, Phase 2 des Plans des Ge-
neralsekretärs wie geplant abzuschließen und
danach mit Phase 3 zu beginnen, sobald dies
praktisch durchführbar ist;

5. ersucht den Generalsekretär, dem Rat detail-
lierte Pläne für den restlichen Truppenabbau nach
Anlaufen von Phase 3 vorzulegen, namentlich
Optionen für einen schnelleren oder langsame-
ren Abzug nach Maßgabe der Sicherheitslage
sowie der Kapazität und Fähigkeit des sierra-
leonischen Sicherheitssektors, die Verantwor-
tung für die innere und äußere Sicherheit zu
übernehmen;

6. bekundet seine Besorgnis über die fortbeste-
hende Finanzierungslücke in dem von mehre-
ren Gebern finanzierten Treuhandfonds für das
Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wieder-
eingliederungsprogramm und fordert die Re-
gierung Sierra Leones nachdrücklich auf, sich
aktiv um die dringend benötigten zusätzlichen
Mittel für die Wiedereingliederung zu bemühen;

7. betont, daß die Stärkung der Verwaltungskapa-
zitäten der Regierung Sierra Leones, insbeson-
dere der Wirksamkeit und Stabilität der Poli-
zei, der Armee, des Strafvollzugssystems und
einer unabhängigen Richterschaft, eine wesent-
liche Voraussetzung für langfristigen Frieden
und eine dauerhafte Entwicklung ist, und for-
dert die Regierung Sierra Leones nachdrück-
lich auf, mit Unterstützung der Geber und der
UNAMSIL, in Übereinstimmung mit ihrem
Mandat, die Konsolidierung der Zivilgewalt
und der öffentlichen Dienste im ganzen Land
zu beschleunigen und die operative Wirksam-
keit und die Leistungsfähigkeit des Sicherheits-
sektors zu verstärken;

8. fordert die Staaten, die internationalen Organi-
sationen und die nichtstaatlichen Organisatio-
nen auf, die Nationale Normalisierungsstrate-
gie der Regierung Sierra Leones auch weiter-
hin zu unterstützen;

9. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen, die
die Regierung Sierra Leones unternimmt, um
die Diamantenabbaugebiete wirksam zu kon-
trollieren, fordert die Regierung Sierra Leones
nachdrücklich auf, vordringlich geeignete Op-
tionen für eine Politik der wirksameren Regu-
lierung und Kontrolle des Diamantenabbaus zu
prüfen, und legt der Regierung Sierra Leones
nahe, so bald wie möglich eine solche Politik
zu beschließen und anzuwenden;

10. begrüßt die Fortschritte bei der Verlegung von
Zivilpolizisten der Vereinten Nationen zu der
UNAMSIL und fordert die Mitgliedstaaten, die
dazu in der Lage sind, nachdrücklich auf, qua-
lifizierte Zivilpolizeiausbilder und -berater so-
wie Ressourcen zur Verfügung zu stellen, um
der Polizei Sierra Leones bei der Verwirkli-
chung ihrer Ziele in bezug auf die Personalstär-
ke und die Kapazität behilflich zu sein;

11. erklärt erneut seine nachdrückliche Unterstüt-
zung für den Sondergerichtshof für Sierra Leone,
appelliert an die Staaten, entsprechend dem Er-
suchen des Generalsekretärs in seinem Schrei-
ben vom 18. März 2003 großzügige Beiträge
zu dem Treuhandfonds für den Sondergerichts-
hof zu entrichten, appelliert an diejenigen Geber,
die bereits Mittel zugesagt haben, diese rasch
auszuzahlen, und fordert alle Staaten nach-
drücklich auf, mit dem Gericht voll zusammen-
zuarbeiten;

12. begrüßt die Einrichtung der Kommission für
Wahrheit und Aussöhnung und die Fortschrit-
te, die sie bei ihrer Tätigkeit erzielt hat, und for-
dert die Geber nachdrücklich auf, großzügig
Finanzmittel für sie zuzusagen;

13. fordert die Präsidenten der Mano-Fluß-Union
nachdrücklich auf, den Dialog wiederaufzu-
nehmen und die von ihnen eingegangenen Ver-
pflichtungen zur Konsolidierung des Friedens
und der Sicherheit in der Region umzusetzen,
ermutigt die Wirtschaftsgemeinschaft der West-
afrikanischen Staaten und Marokko zur Fort-
setzung ihrer Bemühungen um eine Beilegung
der Krise in der Region der Mano-Fluß-Union
und bekundet seine Unterstützung für die Be-
mühungen der Internationalen Kontaktgruppe
für Liberia um eine Lösung des Konflikts in
diesem Land;

14. nimmt mit Besorgnis Kenntnis von der Instabi-
lität, die seit kurzem an der Grenze zwischen
Sierra Leone und Liberia herrscht, verlangt,
daß die Streitkräfte Liberias und alle bewaffne-
ten Gruppen illegale Einfälle in das Hoheits-
gebiet Sierra Leones unterlassen, fordert alle
Staaten auf, alle einschlägigen Ratsresolutio-
nen in vollem Umfang zu befolgen, namentlich
das Embargo für alle Lieferungen von Waffen
und militärischem Gerät nach Liberia, und legt
den sierraleonischen Streitkräften nahe, zusam-
men mit der UNAMSIL auch weiterhin inten-
sive Patrouillen entlang der Grenze zu Liberia
durchzuführen;

15. legt der Regierung Sierra Leones nahe, den Be-
dürfnissen der vom Krieg betroffenen Frauen
und Kinder eingedenk Ziffer 42 des Berichts
des Generalsekretärs vom 17. März 2003 (S/
2003/321) besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men;

16. legt der UNAMSIL nahe, im Rahmen ihrer
Möglichkeiten und innerhalb ihrer Dislozie-
rungsgebiete auch künftig Unterstützung für

152 Vereinte Nationen 4/2003



die freiwillige Rückkehr der Flüchtlinge und
Vertriebenen zu gewähren, und fordert alle Be-
teiligten nachdrücklich auf, in Erfüllung ihrer
Verpflichtungen nach der Waffenruheverein-
barung von Abuja vom 10. November 2000 (S/
2000/1091) zu diesem Zweck auch weiterhin
zu kooperieren;

17. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, die
sicherheitsbezogene, politische, humanitäre und
die Menschenrechte betreffende Lage in Sierra
Leone weiterhin genau zu beobachten und dem
Rat nach entsprechenden Konsultationen mit
den truppenstellenden Ländern und der Regie-
rung Sierra Leones Bericht zu erstatten und
ihm dabei etwaige zusätzliche Empfehlungen
vorzulegen;

18. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Somalia

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 12. Dezember 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/35*)

Auf der 4663. Sitzung des Sicherheitsrats am 12.
Dezember 2002 gab der Präsident des Sicherheits-
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des
Punktes ›Die Situation in Somalia‹ durch den Rat
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»1. Der Sicherheitsrat, unter Hinweis auf seine
früheren Beschlüsse betreffend die Situation in So-
malia, insbesondere die Erklärung seines Präsiden-
ten vom 28. März 2002 (S/PRST/2002/8) sowie
die Resolutionen 733(1992) vom 23. Januar 1992
und 1425(2002) vom 22. Juli 2002, und Kenntnis
nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs
vom 25. Oktober 2002 (S/2002/1201), bekräftigt
sein Eintreten für eine umfassende und dauerhaf-
te Regelung der Situation in Somalia sowie seine
Achtung der Souveränität, der territorialen Unver-
sehrtheit, der politischen Unabhängigkeit und der
Einheit des Landes im Einklang mit den Zielen 
und Grundsätzen der Charta der Vereinten Natio-
nen.
2. Der Sicherheitsrat unterstützt nachhaltig den
einheitlichen Ansatz der Zwischenstaatlichen Be-
hörde für Entwicklung (IGAD) hinsichtlich der na-
tionalen Aussöhnung in Somalia und bekundet er-
neut seine nachdrückliche Unterstützung für den
Prozeß der nationalen Aussöhnung in Somalia und
die derzeit in Eldoret (Kenia) unter der Schirm-
herrschaft der IGAD stattfindende Nationale Aus-
söhnungskonferenz für Somalia. Der Rat legt allen
Parteien in ganz Somalia eindringlich nahe, sich
innerhalb des von der IGAD festgelegten Rahmens
an diesem Prozeß zu beteiligen, und erwartet, daß
die im Laufe des Prozesses angenommenen Be-
schlüsse eingehalten und rasch umgesetzt werden,
namentlich die von allen Delegierten am 27. Okto-
ber 2002 in Eldoret unterzeichnete Erklärung über
die Einstellung der Feindseligkeiten und die Struk-
turen und Grundsätze des Prozesses der nationalen
Aussöhnung in Somalia (im folgenden als ›Erklä-
rung von Eldoret‹ bezeichnet).
3. Der Sicherheitsrat begrüßt die Erklärung von
Eldoret als einen wichtigen Schritt zur Verwirkli-
chung des vorrangigen Zieles, der Gewalt und dem
Leid des somalischen Volkes ein Ende zu setzen
und ihm den Frieden zu bringen, den es so sehr ver-
dient. Der Rat fordert alle Parteien auf, alle Ge-

walthandlungen zu beenden und die Einstellung
der Feindseligkeiten zu achten.
4. Der Sicherheitsrat begrüßt ferner die von den
beteiligten Parteien am 2. Dezember 2002 in Mo-
gadischu abgegebene Gemeinsame Erklärung (im
folgenden als ›Erklärung von Mogadischu‹ be-
zeichnet), in der sie sich unter anderem verpflich-
tet haben, alle Feindseligkeiten einzustellen und
gemeinsam allen Tötungen und Entführungen un-
schuldiger Menschen sowie den Überfällen auf öf-
fentliche Verkehrsmittel in der Stadt ein Ende zu
setzen und alle Meinungsverschiedenheiten durch
Dialog und guten Willen beizulegen. Der Rat
nimmt davon Kenntnis, daß die beteiligten Partei-
en am 4. Dezember 2002 ferner übereingekommen
sind, auf friedlichem Wege zusammenzuarbeiten,
unter anderem mit dem Ziel, den Internationalen
Flughafen und den Seehafen in Mogadischu wie-
der zu öffnen und die öffentlichen Einrichtungen
in der Stadt wiederherzustellen.
5. Der Sicherheitsrat nimmt mit Befriedigung da-
von Kenntnis, daß am 2. Dezember 2002 in Eldoret
die zweite Phase des Prozesses der nationalen Aus-
söhnung in Somalia eingeleitet wurde, und begrüßt
dies als einen wichtigen Schritt nach vorn. Der Rat
wird diesen Prozeß mit lebhaftem Interesse verfol-
gen und legt allen Parteien eindringlich nahe, sich
auch weiterhin in konstruktiver Weise daran zu 
beteiligen, im Einklang mit dem vom Technischen
Ausschuß der IGAD festgelegten Rahmen sowie
in einem Geiste der Toleranz und des wechselseiti-
gen Entgegenkommens in jeder Phase des Prozes-
ses.
6. Der Sicherheitsrat würdigt die Regierung Ke-
nias für ihr besonderes Engagement als Gastgeber
und den aus den drei Frontstaaten Kenia, Äthiopi-
en und Dschibuti bestehenden Technischen Aus-
schuß der IGAD für seine ausschlaggebende Rol-
le bei der Erleichterung dieses Prozesses. Der Rat
legt ihnen eindringlich nahe, ihre aktive und posi-
tive Rolle bei der Förderung des Prozesses auch
weiterhin wahrzunehmen.
7. Der Sicherheitsrat legt den Mitgliedstaaten, die
dazu in der Lage sind, nahe, über den Technischen
Ausschuß der IGAD dringend weitere Beiträge zur
Unterstützung des Prozesses zu leisten.
8. Unter Verurteilung der jüngsten Angriffe auf
humanitäres Personal und Zivilpersonen in Soma-
lia begrüßt der Sicherheitsrat die von allen Dele-
gierten in Eldoret erzielte Vereinbarung, die Si-
cherheit aller Mitarbeiter und Einrichtungen der
humanitären und Entwicklungsorganisationen zu
gewährleisten, und fordert sie nachdrücklich auf,
praktische Schritte zu unternehmen, um dem hu-
manitären Personal bei seinen Bemühungen zur Ge-
währung von Hilfe in ganz Somalia sicheren und
uneingeschränkten Zugang zu verschaffen.
9. Der Sicherheitsrat bringt seine ernsthafte Be-
sorgnis über die Lage der Vertriebenen in Somalia
zum Ausdruck und fordert die zuständigen Behör-
den und die Mitgliedstaaten auf, Unterstützung 
für die Rückkehr und Wiedereingliederung soma-
lischer Flüchtlinge bereitzustellen und dringend hu-
manitäre Hilfe und Schutz für die Binnenvertriebe-
nen zu gewähren. Er ist insbesondere besorgt über
die Lage der 150 000 Binnenvertriebenen in den
Teilen Mogadischus, zu denen die Mitarbeiter der
humanitären Hilfsorganisationen nach wie vor kei-
nen Zugang haben. Der Rat ruft die bewaffneten
Splittergruppen auf, im Einklang mit der Erklä-
rung von Eldoret und der Erklärung von Mogadi-
schu sofortigen sicheren Zugang zu diesen und an-
deren hilfsbedürftigen Bevölkerungsgruppen im
ganzen Land zu gewähren.
10. Der Sicherheitsrat fordert alle Mitgliedstaaten,
Institutionen und Einzelpersonen erneut auf, das

mit der Resolution 733(1992) verhängte und mit
der Resolution 1425(2002) verstärkte Waffenem-
bargo genau zu befolgen, und fordert alle somali-
schen und regionalen Parteien sowie die Regie-
rungsvertreter und andere außerhalb der Region
kontaktierte Akteure nachdrücklich auf, mit der
Sachverständigengruppe bei ihrer Suche nach In-
formationen im Zusammenhang mit dem Embargo
in vollem Umfang zu kooperieren, im Einklang
mit Resolution 1425(2002) und Artikel 2.5 der Er-
klärung von Eldoret. Der Rat dankt der Sachver-
ständigengruppe für die mündlichen Informatio-
nen, die sie dem Rat über den Ausschuß des Si-
cherheitsrats nach Resolution 751(1992) betref-
fend Somalia am 14. November 2002 bereitgestellt
hat, und sieht dem schriftlichen Bericht der Sach-
verständigengruppe am Ende ihres Mandatszeit-
raums mit Interesse entgegen.
11. Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekre-
tär, auch weiterhin auf kohärente Weise Vorberei-
tungsmaßnahmen vor Ort in die Wege zu leiten,
mit dem Ziel, eine umfassende Mission zur Frie-
denskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit nach
Somalia zu entsenden, sobald die Sicherheitsbe-
dingungen dies zulassen, wie es in der Erklärung
des Ratspräsidenten vom 28. März 2002 heißt.
12. Der Sicherheitsrat erkennt an, daß ein umfas-
sendes Entwaffnungs-, Demobilisierungs-, Reha-
bilitierungs- und Wiedereingliederungsprogramm
in der Konfliktfolgezeit einen wichtigen Beitrag zu
Frieden und Stabilität in Somalia leisten wird.
13. Der Sicherheitsrat ermutigt den Generalsekre-
tär, den von der IGAD geförderten Prozeß der na-
tionalen Aussöhnung in Somalia und die derzeit 
in Eldoret stattfindende Konferenz aktiv zu un-
terstützen.
14. Der Sicherheitsrat bekundet seine Entschlos-
senheit, den Parteien bei der Umsetzung der im Rah-
men des Prozesses der nationalen Aussöhnung in
Somalia angenommenen Maßnahmen und Schluß-
folgerungen zugunsten des Friedens behilflich zu
sein.«

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 12. März 2003 (UN-Dok. S/PRST/2003/2)

Auf der 4718. Sitzung des Sicherheitsrats am 12.
März 2003 gab der Präsident des Sicherheitsrats
im Zusammenhang mit der Behandlung des Punk-
tes ›Die Situation in Somalia‹ durch den Rat im
Namen des Rates die folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat, unter Hinweis auf seine frühe-
ren Beschlüsse betreffend die Situation in Soma-
lia, insbesondere die Erklärungen seines Präsiden-
ten vom 13. Dezember 2002 (S/PRST/2002/35)
und vom 28. März 2002 (S/PRST/2002/8), und mit
Genugtuung über den Bericht des Generalsekre-
tärs vom 26. Februar 2003 (S/2003/231), bekräf-
tigt sein Eintreten für eine umfassende und dauer-
hafte Regelung der Situation in Somalia sowie sei-
ne Achtung der Souveränität, der territorialen Un-
versehrtheit, der politischen Unabhängigkeit und
der Einheit des Landes im Einklang mit den Zielen
und Grundsätzen der Charta der Vereinten Natio-
nen. 
Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine nach-
drückliche Unterstützung für den Prozeß der natio-
nalen Aussöhnung in Somalia und für die derzeit in
Kenia stattfindende Nationale Aussöhnungskonfe-
renz für Somalia, die unter der Schirmherrschaft
der Zwischenstaatlichen Behörde für Entwicklung
(IGAD) einberufen wurde und von der Regierung
Kenias geleitet wird. Der Rat legt allen Parteien in
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ganz Somalia eindringlich nahe, an diesem Prozeß
mitzuwirken, der allen Somaliern die einzigartige
Gelegenheit bietet, das Leiden ihres Volkes zu be-
enden und Frieden und Stabilität in ihrem Land
wiederherzustellen. Der Rat fordert die somali-
schen Parteien auf, die im Verlauf des Prozesses
verabschiedeten Beschlüsse zu befolgen und zü-
gig umzusetzen, namentlich die Erklärung über die
Einstellung der Feindseligkeiten und die Struktu-
ren und Grundsätze des Prozesses der nationalen
Aussöhnung in Somalia vom 27. Oktober 2002 (im
folgenden als ›Erklärung von Eldoret‹ bezeichnet)
(S/2002/1359), sowie die im Dezember 2002 ab-
geschlossene Vereinbarung zwischen fünf Führern
von Splittergruppen aus Mogadischu und der na-
tionalen Übergangsregierung betreffend die Wie-
derherstellung des Friedens und der Sicherheit in
Mogadischu und die darauf folgende Vereinba-
rung zwischen den fünf Führern der Splittergrup-
pen, in der sie sich namentlich dazu verpflichteten,
Anstrengungen zu unternehmen, um den Interna-
tionalen Flughafen und den Seehafen in Mogadi-
schu wieder zu öffnen, wie es in Ziffer 26 des Be-
richts des Generalsekretärs vom 26. Februar 2003
(S/2003/331) heißt. 
Der Sicherheitsrat lobt die Regierung Kenias für
ihre ausschlaggebende Rolle bei der Erleichterung
des Prozesses der nationalen Aussöhnung in Soma-
lia und fordert den aus den drei Frontstaaten (Äthio-
pien, Dschibuti und Kenia) bestehenden Technischen
Ausschuß der IGAD auf, seine aktive Rolle bei der
Förderung des Prozesses fortzusetzen. Der Rat be-
grüßt die Ernennung von Botschafter Bethuel Kipla-
gat zum Sonderabgesandten Kenias für den Pro-
zeß. Der Rat begrüßt außerdem die Ernennung von
Muhammad Ali Foum zum Sonderabgesandten der
Afrikanischen Union für Somalia, den großzügi-
gen Finanzbeitrag der Europäischen Union, Nor-
wegens und der Vereinigten Staaten von Amerika
und das nachhaltige Engagement ihrer Vertreter
sowie derjenigen des IGAD-Partnerforums und der
Liga der Arabischen Staaten. Der Rat legt ihnen
eindringlich nahe, ihre aktive und positive Rolle
bei der Unterstützung des Aussöhnungsprozesses
auch weiterhin wahrzunehmen.
Der Sicherheitsrat vermerkt, daß die sechs Aus-
söhnungsausschüsse des Prozesses der nationa-
len Aussöhnung in Somalia ihre Arbeit trotz der
Schwierigkeiten, mit denen die somalischen Teil-
nehmer im Hinblick auf ihre Vertretung konfron-
tiert sind, fortgesetzt haben. Der Rat fordert al-
le beteiligten Parteien nachdrücklich auf, in den
sechs Aussöhnungsausschüssen voll mitzuarbei-
ten und das Vertretungsproblem zu lösen, und be-
grüßt die Einsetzung eines diesbezüglichen Schieds-
ausschusses. Der Rat unterstützt die Zusage des Ge-
neralsekretärs, den sechs Aussöhnungsausschüs-
sen durch die Bereitstellung von technischer Un-
terstützung und einschlägigem Fachwissen bei ih-
rer Tätigkeit behilflich zu sein. 
Der Sicherheitsrat bekundet sein nachdrückliches
Bedauern darüber, daß es selbst nach der Unter-
zeichnung der ›Erklärung von Eldoret‹ weiterhin
zum Ausbruch von Kämpfen in Somalia gekom-
men ist, vor allem in Mogadischu und Baidoa. Der
Rat verurteilt alle an diesen Kämpfen Beteiligten
und fordert eine sofortige Beendigung aller Ak-
te der Gewalt in Somalia. Der Rat teilt die Schluß-
folgerung des Generalsekretärs, daß diejenigen, die
über Kriegswaffen verfügen, das Volk Somalias nach
wie vor in einem Kreislauf der Gewalt als Geiseln
halten. Der Rat teilt außerdem die Auffassung des
Generalsekretärs, daß das somalische Volk und die
internationale Gemeinschaft diese Personen für ih-
re Handlungen zur Verantwortung ziehen werden,
wenn sie weiterhin den Weg der Konfrontation

und des Konflikts beschreiten. In dieser Hinsicht
begrüßt es der Sicherheitsrat, daß die der IGAD
angehörenden Frontstaaten einen Mechanismus
zur Überwachung der Einhaltung der ›Erklärung
von Eldoret‹ geschaffen und ihre Absicht bekun-
det haben, geeignete Maßnahmen gegen alle Ein-
zelpersonen und Gruppen zu prüfen, die gegen die
›Erklärung von Eldoret‹ und die Übereinkünfte
vom Dezember 2002 verstoßen.
Der Sicherheitsrat nimmt mit ernster Besorgnis
Kenntnis von dem anhaltenden Zustrom von Waf-
fen und Munition nach Somalia sowie von den An-
schuldigungen hinsichtlich der Rolle einiger Nach-
barstaaten unter Verstoß gegen das mit Resolution
733(1992) vom 23. Januar 1992 verhängte Waf-
fenembargo und fordert alle Staaten und anderen
Akteure auf, das Waffenembargo genauestens zu
befolgen. Der Rat begrüßt die Arbeit der Sachver-
ständigengruppe nach Resolution 1425(2002) vom
22. Juli 2002 und bekundet seine Absicht, den Be-
richt der Gruppe umfassend zu prüfen und entspre-
chende Maßnahmen zu ergreifen, als ein Schritt
zur Stärkung des Waffenembargos und der Abrü-
stung.
Der Rat besteht darauf, daß es Personen oder son-
stigen Rechtsträgern nicht gestattet werden darf,
die Lage in dem Land auszunutzen, um von Soma-
lia aus terroristische Handlungen zu finanzieren,
zu planen, zu erleichtern, zu unterstützen oder zu
begehen, und betont, daß die Anstrengungen zur
Bekämpfung des Terrorismus in Somalia von der
Herbeiführung des Friedens und der Errichtung von
Regierungs- und Verwaltungsstrukturen in dem
Land nicht zu trennen sind. In diesem Geiste for-
dert der Rat die internationale Gemeinschaft nach-
drücklich auf, Somalia für die weitere und umfas-
sende Durchführung der Resolution 1373(2001)
Hilfe zu gewähren.
Der Sicherheitsrat bekundet seine ernste Besorgnis
über die humanitäre Lage in Somalia, insbesonde-
re in bezug auf die Binnenvertriebenen, vor allem
im Gebiet von Mogadischu. Der Rat fordert die so-
malischen Führer nachdrücklich auf, ihren Ver-
pflichtungen aus der ›Erklärung von Eldoret‹ ge-
recht zu werden und die Auslieferung der dringend
benötigten humanitären Hilfsgüter zu erleichtern,
die Sicherheit aller internationalen und nationalen
Mitarbeiter von Hilfsorganisationen zu gewährlei-
sten, dem gesamten humanitären Personal soforti-
gen sicheren Zugang zu verschaffen und die Rück-
kehr und Wiedereingliederung der Flüchtlinge zu
unterstützen. Der Rat fordert die Mitgliedstaaten
auf, umgehend und großzügig auf den konsolidier-
ten interinstitutionellen Beitragsappell der Verein-
ten Nationen für 2003 zu reagieren.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß einige Teile So-
malias zwar nach wie vor nicht stabil sind, daß je-
doch in maßgeblichen Landesteilen weiterhin rela-
tive Stabilität herrscht. Der Rat begrüßt die Ent-
wicklung der Aktivitäten zur Friedenskonsolidie-
rung auf Gemeinwesenebene und fordert die Be-
schleunigung umfassender Aktivitäten zur Friedens-
konsolidierung. Der Rat ersucht den Generalsekre-
tär, auch weiterhin auf kohärente Weise Vorberei-
tungsmaßnahmen vor Ort für eine umfassende Mis-
sion zur Friedenskonsolidierung in der Konflikt-
folgezeit in Somalia in die Wege zu leiten, wie in
der Erklärung des Ratspräsidenten vom 28. März
2002 (S/PRST/2002/8) festgelegt, sobald die Si-
cherheitsbedingungen dies zulassen, die auch die
Bekämpfung der Armut und die Stärkung der staat-
lichen Institutionen berücksichtigen soll.
Der Sicherheitsrat betont, daß ein umfassendes Frie-
denskonsolidierungsprogramm in der Konfliktfol-
gezeit, das besonderes Gewicht auf die Entwaff-
nung, Demobilisierung, Rehabilitation und Wie-

dereingliederung legt, einen wichtigen Beitrag zur
Wiederherstellung von Frieden und Stabilität in
Somalia leisten wird. Der Rat begrüßt den Beitrag
Irlands, Italiens und Norwegens zu dem Treuhand-
fonds für die Friedenskonsolidierung in Somalia
und fordert die anderen Geber auf, unverzüglich
diesem Beispiel zu folgen.
Der Sicherheitsrat würdigt die Arbeit des Lan-
desteams der Vereinten Nationen, der Rotkreuz-
und Rothalbmondbewegungen und der nichtstaat-
lichen Organisationen zur Unterstützung des Frie-
dens und der Aussöhnung in Somalia. Der Rat er-
mutigt den Generalsekretär, den von der IGAD 
getragenen Prozeß der nationalen Aussöhnung in 
Somalia weiterhin aktiv zu unterstützen und die
Durchführung und Verstärkung der laufenden hu-
manitären und auf die Friedenskonsolidierung ge-
richteten Aktivitäten vor Ort fortzusetzen.
Der Sicherheitsrat bekundet erneut seine Entschlos-
senheit, den somalischen Parteien behilflich zu sein
und die Vermittlungsbemühungen der IGAD im
Hinblick auf die Umsetzung der im Rahmen des
Prozesses der nationalen Aussöhnung in Somalia
angenommenen Maßnahmen und Schlußfolgerun-
gen zugunsten des Friedens zu unterstützen.«

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Durchsetzung
des gegen Somalia verhängten Waffenembar-
gos. – Resolution 1474(2003) vom 8. April
2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung seiner früheren Resolutionen

betreffend die Situation in Somalia, insbeson-
dere Resolution 733(1992) vom 23. Januar
1992, die ein Embargo für alle Lieferungen von
Waffen und militärischem Gerät nach Somalia
einrichtete (im folgenden als ›das Waffenem-
bargo‹ bezeichnet), der Resolution 1407(2002)
vom 3. Mai 2002, der Resolution 1425(2002)
vom 22. Juli 2002 sowie der Erklärungen sei-
nes Präsidenten vom 28. März 2002 (S/PRST/
2002/8), vom 12. Dezember 2002 (S/PRST/
2002/35) und vom 12. März 2003 (S/PRST/
2003/2),

– mit Bedauern feststellend, daß das Waffenem-
bargo seit 1992 ständig verletzt wird, auch
nach der Unterzeichnung der ›Erklärung über
die Einstellung der Feindseligkeiten und die
Strukturen und Grundsätze des Prozesses der
nationalen Aussöhnung in Somalia‹ (Erklärung
von Eldoret) im Oktober 2002, und mit dem
Ausdruck seiner Besorgnis über die rechtswid-
rigen Aktivitäten im Zusammenhang mit der
Finanzierung von Waffenkäufen und militäri-
schen Aktivitäten seitens derjenigen, die gegen
das Waffenembargo in Somalia verstoßen,

– erneut seine nachdrückliche Unterstützung für
den Prozeß der nationalen Aussöhnung in So-
malia und die derzeit stattfindende Nationale
Aussöhnungskonferenz für Somalia bekun-
dend, erneut erklärend, wie wichtig die Sou-
veränität, die territoriale Unversehrtheit, die
politische Unabhängigkeit und die Einheit So-
malias sind, in Übereinstimmung mit den Zie-
len und Grundsätzen der Charta, und die An-
strengungen Kenias würdigend, das die von der
Zwischenstaatlichen Behörde für Entwicklung
(IGAD) getragene Nationale Aussöhnungskon-
ferenz für Somalia ausrichtet,

– erneut darauf bestehend, daß sich kein Staat,
insbesondere kein Staat der Region, in die in-
neren Angelegenheiten Somalias einmischen
darf. Eine solche Einmischung trägt nur weiter
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zur Destabilisierung Somalias und zu einem
Klima der Angst bei, beeinträchtigt die Men-
schenrechte und könnte die Souveränität, die
territoriale Unversehrtheit, die politische Un-
abhängigkeit und die Einheit Somalias gefähr-
den. Hervorhebend, daß das Hoheitsgebiet So-
malias nicht dazu benutzt werden darf, die Sta-
bilität in der Subregion zu untergraben,

– mit dem erneuten Ausdruck seiner ernsten Be-
sorgnis über den unter Verstoß gegen das Waf-
fenembargo fortdauernden Strom von Waffen
und Munition nach Somalia und durch Somalia
aus Quellen außerhalb des Landes, der den
Frieden und die Sicherheit sowie die politi-
schen Bemühungen um nationale Aussöhnung
in Somalia ernsthaft untergräbt und die auf der
Konferenz von Nairobi über Kleinwaffen und
leichte Waffen im Jahr 2000 eingegangenen
Verpflichtungen in Frage stellt,

– anerkennend, wie wichtig es ist, durch bestän-
dige, aufmerksame Untersuchungen der Ver-
stöße gegen das Waffenembargo die Durchfüh-
rung des Waffenembargos in Somalia zu ver-
bessern und seine Überwachung zu verstärken,

– feststellend, daß die Situation in Somalia eine
Bedrohung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit in der Region darstellt,

– tätig werdend nach Kapitel VII der Charta der
Vereinten Nationen,

1. betont die Verpflichtung aller Staaten und son-
stigen Akteure, die Resolution 733(1992) in
vollem Umfang einzuhalten, und bekräftigt,
daß die Nichteinhaltung einen Verstoß gegen
die Bestimmungen der Charta der Vereinten
Nationen darstellt;

2. begrüßt den gemäß Ziffer 11 der Resolution
1425(2002) vorgelegten Bericht der Sachver-
ständigengruppe vom 25. März 2003 (S/2003/
223), nimmt mit Interesse Kenntnis von den
darin enthaltenen Bemerkungen und Empfeh-
lungen und bringt seine Absicht zum Aus-
druck, den Bericht umfassend zu prüfen, 

3. beschließt, für einen spätestens 3 Wochen nach
Verabschiedung dieser Resolution beginnen-
den Zeitraum von 6 Monaten erneut eine Sach-
verständigengruppe einzusetzen, die ihren Sitz
in Nairobi haben und folgenden Auftrag wahr-
nehmen soll:
a) die Verstöße gegen das Waffenembargo zu

untersuchen, unter Einschluß des Zugangs
nach Somalia auf dem Land-, Luft- und
Seeweg und insbesondere unter Ausschöp-
fung aller Quellen, die Aufschluß über Ver-
stöße geben könnten;

b) detaillierte Informationen und konkrete Emp-
fehlungen in den einschlägigen Fachgebie-
ten in bezug auf Verstöße sowie über die Maß-
nahmen vorzulegen, die dem Waffenembar-
go unter seinen verschiedenen Aspekten
Wirksamkeit verleihen und es verstärken
sollen;

c) nach Möglichkeit Felduntersuchungen in
Somalia, den Nachbarstaaten Somalias und
gegebenenfalls in anderen Staaten durch-
zuführen;

d) die Fähigkeit der Staaten der Region zur
vollständigen Durchführung des Waffen-
embargos zu bewerten, namentlich durch
eine Überprüfung der einzelstaatlichen Zoll-
und Grenzkontrollsysteme;

e) sich auf die gegenwärtigen Verstöße gegen
das Waffenembargo zu konzentrieren, ein-
schließlich der Transfers von Munition,
Einwegwaffen und Kleinwaffen;

f) bestrebt zu sein, diejenigen, die weiterhin
innerhalb und außerhalb Somalias gegen

das Waffenembargo verstoßen, sowie die-
jenigen, die sie aktiv unterstützen, zu iden-
tifizieren und dem Ausschuß nach Resolu-
tion 751(1992) vom 24. April 1992 (im fol-
genden als ›der Ausschuß‹ bezeichnet) den
Entwurf einer Liste für mögliche künftige
Maßnahmen vorzulegen;

g) zu untersuchen, ob ein Mechanismus ge-
schaffen werden kann, um zusammen mit
Partnern innerhalb und außerhalb Somalias
in enger Zusammenarbeit mit regionalen
und internationalen Organisationen, so auch
mit der Afrikanischen Union, die Durch-
führung des Waffenembargos zu überwa-
chen;

h) die in dem Bericht der Sachverständigen-
gruppe (S/2003/223) enthaltenen Empfeh-
lungen weiterzuentwickeln;

4. ersucht den Generalsekretär, nach Verabschie-
dung dieser Resolution und im Benehmen mit
dem Ausschuß bis zu vier Sachverständige,
einschließlich des Vorsitzenden, zu ernennen
und dabei soweit wie möglich und nach Bedarf
die Sachkenntnisse der Mitglieder der nach Re-
solution 1425(2002) ernannten Sachverständi-
gengruppe heranzuziehen, und ersucht den Ge-
neralsekretär ferner, die notwendigen finanzi-
ellen Vorkehrungen zu treffen, um die Arbeit
der Sachverständigengruppe zu unterstützen;

5. ersucht den Generalsekretär ferner sicherzu-
stellen, daß die Sachverständigengruppe über
ausreichende Sachkenntnisse auf den Gebieten
der Rüstung und der Rüstungsfinanzierung, der
Zivilluftfahrt, des Seetransports und der regio-
nalen Angelegenheiten verfügt und Zugang da-
zu hat, namentlich zu besonderem Fachwissen
über Somalia, im Einklang mit dem Mittelbe-
darf und den Verwaltungs- und Finanzvorkeh-
rungen, die im Bericht des Sachverständigen-
teams nach Resolution 1407(2002) aufgeführt
sind;

6. ersucht alle somalischen und regionalen Partei-
en sowie die Amtsträger der Regierung und an-
dere Akteure außerhalb der Region, mit denen
Kontakt aufgenommen wurde, mit der Sach-
verständigengruppe bei der Wahrnehmung ih-
res Auftrags voll zusammenzuarbeiten, und er-
sucht die Sachverständigengruppe, den Sicher-
heitsrat über den Ausschuß unverzüglich über
mangelnde Kooperationsbereitschaft zu unter-
richten;

7. ersucht die Sachverständigengruppe, den Rat
zur Halbzeit auf dem Weg über den Ausschuß
zu unterrichten und am Ende ihres Auftrags-
zeitraums dem Sicherheitsrat über den Aus-
schuß einen Schlußbericht zur Behandlung vor-
zulegen;

8. beschließt, zum frühestmöglichen Zeitpunkt
nach der Wiederaufnahme der Arbeit der Sach-
verständigengruppe eine Mission des Aus-
schusses unter der Führung des Ausschußvor-
sitzenden in die Region zu entsenden, um zu
zeigen, daß der Sicherheitsrat entschlossen ist,
dem Waffenembargo volle Geltung zu ver-
schaffen;

9. fordert abermals alle Staaten, insbesondere die-
jenigen in der Region, auf, dem Ausschuß alle
verfügbaren Informationen über Verstöße ge-
gen das Waffenembargo zur Verfügung zu
stellen;

10. bittet die Nachbarstaaten, dem Ausschuß vier-
teljährlich über ihre Anstrengungen zur Durch-
führung des Waffenembargos Bericht zu er-
statten; 

11. fordert die Regionalorganisationen, insbeson-
dere die Afrikanische Union und die Liga der

Arabischen Staaten, sowie die Staaten, die über
die entsprechenden Ressourcen verfügen, auf,
die somalischen Parteien und die Staaten in der
Region bei ihren Anstrengungen zur vollen
Durchführung des Waffenembargos zu unter-
stützen;

12. bringt seine Entschlossenheit zum Ausdruck,
die Situation in bezug auf die Durchführung
des Waffenembargos in Somalia auf der Grund-
lage der von der Sachverständigengruppe in ih-
ren Berichten bereitgestellten Informationen zu
überprüfen;

13. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

UN-Personal

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Sicherheit
des humanitären Personals, des Personals der
Vereinten Nationen und des beigeordneten
Personals. – Resolution 1502(2003) vom 26.
August 2003

Der Sicherheitsrat,
– mit dem erneuten Hinweis auf seine Hauptver-

antwortung für die Wahrung des Weltfriedens
und der internationalen Sicherheit und in die-
sem Zusammenhang auf die Notwendigkeit,
die Achtung vor den Grundsätzen und Regeln
des humanitären Völkerrechts zu fördern und
zu gewährleisten,

– in Bekräftigung seiner Resolutionen 1296(2000)
vom 19. April 2000 und 1265(1999) vom 17.
September 1999 über den Schutz von Zivilper-
sonen in bewaffneten Konflikten, der Resoluti-
on 1460(2003) vom 30. Januar 2003 über Kin-
der und bewaffnete Konflikte sowie der sonsti-
gen einschlägigen Resolutionen und unter Hin-
weis auf die Erklärungen seines Präsidenten
über den Schutz von Zivilpersonen in bewaff-
neten Konflikten und über den Schutz des Per-
sonals der Vereinten Nationen, des beigeord-
neten Personals und des humanitären Personals
in Konfliktzonen,

– erfreut darüber, daß die Generalversammlung
die Resolutionen 57/28 ›Umfang des Rechts-
schutzes nach dem Übereinkommen über die
Sicherheit von Personal der Vereinten Natio-
nen und beigeordnetem Personal‹ und 57/155
›Sicherheit des humanitären Personals und
Schutz des Personals der Vereinten Nationen‹
angenommen hat,

– erneut erklärend, daß das gesamte humanitäre
Personal sowie das Personal der Vereinten Na-
tionen und das beigeordnete Personal ver-
pflichtet sind, im Einklang mit dem Völker-
recht und der Charta der Vereinten Nationen
die Gesetze des Landes, in dem sie tätig sind,
einzuhalten und zu achten, und unterstreichend,
wie wichtig es ist, daß die humanitären Orga-
nisationen bei ihrer humanitären Tätigkeit die
Grundsätze der Neutralität, der Unparteilich-
keit und der Menschlichkeit einhalten,

– betonend, daß völkerrechtliche Bestimmungen
bestehen, die wissentliche und vorsätzliche An-
griffe auf Personal, das an einer humanitären
Hilfsmission oder friedenserhaltenden Mission
in Übereinstimmung mit der Charta der Ver-
einten Nationen beteiligt ist, verbieten, und daß
diese Angriffe in Situationen bewaffneter Kon-
flikte Kriegsverbrechen darstellen, sowie dar-
an erinnernd, daß die Staaten der Straflosigkeit
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für solche kriminellen Handlungen ein Ende
setzen müssen,

– in dem Bewußtsein, daß der Schutz des huma-
nitären Personals sowie des Personals der Ver-
einten Nationen und des beigeordneten Perso-
nals in Situationen bewaffneter Konflikte und
anderweitig Anlaß zur Sorge ist,

– in ernster Besorgnis über die Gewalthandlun-
gen, die in vielen Teilen der Welt gegen huma-
nitäres Personal sowie Personal der Vereinten
Nationen und beigeordnetes Personal verübt
werden, insbesondere gezielte Angriffe, die 
gegen das humanitäre Völkerrecht sowie das
sonst anwendbare Völkerrecht verstoßen, bei-
spielsweise der Anschlag auf das Hauptquar-
tier der Hilfsmission der Vereinten Nationen
für Irak (UNAMI) am 19. August 2003 in Bag-
dad,

1. verurteilt mit allem Nachdruck alle Formen der
Gewalt, darunter Mord, Vergewaltigung und
sexuelle Nötigung, Einschüchterung, bewaff-
neter Raub, Entführung, Geiselnahme, Drang-
salierung und widerrechtliche Festnahme und
Inhaftierung, denen diejenigen, die an humani-
tären Maßnahmen teilnehmen, zunehmend aus-
gesetzt sind, sowie die Angriffe auf humanitä-
re Konvois und die Akte der Zerstörung und
Plünderung ihres Eigentums;

2. fordert die Staaten nachdrücklich auf, dafür zu
sorgen, daß Verbrechen, die an diesem Perso-
nal begangen werden, nicht straflos bleiben;

3. bekräftigt die Verpflichtung aller an bewaff-
neten Konflikten beteiligten Parteien, die auf
sie anwendbaren völkerrechtlichen Regeln 
und Grundsätze im Zusammenhang mit dem
Schutz des humanitären Personals sowie des
Personals der Vereinten Nationen und des bei-
geordneten Personals vollinhaltlich einzuhal-
ten, insbesondere diejenigen des humanitären
Völkerrechts, des internationalen Rechts der
Menschenrechte und des Flüchtlingsvölker-
rechts;

4. fordert alle beteiligten Parteien nachdrücklich
auf, im Einklang mit dem humanitären Völker-
recht, namentlich den Genfer Abkommen und
der Haager Landkriegsordnung, humanitärem
Personal vollen und ungehinderten Zugang zu
allen hilfsbedürftigen Menschen zu gewähren
und soweit möglich alle notwendigen Einrich-
tungen für ihre Tätigkeit zur Verfügung zu stel-
len und die Sicherheit und Bewegungsfreiheit
des humanitären Personals sowie des Personals
der Vereinten Nationen und des beigeordneten
Personals samt ihrem Material zu fördern;

5. bekundet seine Entschlossenheit, geeignete
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicherheit
des humanitären Personals sowie des Personals
der Vereinten Nationen und des beigeordneten
Personals zu gewährleisten, indem er nament-
lich
a) den Generalsekretär ersucht, darauf hinzu-

wirken, daß in künftige und nach Bedarf
auch in bestehende Abkommen über die
Rechtsstellung der Truppen, Abkommen
über die Rechtsstellung der Mission sowie
Gaststaatabkommen zwischen den Verein-
ten Nationen und den Gastländern Schlüs-
selbestimmungen des Übereinkommens über
die Sicherheit von Personal der Vereinten
Nationen und beigeordnetem Personal auf-
genommen werden, unter anderem betref-
fend die Verhütung von Angriffen auf Mit-
arbeiter von Missionen der Vereinten Na-
tionen, die Erklärung solcher Angriffe zu
nach dem Gesetz mit Strafe bedrohten Ver-
brechen sowie die strafrechtliche Verfol-

gung oder Auslieferung der Täter, und in-
dem er die Gastländer ersucht, dies eben-
falls zu tun, sowie eingedenk dessen, wie
wichtig es ist, solche Abkommen ohne Ver-
zug auszuhandeln;

b) dem Generalsekretär nahelegt, im Einklang
mit seinen Vorrechten nach der Charta der
Vereinten Nationen dem Sicherheitsrat Si-
tuationen zur Kenntnis zu bringen, in de-
nen humanitäre Hilfe infolge von Gewalt
gegen humanitäres Personal sowie Perso-
nal der Vereinten Nationen und beigeord-
netes Personal versagt wird;

c) das Vorliegen eines außergewöhnlichen
Risikos im Sinne des Artikels 1 Buchstabe
c Ziffer ii des Übereinkommens über die
Sicherheit von Personal der Vereinten Na-
tionen und beigeordnetem Personal erklärt,
in Situationen, in denen die Umstände nach
seinem Dafürhalten eine solche Erklärung
rechtfertigen, und indem er den Generalse-
kretär bittet, den Rat zu unterrichten, wenn
die Umstände nach seinem Dafürhalten ei-
ne solche Erklärung rechtfertigen;

6. ersucht den Generalsekretär, in allen seinen
landesspezifischen Lageberichten auf die Fra-
ge der Sicherheit des humanitären Personals
sowie des Personals der Vereinten Nationen
und des beigeordneten Personals einzugehen,
namentlich auf konkrete Gewalthandlungen ge-
gen dieses Personal, auf Abhilfemaßnahmen,
die getroffen wurden, um ähnliche Vorfälle zu
verhindern, und auf Maßnahmen, die getroffen
wurden, um diejenigen, die solche Handlungen
begehen, ausfindig zu machen und zur Verant-
wortung zu ziehen, sowie zusätzliche Mittel
und Wege zur Erhöhung der Sicherheit dieses
Personals zu erkunden und vorzuschlagen.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Westafrika

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Erklärung
zur Verbreitung von Kleinwaffen und leichten
Waffen sowie Söldneraktivitäten in Westafri-
ka. – Resolution 1467(2003) vom 18. März
2003

Der Sicherheitsrat,
> beschließt, die beigefügte Erklärung über den

Punkt ›Verbreitung von Kleinwaffen und
leichten Waffen sowie Söldneraktivitäten: Be-
drohungen des Friedens und der Sicherheit in
Westafrika‹ zu verabschieden. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

ANLAGE

Der Sicherheitsrat bringt seine tiefe Besorgnis
über die mit der Verbreitung von Kleinwaffen und
leichten Waffen und den Aktivitäten von Söldnern
verbundenen Auswirkungen auf den Frieden und
die Sicherheit in Westafrika zum Ausdruck, die zu
schweren Verstößen gegen die Menschenrechte
und das humanitäre Völkerrecht beitragen, welche
der Rat verurteilt. Der Rat ersucht die Staaten der
Subregion sicherzustellen, daß die auf nationaler,
regionaler und internationaler Ebene beschlosse-
nen Maßnahmen zur Bekämpfung dieser Probleme
umgesetzt werden.
Der Sicherheitsrat fordert die Staaten der Subregi-
on auf, unter Berücksichtigung der Empfehlungen

dieser Arbeitstagung die beschlossenen Maßnah-
men zu stärken und sonstige geeignete Schritte zu
prüfen. Der Rat betont außerdem, daß die Staaten
der Subregion ihre Zusammenarbeit stärken müs-
sen, um die Personen und Einrichtungen zu identi-
fizieren, die am unerlaubten Handel mit Kleinwaf-
fen und leichten Waffen beteiligt sind und Unter-
stützung für die Söldneraktivitäten in Westafrika
bereitstellen.
Der Sicherheitsrat erkennt an, daß die nationalen
Kommissionen und Ausschüsse sowie andere ge-
eignete örtliche Strukturen (einschließlich der Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft) umfassender in
die praktische Umsetzung des von der Wirtschafts-
gemeinschaft der Westafrikanischen Staaten (ECO-
WAS) am 31. Oktober 1998 verabschiedeten Mo-
ratoriums für Kleinwaffen und leichte Waffen und
des von der Konferenz der Vereinten Nationen über
den unerlaubten Handel mit Kleinwaffen und
leichten Waffen unter allen Aspekten am 20. Juli
2001 in New York verabschiedeten Aktionspro-
gramms einbezogen werden müssen.
Der Sicherheitsrat fordert die Staaten Westafrikas
auf, die folgenden Empfehlungen zu prüfen, die
zur wirksameren Umsetzung des Moratoriums der
ECOWAS für Kleinwaffen beitragen könnten:
a) Ausweitung des Moratoriums durch die Auf-

nahme eines Mechanismus für den Informati-
onsaustausch über alle Kleinwaffen, die von
Mitgliedstaaten der ECOWAS beschafft wer-
den, sowie über die Waffentransfers der Liefer-
länder; 

b) Verstärkung der Transparenz auf dem Gebiet
der Rüstungen, namentlich durch die Einrich-
tung eines Registers der ECOWAS, in dem al-
le einzelstaatlichen Bestände von Kleinwaffen
und leichten Waffen erfaßt werden;

c) Stärkung der nationalen Kommissionen zur
Überwachung der Umsetzung des Moratori-
ums, sowohl personell als auch hinsichtlich der
Ausrüstung, und Ausarbeitung nationaler Akti-
onspläne;

d) Ergreifen der notwendigen Maßnahmen, um
die Kapazitäten des Sekretariats der ECOWAS
auszubauen;

e) computergestützte Führung der Luftfahrzeug-
register, um eine bessere Überwachung des
Luftraums im Einklang mit dem am 7. Dezem-
ber 1944 in Chikago unterzeichneten Abkom-
men über die Internationale Zivilluftfahrt si-
cherzustellen;

f) Einführung von standardisierten Endverwen-
derbescheinigungen für importierte Waffen.

Der Sicherheitsrat bringt seine Besorgnis über die
schwerwiegenden Verstöße gegen die Waffenem-
bargos in Westafrika zum Ausdruck und fordert al-
le Mitgliedstaaten auf, seine einschlägigen Resolu-
tionen uneingeschränkt zu befolgen.
Der Sicherheitsrat bringt seine Besorgnis über die
Verbindungen zwischen Söldneraktivitäten, dem
unerlaubten Waffenhandel und  Verstößen gegen
die Waffenembargos zum Ausdruck, die dazu bei-
tragen, daß die Konflikte in Westafrika neue Nah-
rung erhalten und weiter andauern.
Der Sicherheitsrat betont, daß die Völker und Ein-
richtungen der Subregion für die Gefahren und Aus-
wirkungen des unerlaubten Handels mit Kleinwaf-
fen und leichten Waffen sowie der Söldneraktivi-
täten sensibilisiert werden müssen.
Der Sicherheitsrat ermutigt alle Mitgliedstaaten
der ECOWAS, insbesondere diejenigen, die von
dem unerlaubten Handel mit Kleinwaffen und
leichten Waffen am stärksten betroffen sind, dem
Generalsekretär, so wie es andere Staaten getan
haben, vor der zweijährlichen Überprüfungsta-
gung 2003 nationale Berichte über die Maßnah-
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men vorzulegen, die sie zur Umsetzung des Ak-
tionsprogramms der Vereinten Nationen für Klein-
waffen und leichte Waffen ergriffen haben. 
Der Sicherheitsrat ruft die Gebergemeinschaft auf,
die Staaten der Subregion bei der Umsetzung und
Stärkung von Maßnahmen betreffend die Verbrei-
tung von Kleinwaffen und leichten Waffen sowie
Söldneraktivitäten zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat fordert die an Konflikten in
Westafrika beteiligten Parteien auf anzuerkennen,
wie wichtig Aktivitäten zur Abrüstung, Demobi-
lisierung und Wiedereingliederung in Situationen
nach Beendigung des Konflikts sind und wie wich-
tig es ist, diesbezügliche Bestimmungen in den
Wortlaut ausgehandelter Vereinbarungen aufzu-
nehmen, ebenso wie konkrete Maßnahmen zur
Einsammlung und Beseitigung von unerlaubten
und/oder überschüssigen Kleinwaffen.
Der Sicherheitsrat fordert alle Staaten in der Sub-
region auf, die militärische Unterstützung für be-
waffnete Gruppen in den Nachbarländern einzu-
stellen und Maßnahmen zu ergreifen, um zu ver-
hindern, daß bewaffnete Personen und Gruppen
ihr Hoheitsgebiet nutzen, um Angriffe auf Nach-
barländer vorzubereiten und durchzuführen.
Der Sicherheitsrat fordert die waffenproduzieren-
den und -exportierenden Länder auf, soweit sie es
noch nicht bereits getan haben, strenge Gesetze,
Vorschriften und Verwaltungsverfahren zu erlas-
sen, um durch ihre Anwendung eine wirksamere
Kontrolle über den Transfer von Kleinwaffen nach
Westafrika durch die Hersteller, Lieferanten, Mak-
ler und  Spediteure sicherzustellen, einschließlich
eines Mechanismus, der die Aufdeckung unerlaub-
ter Waffentransfers erleichtern würde, sowie durch
eine sorgfältige Prüfung von Endverwenderbeschei-
nigungen.
Der Sicherheitsrat fordert die regionalen und sub-
regionalen Organisationen erneut auf, Politiken,
Aktivitäten und Sensibilisierungskampagnen zu-
gunsten der vom Krieg betroffenen Kinder in ihren
Regionen auszuarbeiten. In dieser Hinsicht be-
grüßt der Rat die Verabschiedung der Erklärung
und des Aktionsprogramms von Akkra über vom
Krieg betroffene Kinder und die anschließende
Einrichtung einer Stelle für Kinderschutz inner-
halb des Sekretariats der ECOWAS.

Westsahara

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen für das Referendum in Westsahara
(MINURSO). – Resolution 1463(2002) vom
30. Januar 2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung aller seiner früheren Resolu-

tionen über Westsahara, insbesondere die Re-
solution 1429(2002) vom 30. Juli 2002,

1. beschließt, das Mandat der Mission der Verein-
ten Nationen für das Referendum in Westsaha-
ra (MINURSO) bis zum 31. März 2003 zu ver-
längern, um den Parteien Zeit zu geben, den
Vorschlag zu prüfen, der ihnen von dem Per-
sönlichen Abgesandten des Generalsekretärs
unterbreitet wurde;

2. ersucht den Generalsekretär, bis zum 17. März
2003 einen Bericht über die Situation vorzule-
gen;

3. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Mission der Vereinten
Nationen für das Referendum in Westsahara
(MINURSO). – Resolution 1469(2003) vom
25. März 2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu-

tionen über Westsahara, insbesondere die Re-
solution 1429(2002) vom 30. Juli 2002,

1. beschließt, das Mandat der Mission der Verein-
ten Nationen für das Referendum in Westsaha-
ra (MINURSO) bis zum 31. Mai 2003 zu ver-
längern;

2. ersucht den Generalsekretär, bis zum 19. Mai
2003 einen Bericht über die Situation vorzu-
legen, wie vom Generalsekretär in seinem
Schreiben vom 19. März 2003 an den Präsiden-
ten des Sicherheitsrats (S/2003/341) vorge-
schlagen;

3. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Mandats der Mission der Vereinten Na-
tionen für das Referendum in Westsahara
(MINURSO). – Resolution 1485(2003) vom
30. Mai 2003

Der Sicherheitsrat,
– unter Hinweis auf alle seine früheren Resolu-

tionen über Westsahara, insbesondere die Re-
solution 1429(2002) vom 31. Juli 2002,

– Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs vom 23. Mai 2003 (S/2003/565),

– mit Lob für die Arbeit des Sonderbeauftragten
des Generalsekretärs für Westsahara, nament-
lich seine Anstrengungen, die im Zusammen-
hang mit dem Konflikt bestehenden offenen
humanitären Fragen zu lösen und die vertrau-
ensbildenden Maßnahmen des Amtes des Ho-
hen Flüchtlingskommissars der Vereinten Na-
tionen umzusetzen,

1. beschließt, das Mandat der Mission der Verein-
ten Nationen für das Referendum in Westsaha-
ra (MINURSO) bis zum 31. Juli 2003 zu ver-
längern, um den Bericht des Generalsekretärs
vom 23. Mai 2003 (S/2003/565) weiter zu prü-
fen;

2. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Zentralafrika

SICHERHEITSRAT – Erklärung des Präsiden-
ten vom 31. Oktober 2002 (UN-Dok. S/PRST/
2002/31)

Auf der 4640. Sitzung des Sicherheitsrats am 31.
Oktober 2002 gab der Präsident des Sicherheitsrats
in Fortsetzung der Behandlung des Punktes ›Ver-
stärkung der Zusammenarbeit zwischen dem Sy-
stem der Vereinten Nationen und der zentralafrika-
nischen Region bei der Wahrung des Friedens und
der Sicherheit‹ durch den Rat, die am 22. Oktober
2002 stattgefunden hatte, im Namen des Rates die
folgende Erklärung ab:

»Der Sicherheitsrat erinnert an alle Erklärungen
seines Präsidenten betreffend die Situation in Afri-
ka und die von den Vereinten Nationen, insbeson-
dere dem Sicherheitsrat, ergriffenen Maßnahmen
auf dem Gebiet der vorbeugenden Diplomatie, der
Friedensschaffung, der Friedenssicherung und der
Friedenskonsolidierung.
Der Sicherheitsrat unterstreicht die Bedeutung des
Berichts des Generalsekretärs über Konfliktursa-
chen und die Förderung dauerhaften Friedens und
einer nachhaltigen Entwicklung in Afrika (S/1998/
318).
Der Sicherheitsrat ist sich dessen bewußt, daß Zen-
tralafrika trotz seines enormen Potentials, mit dem
es zu einem der Pole der Entwicklung des Konti-
nents werden könnte, noch nicht die Stabilität er-
reicht hat, die es in die Lage versetzen würde, sei-
ne Ressourcen auf gerechte Weise zum größtmög-
lichen Wohl seiner Bevölkerung zu nutzen.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß fünf von derzeit
zwölf Friedenssicherungs- und Friedenskonsoli-
dierungsmissionen auf dem Kontinent in Zentral-
afrika im Einsatz sind. Der Rat stellt außerdem
fest, daß sich von den 16 Sonderbeauftragten und
Sonderabgesandten des Generalsekretärs in Afrika
sechs in Zentralafrika befinden. In diesem Zusam-
menhang nimmt er Kenntnis von der Arbeit, wel-
che die Ad-hoc-Arbeitsgruppe für Konfliktpräven-
tion und Konfliktlösung in Afrika leistet, um die
Wirksamkeit des Büros des Sonderbeauftragten des
Generalsekretärs in Afrika zu erhöhen.
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die Unzuläng-
lichkeit der institutionellen und menschlichen Ka-
pazitäten, insbesondere derjenigen, die auf den
Integrationsprozeß ausgerichtet sind, die soziale,
wirtschaftliche und politische Integration Zentral-
afrikas erschwert hat.
Der Sicherheitsrat nimmt mit Befriedigung Kennt-
nis von den Anstrengungen, welche die zentral-
afrikanischen Staaten sowohl auf eigene Initiative
als auch mit Unterstützung durch die internationa-
le Gemeinschaft unternehmen, um die Schwierig-
keiten anzugehen, von denen diese Schlüsselregi-
on Afrikas betroffen ist. Er begrüßt außerdem die
Fortschritte, die einige zentralafrikanische Länder
im Hinblick auf die Förderung der Demokratie,
den Schutz der Menschenrechte und die nachhalti-
ge Entwicklung erzielt haben, und ermutigt in die-
ser Hinsicht zu weiteren Anstrengungen in der ge-
samten Region.
Der Sicherheitsrat begrüßt es, daß sich die zentral-
afrikanischen Staaten zunehmend dieser Schwie-
rigkeiten bewußt sind, was es ihnen ermöglichte,
auf der am 24. Juni 1999 in Malabo (Äquatorial-
guinea) abgehaltenen neunten Tagung des Gipfel-
treffens der Staats- und Regierungschefs die Akti-
vitäten der Wirtschaftsgemeinschaft der Zentral-
afrikanischen Staaten (ECCAS) wiederaufzuneh-
men und insbesondere eine Komponente der kol-
lektiven Sicherheit darin aufzunehmen. In diesem
Zusammenhang setzten die Staats- und Regierungs-
chefs drei Hauptprioritäten fest:

Aufbau ausreichender Kapazitäten zur Gewähr-
leistung des Friedens, der Sicherheit und der
Stabilität in der Region, als Voraussetzung für
die wirtschaftliche Entwicklung;

Förderung der sozialen, wirtschaftlichen und
monetären Integration Zentralafrikas;

Entwicklung einer echten Kultur der Integrati-
on innerhalb der Subregion.

Der Sicherheitsrat begrüßt außerdem die subre-
gionalen Bemühungen um die Förderung der Kon-
fliktprävention, der Konfliktbewältigung und der
Konfliktlösung in Zentralafrika. In diesem Zusam-
menhang würdigt der Rat die Schritte, die die zen-
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tralafrikanischen Länder unternommen haben, um
Konflikte mit friedlichen Mitteln beizulegen, na-
mentlich den mit nachdrücklicher Unterstützung
des Ständigen beratenden Ausschusses der Verein-
ten Nationen für Sicherheitsfragen in Zentralafrika
erfolgten Abschluß eines Protokolls zur Schaffung
des Rates für Frieden und Sicherheit in Zentralafri-
ka (COPAX) am 24. Juni 2000 (A/RES/55/34 B),
samt einem Pakt über gegenseitige Hilfe und ei-
nem Nichtangriffspakt. In dieser Hinsicht legt er
allen beteiligten Ländern nahe, das Protokoll rasch
zu ratifizieren und durchzuführen, und fordert die
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen, die dazu
in der Lage sind, nachdrücklich auf, mit voller Un-
terstützung des Systems der Vereinten Nationen
die Aufnahme der Tätigkeit seiner Hauptstruktu-
ren, unter anderem des Zentralafrikanischen Früh-
warnsystems, der Kommission für Verteidigung
und Sicherheit und der Zentralafrikanischen Mul-
tinationalen Truppe, zu unterstützen.
Der Sicherheitsrat erkennt außerdem die wichtige
Rolle an, die regionale und subregionale Organisa-
tionen dabei spielen können, den unerlaubten Han-
del mit Kleinwaffen und leichten Waffen und den
Zustrom solcher Waffen in Konfliktgebiete zu ver-
hüten, und unterstreicht, wie wichtig regionale Ver-
einbarungen und die regionale Zusammenarbeit
sowie die Stärkung der subregionalen technischen
Kapazitäten sind, um solche Waffenströme zu ver-
hüten.
Der Sicherheitsrat stellt mit Befriedigung fest, daß
die Subregion infolge aller dieser Bemühungen die
Konflikte, von denen sie betroffen ist, allmählich
überwindet, wodurch sich eine Gelegenheit zur
Konsolidierung des Friedens bietet, die alle Partei-
en ergreifen müssen und die die Mobilisierung von
beträchtlichen Ressourcen zur Unterstützung von
Demobilisierungs-, Entwaffnungs- und Wiederein-
gliederungsprogrammen verlangt.
Der Sicherheitsrat bekräftigt die Notwendigkeit, die
Partnerschaft zwischen dem System der Vereinten
Nationen und den zentralafrikanischen Staaten auf
dem Gebiet der Wahrung des Friedens und der Si-
cherheit zu fördern und zu stärken, und betont in
diesem Zusammenhang, daß es gilt, die Kapazitä-
ten in der Subregion, unter anderem auf dem Ge-
biet der Konfliktprävention und der Wahrung des
Friedens und der Sicherheit sowie im Bereich der
Wirtschaftsintegration, zu verstärken. Er fordert
die zentralafrikanischen Staaten außerdem auf, mit
Unterstützung des Systems der Vereinten Natio-
nen die Wirksamkeit, die Koordinierung und die
Kohäsion der subregionalen Organisationen zu
verbessern.
Der Sicherheitsrat bekräftigt außerdem, wie wich-
tig Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wie-
dereingliederungsprogramme im Prozeß der Kon-
fliktlösung in Zentralafrika sind. In diesem Zusam-
menhang fordert er die zentralafrikanischen Staa-
ten nachdrücklich auf, solche Programme dort, wo
sie notwendig sind, einzuleiten, unter anderem
mittels der Durchführung rasch wirkender Projek-
te, und fordert die internationale Gemeinschaft
auf, dabei Unterstützung zu gewähren. Der Sicher-
heitsrat dankt der Weltbank und dem Entwick-
lungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP)
für ihre erneute Zusage, Missionen in Zentralafri-
ka für die Konfliktfolgezeit kurz-, mittel- und lang-
fristig zu unterstützen, und legt diesen Organisa-
tionen nahe, ihre Bemühungen eng mit dem Gene-
ralsekretär und seinen Beauftragten im Feld abzu-
stimmen, um eine größere Effizienz und Komple-
mentarität zu gewährleisten.
Der Sicherheitsrat empfiehlt, in die Mandate der
Friedenssicherungs- und Friedenskonsolidierungs-
missionen gegebenenfalls die Unterstützung von

Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und Wiederein-
gliederungsprogrammen aufzunehmen. Er erkennt
den Zusammenhang zwischen Friedenssicherungs-
und Friedenskonsolidierungsmaßnahmen und wird
bei seiner Prüfung von Friedensmissionen auch wei-
terhin der Notwendigkeit der Koordinierung und
des reibungslosen Übergangs von einer Phase zur
nächsten Rechnung tragen.
Der Sicherheitsrat betont, daß dringend eine ange-
messene Lösung des Problems der Flüchtlinge und
Binnenvertriebenen in Zentralafrika herbeigeführt
werden muß.
Der Sicherheitsrat betont, wie wichtig ein umfas-
sender, integrierter, entschlossener und konzertier-
ter Ansatz gegenüber den Fragen des Friedens, der
Sicherheit und der Entwicklung in Zentralafrika
ist. In diesem Zusammenhang bittet er den Gene-
ralsekretär, den Sicherheitsrat innerhalb von sechs
Monaten darüber zu unterrichten, wie ein sol-cher
Ansatz zugunsten Zentralafrikas verwirklicht wer-
den kann, einschließlich durch die Entsendung ei-
ner interinstitutionellen Bewertungsmission.«

Zypern

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlänge-
rung des Mandats der Friedenstruppe der Ver-
einten Nationen in Zypern (UNFICYP). – 
Resolution 1442(2002) vom 25. November
2002

Der Sicherheitsrat,
– mit Genugtuung über den Bericht des General-

sekretärs vom 15. November 2002 (S/2002/
1243) über den Einsatz der Vereinten Nationen
in Zypern und insbesondere über die an die
Parteien gerichtete Aufforderung, die huma-
nitäre Frage der Vermißten mit der gebühren-
den Dringlichkeit und Ernsthaftigkeit zu be-
werten und zu regeln,

– feststellend, daß die Regierung Zyperns zuge-
stimmt hat, daß es angesichts der Verhältnisse
auf der Insel notwendig ist, die Friedenstruppe
der Vereinten Nationen in Zypern (UNFICYP)
über den 15. Dezember 2002 hinaus in Zypern
zu belassen,

– erfreut über die Anstrengungen, welche die
Vereinten Nationen unternehmen, um das Frie-
denssicherungspersonal im Hinblick auf die
Prävention und Eindämmung von HIV/Aids
und anderen übertragbaren Krankheiten bei al-
len ihren Friedenssicherungseinsätzen zu sen-
sibilisieren, und diese Anstrengungen befür-
wortend,

1. bekräftigt alle seine einschlägigen Resolutio-
nen über Zypern, insbesondere die Resolution
1251(1999) vom 29. Juni 1999 und die darauf-
folgenden Resolutionen;

2. beschließt, das Mandat der UNFICYP um ei-
nen weiteren, am 15. Juni 2003 endenden Zeit-
raum zu verlängern;

3. ersucht den Generalsekretär, bis zum 1. Juni
2003 einen Bericht über die Durchführung die-
ser Resolution vorzulegen;

4. fordert die türkisch-zyprische Seite und die tür-
kischen Streitkräfte nachdrücklich auf, die der
Tätigkeit der UNFICYP am 30. Juni 2000 auf-
erlegten Beschränkungen aufzuheben und den
militärischen Status quo ante in Strovilia wie-
derherzustellen;

5. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Auftrag der
Guten Dienste im Zypernkonflikt. – Resolution
1475(2003) vom 14. April 2003

Der Sicherheitsrat,
– in Bekräftigung aller seiner Resolutionen über

Zypern, insbesondere der Resolution 1250
(1999) vom 29. Juni 1999, die auf eine Eini-
gung über eine umfassende Regelung der  Zy-
pern-Frage abzielt,

– unter erneutem Hinweis auf sein starkes Inter-
esse an der Herbeiführung einer politischen Ge-
samtregelung in Zypern, die die einschlägigen
Resolutionen des Sicherheitsrrats und Über-
einkünfte voll berücksichtigt,

– mit Genugtuung über den Bericht des General-
sekretärs vom 1. April 2003 über seinen Gute-
Dienste-Auftrag in Zypern (S/2003/398),

1. würdigt die außergewöhnlichen Anstrengun-
gen, die der Generalsekretär, sein Sonderbera-
ter und sein Team in Erfüllung seines Gute-
Dienste-Auftrags und im Rahmen der Resoluti-
on 1250(1999) seit 1999 unternommen haben;

2. spricht dem Generalsekretär außerdem seine
Anerkennung dafür aus, daß er die Initiative er-
griffen hat, den Parteien einen Plan für eine
umfassende Regelung vorzulegen, der aufbau-
end auf den im Dezember 1999 unter der
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen be-
gonnenen Gesprächen die zwischen ihnen be-
stehenden Differenzen überbrücken sollte, und
den Plan im Anschluß an Verhandlungen am
10. Dezember 2002 und am 26. Februar 2003
zu überarbeiten;

3. bedauert, daß es, wie im Bericht des Generalse-
kretärs beschrieben, auf Grund des negativen
Herangehens des Führers der türkisch-zypri-
schen Volksgruppe, das in der auf dem Treffen
vom 10. bis 11. März 2003 in Den Haag einge-
nommenen Haltung gipfelte, nicht möglich
war, eine Einigung über die Abhaltung von
zwei gleichzeitigen Referenden über den Plan
zu erzielen, wie vom Generalsekretär vorge-
schlagen, womit den türkischen und den grie-
chischen Zyprern die Chance genommen wur-
de, selbst über einen Plan zu entscheiden, der
die Wiedervereinigung Zyperns ermöglicht
hätte, und daß es infolgedessen nicht möglich
sein  wird, vor dem 16. April 2003 zu einer um-
fassenden Regelung zu gelangen;

4. gibt dem sorgfältig ausgewogenen Plan des
Generalsekretärs vom 26. Februar 2003 als ein-
zigartiger Grundlage für weitere Verhandlun-
gen  seine volle Unterstützung und fordert alle
Beteiligten auf, im Rahmen der Guten Dienste
des Generalsekretärs zu verhandeln und dabei
den Plan zu nutzen, um zu einer umfassenden
Regelung zu gelangen, wie in den Ziffern 144-
151 des Berichts des Generalsekretärs beschrie-
ben;

5. betont seine volle Unterstützung für den Gute-
Dienste-Auftrag des Generalsekretärs, der ihm
in Resolution 1250(1999) übertragen wurde,
und bittet den Generalsekretär, Zypern auch
weiterhin seine Guten Dienste zur Verfügung
zu stellen, wie in seinem Bericht beschrieben;

6. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt
zu bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

SICHERHEITSRAT – Gegenstand: Verlängerung
des Mandats der Friedenstruppe der Vereinten

158 Vereinte Nationen 4/2003



Nationen in Zypern (UNFICYP). – Resolution
1486(2003) vom 11. Juni 2003

Der Sicherheitsrat,
– mit Genugtuung über den Bericht des General-

sekretärs vom 27. Mai 2003 (S/2003/572) über
den Einsatz der Vereinten Nationen in Zypern
und insbesondere über die an die Parteien ge-
richtete Aufforderung, die humanitäre Frage
der Vermißten mit der gebührenden Dringlich-
keit und Ernsthaftigkeit zu bewerten und zu re-
geln,

– feststellend, daß die Regierung Zyperns zuge-
stimmt hat, daß es angesichts der Verhältnisse
auf der Insel notwendig ist, die Friedenstruppe
der Vereinten Nationen in Zypern (UNFICYP)
über den 15. Juni 2003 hinaus in Zypern zu be-
lassen,

– erfreut über die Anstrengungen, welche die Ver-
einten Nationen unternehmen, um das Frie-
denssicherungspersonal im Hinblick auf die
Prävention und Eindämmung von HIV/Aids
und anderen übertragbaren Krankheiten bei al-

len ihren Friedenssicherungseinsätzen zu sen-
sibilisieren, und diese Anstrengungen befür-
wortend,

1. bekräftigt alle seine einschlägigen Resolutio-
nen über Zypern, insbesondere die Resolution
1251(1999) vom 29. Juni 1999 und die darauf-
folgenden Resolutionen;

2. beschließt, das Mandat der UNFICYP um ei-
nen weiteren, am 15. Dezember 2003 enden-
den Zeitraum zu verlängern;

3. billigt die Aufstockung des Zivilpolizeianteils
der UNFICYP um bis zu 34 Bedienstete, um
den höheren Arbeitsanfall zu bewältigen, der
durch die begrüßenswerte und von griechischen
und türkischen Zyprern mit gutem Willen auf-
genommene Aufhebung der Einschränkungen
der Bewegungsfreiheit auf der gesamten Insel
entstanden ist;

4. nimmt davon Kenntnis, daß die türkisch-zypri-
sche Seite begrenzte Maßnahmen getroffen hat,
um einige der am 30. Juni 2000 über die Tätig-
keit der UNFICYP verhängten Beschränkun-
gen zu lockern, fordert jedoch die türkisch-

zyprische Seite und die türkischen Truppen
nachdrücklich auf, alle noch verbleibenden Be-
schränkungen für die UNFICYP aufzuheben;

5. bekundet seine Besorgnis über die jüngsten wei-
teren Verstöße der türkisch-zyprischen Seite
und der türkischen Truppen in Strovilia und
fordert sie nachdrücklich auf, den militärischen
Status quo wiederherzustellen, der dort vor dem
30. Juni 2000 bestand;

6. ersucht den Generalsekretär, bis zum 1. De-
zember 2003 einen Bericht über die Durchfüh-
rung dieser Resolution vorzulegen;

7. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu
bleiben.

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme.

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut-
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New
York
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Buchbesprechungen

Eichhorst, Markus: Rechtsprobleme der
United Nations Compensation Commission

Berlin: Duncker & Humblot 2002
256 S., 52,- Euro

Erfreulicherweise verkürzt sich die Vorlaufzeit
für die Veröffentlichung wissenschaftlicher Ana-
lysen von Nebenorganen des Sicherheitsrats der
Vereinten Nationen immer mehr. Diese rechts-
wissenschaftliche Dissertation aus Kiel ist be-
reits die zweite einschlägige Arbeit im deut-
schen Sprachraum. Sie bemüht sich über Funk-
tionsbeschreibung und Verfahrenseinzelheiten
hinaus um eine rechtliche Einordnung der Ent-
schädigungskommission der Vereinten Nationen
(United Nations Compensation Commission,
UNCC), die nach dem Zweiten Golfkrieg zur
Regulierung der gegen Irak erhobenen, aus der
Besetzung Kuwaits resultierenden Ansprüche
geschaffen wurde. Dies geschieht in erster Linie
vor dem Hintergrund bisher bestehender Ein-
richtungen zur Durchsetzung der Staatenverant-
wortlichkeit, in zweiter Linie in chartarechtli-
cher Hinsicht. Im Zentrum steht die Rolle der
UNCC als Durchsetzungsorgan der Staatenver-
antwortlichkeit. Dies dürfte kaum überraschen
angesichts des Umstands, daß die UNCC das er-
ste von einer internationalen Organisation ge-
schaffene Wiedergutmachungsorgan ist, und es
gehört zu den Verdiensten dieser Dissertation,
daß sie darlegt, in welch hohem Maße dieses
Unterorgan des Sicherheitsrats zwar etwas Neu-
artiges darstellt, aber dennoch viel mehr als ange-
nommen aus schon Vorhandenem schöpft.
Bisherige Behandlungen dieses Themas schwank-
ten zwischen einer Ablehnung der UNCC als
versaillesmäßige Siegerjustiz und einer unkriti-
schen Empfehlung derselben als Zukunftsnorm.

Der Autor ist sich der Mängel der getroffenen
Kompromisse in der endgültigen Ausarbeitung
der Befugnisse und Verfahren des Organs be-
wußt, sieht aber keinen Anlaß, der UNCC die
Legitimität abzusprechen. Er stuft sie schließ-
lich als ein zwar defizitäres, aber unter den Um-
ständen legitimes und angemessenes Organ zur
Streitschlichtung durch Dritte ein.
Im Kern besteht ein Spannungsverhältnis zwi-
schen Effektivitätsanforderungen und dem Ide-
al der Einzelfallgerechtigkeit. Die Verpflich-
tung Iraks zur Wiedergutmachung wurde nicht
erst durch Beschlüsse des Sicherheitsrats begrün-
det, sondern entstand aus dem allgemeinen Völ-
kerrecht (Staatenverantwortlichkeit), während
die rechtliche Grundlage dem Chartarecht ent-
nommen wurde. Die UNCC weist deshalb keine
ausreichende Unabhängigkeit vom Sicherheits-
rat auf und gewährt Irak kein adäquates rechtli-
ches Gehör. Mit der UNCC hat der Sicherheits-
rat ein »nicht ausreichend judikativ ausgestal-
tetes Organ mit einer judikativen Aufgabe be-
treut«, wie der Autor beklagt. Ihre Vorgänger
sieht er in den rein nationalen Entschädigungs-
kommissionen der Vereinigten Staaten und
Großbritanniens.
In einer Hinsicht erscheint die UNCC als ein-
deutig fortschrittliche Innovation in der inter-
nationalen Entschädigungspraxis: sie nimmt die
Interessen von Individuen viel besser wahr, als
es bei der älteren Praxis gegeben war, die alles
dem Ermessen und damit auch der Willkür der
Heimatstaaten überließ. Denn die Staaten haben
im Regime der UNCC hauptsächlich admini-
strative Aufgaben, sie sind nicht Parteien. In 
ihrer begrenzten Rolle bei der Umsetzung der
Entscheidungen sind sie auch rechenschafts-
pflichtig. Diese »Mediatisierung des einzelnen«
entspricht sehr wohl dem Trend des modernen
Völkerrechts. Die große Masse der kleinen An-

spruchsteller in Kategorie A (bis 2 500 US-
Dollar), deren Fälle summarisch – also unbü-
rokratisch und schnell – behandelt wurden, wa-
ren unbemittelte Migranten aus schwachen Ent-
wicklungsländern, unter ihnen auch staatenlose
Palästinenser. Wieviel an Entschädigung sie be-
kommen hätten, wenn nur Staaten hier tätig
werden dürften, läßt sich leicht erraten.
Inkonsequenzen in der Struktur und Praxis der
UNCC sind nicht nur auf die unterschiedlichen
Quellen ihrer Autorität zurückzuführen, sondern
ergeben sich auch aus den machtpolitischen Un-
gleichgewichten. In einigen Detailfragen weist
der Autor nach, daß mehrere der ursprünglichen
Empfehlungen von UN-Generalsekretär Javier
Pérez de Cuéllar bei der endgültigen Ausgestal-
tung der UNCC übergangen wurden.
Zu den faszinierendsten Widersprüchen der 
UNCC gehört die Anwendung von erst seit zwei
Jahrzehnten existierenden und aus den großen
US-amerikanischen Sammelklagen bekannten
Abwicklungsverfahren (mass tort), wonach die
vielen Einzelfälle nicht individuell, sondern ka-
tegorienweise durch statistische Methoden der
linearen Regressionsanalyse behandelt werden.
Daß ein so erzkonservatives Gremium wie der
Sicherheitsrat ein Nebenorgan mit einer der-
art fortgeschrittenen Methodik kreieren konnte,
regt sicherlich zum Nachdenken an. Noch inter-
essanter ist die Behauptung des Autors, daß die-
ses Verfahren den Einfluß des Sekretariats auf
das Verfahren erheblich erweitert hat. Der Be-
fund bestärkt diesen Rezensenten in der Über-
zeugung, daß die expertendominierten Unter-
organe des Sicherheitsrats ihre Aufgaben bes-
ser erledigt haben als ihre mit Diplomaten be-
schickten Schwestergremien.
Es dürfte kaum überraschen, daß der Autor als
Rechtswissenschaftler wenig von der Intranspa-
renz dieses UN-Organs hält; sie erschwere die
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Prozeß der Menschenrechtserziehung »einge-
lassen« hätten, umschreibt milde, daß die Staa-
ten ihrer Verpflichtung, die Menschenrechts-
thematik aktiv in den Schulunterricht einzubau-
en, nicht umsetzen und zum Teil auch den In-
formationsfluß bremsen oder zum Versiegen
bringen. Ein weiteres Problem sei das aus-
bleibende rechtzeitige Handeln (early action)
nach erfolgter Frühwarnung (early warning).
Sie schreibt: »Bislang sind ... keine klaren
Strukturen erkennbar, was die Bewertung und
Weiterleitung von early warning data anbe-
langt.« (S. 121)
In den Ausführungen zum ›Menschenrechts-
schutz durch Kooperation‹ schildert die Auto-
rin, mit welchen Methoden die UN auf sozu-
sagen freundschaftlichem Wege versucht, die
Staaten zur Einhaltung der Menschenrechts-
standards zu bringen. Sie untersucht die ver-
schiedenen Beschwerdeverfahren etwa in der
Menschenrechtskommission und in den Ver-
tragsorganen des Menschenrechtsschutzes und
kommt beim sogenannten 1503-Verfahren zum
Schluß, »daß diese Methode zur Ermittlung von
›Situationen‹ in hohem Maße Zeit, Geld und
Energie« verschwende (S. 147). Hier wird zum
ersten und einzigen Mal ein Verfahren als nicht
mehr zeitgemäß und sogar überflüssig bewer-
tet. Auch die Individualbeschwerdeverfahren
funktionierten eher schlecht als recht, weil die
UN personell nicht in der Lage seien, die Be-
schwerden zu bearbeiten – ein Mißstand, der
durch die einschlägige Literatur schon seit lan-
gem bekannt ist und immer wieder moniert
wird.
In die Rubrik ›Kooperation‹ fallen für die Au-
torin auch die diplomatischen Reisen der Hoch-
kommissarin für Menschenrechte Mary Robin-
son, die sie als nur bedingt erfolgreich ansieht.
»Der Krisenherd Naher Osten zeigt bislang also
eher die Grenzen als die Chancen auf, die mit
der präventiven Diplomatie des OHCHR ver-
bunden sind.« (S. 157) Hier hätten die Äußerun-
gen der Hochkommissarin zu den Gründen ih-
res Ausscheidens 2002 das Gesamtbild ergänzt,
belegen sie doch Robinsons Frustration dar-
über, wie sehr sie in ihrer Arbeit auch von de-
mokratischen Staaten, nicht zuletzt den USA,
behindert wurde. Rupprecht macht darauf auf-
merksam, daß »die meisten Staaten sich der Ko-
operation nicht vollständig verweigern, sondern
sich halbherzig auf sie einlassen. Sie wahren
den Schein, um ihr Image nicht zu beschädigen,
und sich nicht angreifbar zu machen. Dabei sind
sie nicht wirklich an Fortschritt … interessiert.«
(S. 171) Und weiter: »Es scheint also, als woll-
ten die Staaten gar nicht, daß der höchste Amts-
träger der UNO für Menschenrechtsfragen sei-
ne Arbeit gründlich macht« (S. 172) – keine
ganz neue Erkenntnis.
Im Kapitel ›Konfrontation‹ wird es konkreter,
denn die Autorin bewertet dieses Instrumentari-
um anhand von Beispielen aus der jüngeren Ge-
schichte. So sei die Konfrontationsstrategie bei
China gescheitert, bei Rußland eher erfolglos,
bei Israel ebenfalls wirkungslos und nur im Fall
Kosovo und bei Irak erfolgreich gewesen. Sie
zieht die Bilanz: »Insgesamt scheint es …, daß
das UN-Instrument der humanitären Interven-
tion unter bestimmten strategischen Bedingun-
gen … trotz der damit verbundenen hohen Risi-
ken wirksam für die Ziele des Menschenrechts-

Kontrolle von außen und verhindere die wissen-
schaftliche Aufarbeitung der Praxis.
Breiter Raum in diesem Buch wird Diskussio-
nen über die Inkonsequenzen der UNCC bei der
Unterscheidung zwischen ›direkten‹ und ›in-
direkten‹ Schäden oder der Arbeit der Völker-
rechtskommission auf dem Gebiet der Staaten-
verantwortung eingeräumt, was möglicherwei-
se dem eher politisch als völkerrechtlich orien-
tierten Leser das Herausschälen der Kernaus-
sagen und Hauptthesen dieses an sich sehr ge-
diegenen und ausgewogenen Buches erschwert.
Und man hätte sich auch einen treffenderen Ti-
tel gewünscht.

PAUL CONLON ❒

Rupprecht, Johanna: Frieden durch Men-
schenrechtsschutz. Strategien der Vereinten
Nationen zur Verwirklichung der Menschen-
rechte weltweit

Baden-Baden: Nomos 2003
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13 Kriege, 29 gewaltsame Konflikte und 131
überwiegend gewaltfrei verlaufene Auseinan-
dersetzungen hat das am Institut für Politische
Wissenschaft der dortigen Universität angesie-
delte Heidelberger Institut für Internationale
Konfliktforschung im Jahre 2002 gezählt. Ha-
ben die Vereinten Nationen bei ihrer ureigenen
Aufgabe, »künftige Geschlechter vor der Geißel
des Krieges zu bewahren«, versagt? Können Krie-
ge durch Menschenrechtsschutz verhindert wer-
den? Diesen Fragen widmet sich die Münchner
Dissertation von Johanna Rupprecht. Ihre Kern-
frage lautet: Wie, in welchem Ausmaß, mit wel-
chen Mitteln und mit welchem Ergebnis bewir-
ken die Vereinten Nationen Frieden durch Men-
schenrechtsschutz? Die Autorin geht bei der
Beantwortung dieser Frage nicht chronologisch
und auch nicht institutionenbezogen, sondern
streng systematisch vor.
Nach einem einführenden Teil, in dem das
Menschenrechtssystem der UN und ihr Mandat
zum Schutz der Menschenrechte dargestellt wer-
den, arbeitet die Autorin die Kernfrage in vier
Hauptkapiteln ab. Jedes Kapitel behandelt eine
Strategie zum Schutz der Menschenrechte. Die
Untersuchung beginnt mit dem völkerrechtlich
schwächsten Instrument, der Information. Dann
wird die Strategie der Kooperation analysiert,
gefolgt von der Strategie, durch Konfrontation
Menschenrechtsschutz einzufordern, bis hin zum
stärksten Mittel, dem Schutz durch Gerichtsbar-
keit. Innerhalb der Kapitel beschreibt und be-
wertet Rupprecht, wie die verschiedenen Orga-
ne der Vereinten Nationen diese Aufgabe um-
setzen. In weiten Teilen geht die Untersuchung
allerdings nicht über das Beschreibende hin-
aus.
Im Kapitel über die Informationsstrategie wer-
den die Weltinformationskampagne, die Deka-
de für Menschenrechtserziehung, Aktionsjahre
und -tage und die Weltkonferenzen auf ihren
Gehalt und ihre Auswirkungen hin geprüft. Die
Kritik der Autorin, daß die Regierungen der
Mitgliedstaaten sich nur »schleppend« auf den

schutzes eingesetzt werden kann«. (S. 215) Bei-
spiele seien Sierra Leone und Osttimor. Etwas
später schreibt sie jedoch, daß die UN nicht be-
stimmte Menschen töten oder verletzen dürf-
ten, um das Leben und die Rechte anderer Men-
schen zu sichern – Menschenleben könnten
nicht gegeneinander aufgewogen werden. Bei-
de Aussagen widersprechen sich, und die Auto-
rin bleibt eine klare Stellungnahme schuldig, ob
humanitäre Interventionen nun auf Grund der
möglichen ›Kollateralschäden‹ ein ethisch ver-
tretbares Menschenrechtsinstrument sind oder
nicht.
Im letzten Kapitel ›Menschenrechtsschutz durch
Gerichtsbarkeit‹ stellt Rupprecht die bestehen-
den Tribunale für das ehemalige Jugoslawien
und Rwanda, den neuen Internationalen Straf-
gerichtshof sowie die jüngsten Projekte in Ost-
timor, Sierra Leone und Kambodscha vor. Sie
kommt zu dem Schluß, daß die Gerichte zwar
eine notwendige Ergänzung seien, aber wegen
Geldmangels wenig wirksam arbeiten könnten.
Darüber hinaus könnten sie nur einem ver-
schwindend geringen Teil der Verantwortlichen
den Prozeß machen.
Der gesamten Arbeit liegt der Tenor zugrunde,
daß die Vereinten Nationen sich weit von ihrer
ursprünglichen Aufgabe in bezug auf den Men-
schenrechtsschutz entfernt, ja emanzipiert ha-
ben. Die Organisation tue ihr Möglichstes im
Rahmen der engen finanziellen und personel-
len Grenzen, die die Mitgliedstaaten dem Men-
schenrechtsschutz setzen. Indes ist die Kritik
der Autorin am Menschenrechtsschutzsystem
der UN tendenziell zu moderat. Sie stellt sich zu
selten die Frage, ob die UN – abgesehen von der
Papierflut, die die einschlägigen Gremien Jahr
für Jahr produzieren – zu einer tatsächlichen
Verbesserung der Lage der Menschenrechte in
der Welt beitragen und ob das Ergebnis den
Aufwand rechtfertigt. Der Bezug zur Praxis
kommt zu kurz.
Was wohl als Bereicherung und Auflockerung
gedacht war – die in Kleindruck eingerückten
Zitate auf fast jeder Seite –, stellt sich beim Le-
sen als eher störend heraus. Es handelt sich oft
um Zitate, die in ihrer Ausführlichkeit entweder
in die Fußnoten gehört hätten oder auch ganz
weggelassen werden könnten. Statt dessen wä-
ren mehr Beispiele, wie Maßnahmen der UN
die Menschenrechtssituation in den einzelnen
Ländern beeinflussen, aufschlußreicher gewe-
sen. Man merkt dem Buch an, daß es – für eine
Dissertation nicht ungewöhnlich – ausschließ-
lich auf Informationen, die in Papierform vor-
liegen, beruht. Hilfreich wären zusätzliche In-
formationen auf der Basis von Interviews mit
Betroffenen, Menschenrechtsverteidigern und
UN-Bediensteten gewesen. So ließen sich Er-
folge und Mißerfolge besser bewerten.
Doch sollte darüber das große Verdienst der
Autorin nicht übersehen werden: Die Stärke 
ihres Buches liegt eindeutig darin, daß es das
komplizierte Menschenrechtssystem der UN
systematisch und zugleich anschaulich unter
dem Aspekt der Herbeiführung friedlicher Ver-
hältnisse untersucht und dabei eine Fülle von
Informationen einbezieht, die in dieser kompri-
mierten und zugleich übersichtlichen Form bis-
her nicht vorgelegen haben.

ANJA PAPENFUSS ❒
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Die nach dem 11. September 2001 von der Bush-
Regierung eingenommene Rechtsauffassung,
Angriffskriege gegen mutmaßliche Unterstützer-
staaten von Terrorakten zu führen und darüber
hinaus gewaltsame Regimewechsel anzustreben,
legt die Axt an die Wurzel des geltenden Völker-
rechts. Insbesondere das in der Präambel und in
Artikel 2 der UNO-Charta niedergelegte Gewalt-
verbot steht auf dem Prüfstand.
Die Beiträge vermitteln vor allem politik- und
rechtswissenschaftliche Aspekte der internatio-
nalen Debatte im Vorfeld des Irakkrieges um den
Fortbestand und die Zwänge zur Anpassung des
Völkerrechts an veränderte sicherheitspolitische
Herausforderungen. Die Autoren beleuchten aus
unterschiedlichen Perspektiven die Erfordernisse
und Chancen, verlässliche Rechtsgrundlagen in
den internationalen Beziehungen zu erhalten,
weiterzuentwickeln und zu stärken.
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Die Publikation ist eine handliche Gesamtaus-
gabe der Rechtstexte der Vereinten Nationen
auf dem Gebiet der Menschenrechte in deut-
scher Sprache. Ihr Ziel ist es, jedem den Zugang
zu den einschlägigen Rechtstexten zu ermög-
lichen.

Durchblick
Die Wirksamkeit aller Rechtsakte im Bereich der
Menschenrechte bleibt beschränkt, solange sie
nur einem kleinen Kreis von Spezialisten be-
kannt sind. Grundsätzlich sollte jeder über die
Rechte informiert sein, die ihm die internatio-
nale Gemeinschaft zuerkennt. Durch diese
Sammlung von Konventionen und anderen
Texten wird der Zugriff auf das reiche Instru-
mentarium der Vereinten Nationen zur Förde-
rung und zum Schutz der Menschenrechte
wesentlich erleichtert.

Übersicht
Die Dokumente sind nach fünfzehn Themenbe-
reichen geordnet, unter denen die zentralen
Konventionen, Protokolle und Übereinkommen
zu den verschiedenen Bereichen des Menschen-
rechtsschutzes übersichtlich dargestellt werden.
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Aktualität
Die erweiterte Auflage macht den Leser mit 
wichtigen Neuerungen vertraut, u. a. finden sich
Materialien zu

� dem Statut des Internationalen Strafgerichts-
hofs

� dem Fakultativprotokoll zum Übereinkommen
gegen die Diskriminierung der Frau

� der Millenniums-Erklärung der Vereinten Na-
tionen.
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